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EDITORIAL/122: Was bleibt? (SB)
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Was bleibt?

Wer strebt es nicht an, das Bleibende, das mithin Haftende, das sich
fesselt, sammelt und einfindet im Versprechen der Freiheit, des
Fortschritts und des Gelingens mit ihren Echos ohne Ende? Es wäre
biologisch tief und weit bereits mit Blick auf die erdgeschichtliche
Entwicklung ausschließlich in der Vergangenheit zu suchen, nur um auf
die ersten Erscheinungen des Lebens zurückzufinden, welche mit den
übrigen Prozessen naturgeschichtlicher Phänomene indes nachgewiesen
werden konnten.

Die ungeheuer vielen, sich gegenseitig bedingenden und gleichzeitig
ablösenden Gestaltungen und Artenwechsel besagter Lebensentfaltung
repräsentieren folglich geradezu die mit den Dauerattributen des
Wandels verknüpften Erläuterungsversuche und verbundenen Beweise. Die
Voraussetzungen bleibender Aussichten inklusive ihrer möglichen
Endlichkeit allerdings wären anders auch kaum zu behaupten und
darzustellen.

Deshalb ist auch der Vernunft der schreibenden Zunft die Abschweifung
zuzumuten, die in dem allseits bekannten Satz ihren akzeptierten
Ausdruck findet, daß nur der bleibt, der schreibt.

Ihre Schattenblick-Redaktion


1. März 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.
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Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97
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ATOM/203: Halbwertzeit - gesteigerte Urananreicherung ... (BBU)


Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen

IPPNW (Internationale Ärzte zur Verhütung eines Atomkriegs/Ärzte in
sozialer Verantwortung)

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU)

Arbeitskreis Umwelt (AKU) Gronau

Aktionsbündnis Stop Westcastor, Jülich

Arbeitskreis Umwelt (AKU) Schüttorf

Bürgerinitiative "Kein Atommüll in Ahaus"

SOFA (Sofortiger Atomaustieg) Münster

Bürgerinitiative Umweltschutz Lüchow-Dannenberg

Gemeinsame Pressemitteilung - Gronau/Münster/Lüchow/Bonn/Berlin, 5.
März 2019

Urenco vervierfacht Urananreicherungsgrad


- RWE, EON und Bundesregierung billigen Ausbau des Atomsektors

- Wettlauf in den USA um zivil-militärische Atom-Renaissance

- Uran-Firma in Jülich an Entwicklung und Bau beteiligt?



Der deutsch-niederländisch-britische Urananreicherer Urenco hat
angekündigt, in der firmeneigenen Urananreicherungsanlage in New
Mexico/USA Kapazitäten für eine Vervierfachung des bisherigen
Urananreicherungsgrads für Brennelemente aufzubauen. Zukünftig soll
Uran 235 statt bislang maximal auf 5% auf bis zu 19,75% angereichert
werden. Für die Entwicklung der entsprechenden Zentrifugen würde die
zentrale Urenco-Techniktochter ETC neben dem Forschungszentrum in
Jülich eingesetzt werden. Als mögliche Kunden führt Urenco
"fortgeschrittene Reaktortypen" sowie Forschungsreaktoren an, aber
auch die von Urenco geplanten eigenen U-Batterie-Atomreaktoren.
Konkretes Interesse an dem deutlich höher angereicherten Uran hat in
den USA vor wenigen Wochen ausgerechnet das
US-Verteidigungsministerium geäußert, das kleine mobile Reaktoren für
"rapid response scenarios" bauen möchte.

Mit der Ankündigung von Urenco setzen sich die deutschen Miteigentümer
RWE und EON sowie die Aufsicht führende Bundesregierung klar für einen
gefährlichen Ausbau des Atomsektors ein. Das neue Produkt "HALEU"
(high assay low-enriched uranium) kommt extrem nahe an die 20%-Grenze
bei der Urananreicherung. Darüber gilt Uran als hochangereichert und
waffenfähig.

Atompolitische Sicherheitsbarrieren werden durchbrochen

"Der Urananreicherer Urenco, seine deutschen Miteigentümer RWE und EON
sowie die Bundesregierung durchbrechen bei der Urananreicherung eine
sicherheitspolitische Barriere - just zu einer Zeit, wo in den USA und
in Europa eine neue atomare Aufrüstung droht. Öffentlich verkünden die
Bundesregierung, aber auch RWE und EON, aus der Atomenergie aussteigen
zu wollen, doch nun offenbart sich der Einstieg in eine völlig neue
zivil-militärische Dimension der Urananreicherung. In den USA gibt es
bereits jetzt einen Wettlauf auf dem HALEU-Sektor zwischen Urenco und
dem US-Konkurrenten Centrus Energy um neue Kunden," so Matthias
Eickhoff vom Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen.

"Urenco wird in den USA schon seit Jahren mit der Belieferung von
Reaktoren in Zusammenhang gebracht, die Tritium für den Einsatz in
Atomwaffen herstellen. Bislang galt die 5%-Grenze bei der
Urananreicherung als Beleg für die rein zivile Nutzung - warum soll
dies jetzt nicht mehr gelten? Wie kann die Bundesregierung einen
derart dramatischen Kursschwenk bei Urenco billigen? Und welche
Garantien gibt es, dass die neue 19,75%-Grenze in ein paar Jahren
nicht auch gekippt wird, weil die Begehrlichkeiten zu groß werden? Die
Gefahr der Proliferation schätze ich aus friedenspolitischer Sicht als
sehr hoch ein," so Dr. Angelika Claussen von der Ärzteorganisation und
Friedensnobelpreisträgerin IPPNW.

Zentrifugenfirma in Jülich und Urananreicherungsanlage Gronau
beteiligt?

"Auch die deutschen Standorte zur Urananreicherung und
Zentrifugenherstellung werden direkt und indirekt von der
Vervierfachung des Urananreicherungsgrads betroffen sein. In Jülich
befindet sich bei ETC das technologische Zentrum der
Zentrifugenherstellung für Urenco und die französische Partnerfirma
Orano. Und von Urenco in Gronau angereichertes Uran kann in der
US-Anreicherungsanlage in New Mexico dann womöglich zu HALEU weiter
angereichert werden - hier werden viele der bisherigen
Sicherheitsschranken durchbrochen," ergänzte Kerstin Rudek von der BI
Umweltschutz Lüchow-Dannenberg.

Hintergrund:

Urenco Ltd. gehört zu je einem Drittel dem britischen und dem
niederländischen Staat. Das deutsche Drittel gehört zu gleichen Teilen
RWE und EON. Die Bundesregierung beaufsichtigt Urenco zusammen mit der
britischen und niederländischen Regierung. Urenco verfügt über ca. 30%
Anteil auf dem Weltmarkt für angereichertes Uran. In Deutschland steht
die Urananreicherungsanlage im westfälischen Gronau. Sie ist immer
noch vom Atomausstieg ausgenommen, beliefert aber z. B. die
hochumstrittenen Pannenreaktoren in Belgien.

ETC (Enrichment Technology Company) ist eine gemeinsame Tochter von
Urenco und Orano (ex-Areva) zur Entwicklung und zum Bau von
Urananreicherungs-Zentrifugen sowie ganzer Urananreicherungsanlagen.
Die deutsche Niederlassung in Jülich ist für Forschung, Entwicklung
und Teile der Zentrifugen-Fertigung zuständig.



Verwendete Dokumente:

https://urenco.com/news/detail/urenco-usa-inc.-announces-next-step-haleu-activities

http://www.world-nuclear-news.org/Articles/Urenco-USA-announces-HALEU-activities

http://www.world-nuclear-news.org/Articles/US-clears-way-for-HALEU

http://www.world-nuclear-news.org/Articles/Centrus-seleced-for-HALEU-enrichment-project

https://www.centrusenergy.com/what-we-do/national-security/

https://www.centrusenergy.com/what-we-do/nuclear-fuel/high-assay-low-enriched-uranium/

https://www.enritec.com/

https://urenco.com/about-us/company-structure/u-battery/

Karfreitag (19.4.2019) beginnt um 13.00 Uhr am Gronauer Bahnhof erneut
ein Ostermarsch zur UAA Gronau. 

Infos: https://ostermarsch-gronau.de

Weitere Infos:

www.ippnw.de, www.bbu-online.de

www.sofa-ms.de, www.urantransport.de

www.bi-luechow-dannenberg.de

http://westcastor.blogsport.de

 * 

Quelle:

BBU-Pressemitteilung, 05.03.2019

Herausgeber:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Internet: www.bbu-online.de

Facebook: www.facebook.com/BBU72



veröffentlicht im Schattenblick zum 6. März 2019 
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WALD/380: Hambacher Forst - die Mühlen der Justiz ... (BUND NRW)


BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen e.V. - 7. März 2019

Hambach-Klagen des BUND vor Gericht

Mündliche Verhandlung beim Verwaltungsgericht Köln



Düsseldorf, 07.03.2019 | Am Dienstag, dem 12. März 2019, verhandelt das
Verwaltungsgerichts Köln drei Klagen des nordrhein-westfälischen
Landesverbandes des Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) zur
Rettung des Hambacher Waldes und zum Stopp des Braunkohlentagebaus.
Klagegegner ist das Land Nordrhein-Westfalen, beigeladen ist die RWE Power
AG.

Gegenstand der ersten Klage ist die Zulassung des Hauptbetriebsplans für
die Fortführung des Braunkohlentagebaus Hambach für den Zeitraum vom 1.
April 2018 bis zum 31. Dezember 2020 (Aktenzeichen 14 K 3037/18). Der
Hauptbetriebsplan beinhaltet auch die Erlaubnis zur Rodung eines etwa 200
Hektar großen Bereichs der ehemaligen Bürgewälder. Insgesamt liegen im
Bereich des landesplanerisch genehmigten Tagebaus Hambach noch Waldflächen
einer Größe von etwa 550 Hektar. Die dort überwiegenden
Eichen-Hainbuchen-Bestände sind die naturnahen Reste des vor der
bergbaulichen Zerstörung 4.100 Hektar großen Hambacher Waldes, dessen
Entwicklung seit der nacheiszeitlichen Wiederbewaldung nie unterbrochen
wurde.

Eine weitere Besonderheit des Waldes ist das Vorkommen der im deutschen
Vergleich größten Tieflandkolonie der streng geschützten
Bechstein-Fledermaus. Die zwei Wochenstuben-Kolonien mit insgesamt etwa 80
Weibchen gehören zu den bedeutendsten Europas, was durch ein langjähriges
Monitoring-Programm der RWE Power AG belegt wird. Zwischen den
Klageparteien unstrittig ist, dass der Hambacher Wald die Kriterien der
europäischen Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie als Natura 2000-Gebiet erfüllt.
Nach BUND-Auffassung hätte der Wald deshalb spätestens nach der Entdeckung
des einzigartigen Fledermaus-Vorkommens im Jahre 2005 als potenzielles
FFH-Gebiet an die Europäische Kommission nachgemeldet werden müssen. Doch
dies bestreiten das Land NRW und die RWE Power AG, weil damit ein Stopp der
flächenmäßigen Ausdehnung des Tagebaus verbunden wäre. Nachdem
Ministerpräsident Armin Laschet verkündet hat, der Erhalt des Hambacher
Waldes sei wünschenswert, erwartet der BUND, dass die Landesregierung ihren
Beitrag dazu leistet und den Hambacher Wald als FFH-Gebiet nachmeldet.

Im Verfahren auf Gewährung vorläufigen Rechtsschutzes gegen die Zulassung
des Hauptbetriebsplans hatte das Oberverwaltungsgericht NRW am 5. Oktober
2018 die ablehnende Entscheidung der 14. Kammer des Verwaltungsgerichts
Köln revidiert, und einen Rodungsstopp verfügt.

Die beiden weiteren Klagen betreffen die Zwangsenteignung und vorzeitige
Besitzeinweisung eines etwa 500 m2 großen BUND-Grundstücks im
Tagebauvorfeld, unmittelbar östlich des Hambacher Waldes gelegen (Az. 14 K
4496/18 und 14 K 6238/18). Der BUND hatte die Ackerfläche - in dessen
Untergrund sich ein als Bodendenkmal eingetragenes römisches Grab aus dem
2./3. Jahrhundert befindet - im Jahre 1997 erworben. Seitdem wurde das
Grundstück zum Symbol des Widerstandes gegen den Tagebau und Anlaufpunkt
für zahlreiche legale und friedliche Aktionen. Der BUND macht geltend, dass
der mit der Zwangsenteignung verbundene Eingriff in das Grundrecht auf
Eigentum gemäß Artikel 14 Grundgesetz wegen entgegen stehender
Allgemeinwohlinteressen (Klimaschutz, mangelnde energiepolitische
Notwendigkeit, etc.) nicht zulässig sei. Ferner stünden auch ohne die ab
dem 1.4.2022 geplante bergbauliche Inanspruchnahme des Grundstücks sowie
unter Verzicht auf weitere Rodungen noch größere förderfähige Mengen
Braunkohle zur Verfügung, als klimaschutzpolitisch zulässig und kompatibel
mit den Empfehlungen der Kohle-Kommission. Die RWE Power AG hält dem
gegenüber eine Umfahrung des BUND-Grundstücks wegen des damit verbundenen
Förderverlusts von 300 Millionen Tonnen Braunkohle für nicht zumutbar.

Unabhängig vom Ausgang der Klagen im erstinstanzlichen Verfahren geht der
BUND davon aus, dass die jeweils unterliegenden Parteien in die Berufung
gehen werden. Beim Oberverwaltungsgericht NRW ist bereits die BUND-Klage
gegen die Zulassung des Rahmenbetriebsplans zur Fortführung des Tagebaus
Hambach von 2020 bis 2030 anhängig. Ein entsprechender Termin für die
mündliche Verhandlung steht noch nicht fest.


Mehr Infos:

www.bund-nrw.de/hambach

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 7. März 2019

Herausgeber: Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen

Merowingerstr. 88, 40225 Düsseldorf

Telefon: 0211/30 20 05-0

E-Mail: bund.nrw@bund.net

Internet: www.bund-nrw.de
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TREFF/1340: Berlin - (Un)sichtbare Welten. Kommunizieren unsere Augen?, 14.03.2019


Union der deutschen Akademien der Wissenschaften - 05.03.2019

(Un)sichtbare Welten: Kommunizieren unsere Augen?



Über die Bedeutung des Sehens für unser Zusammenleben diskutieren am 14.
März 2019, um 19 Uhr, Michael Bach, Brigitte Falkenburg und Moritz
Wehrmann im Museum für Kommunikation Berlin. Der Themenabend ist die
Abschlussveranstaltung der Reihe "Mit allen Sinnen: Wie wir zusammen
leben", die gemeinsam von Akademienunion und Schering Stiftung organisiert
wird.

Wie oft wird vom "ersten Blick" gesprochen oder davon, "das Gesicht zu
wahren" beziehungsweise es "zu verlieren". In unserer Sprache ist das
Wissen um die Rolle des Sehsinns in der nonverbalen Kommunikation
allgegenwärtig. Aber ist unser Bild der Welt wirklich objektiv oder ist
das Gesehene nicht vielmehr ein Konstrukt unseres Gehirns? Diese und
weitere Fragen diskutieren der Sehforscher Michael Bach, die Philosophin
Brigitte Falkenburg und der Künstler Moritz Wehrmann mit der Moderatorin
Katja Weber (radioeins/rbb) im Lichthof des Museums für Kommunikation
Berlin, Leipziger Straße 16, 10117 Berlin. Die Veranstaltung findet im
Rahmen der Brain Awareness Week Berlin 2019 statt.

Der Eintritt zur Veranstaltung ist frei. Um Anmeldung wird gebeten unter:

https://www.akademienunion.de/mit-allen-sinnen


Zu den Podiumsgästen:

Prof. Dr. Michael Bach

Michael Bach arbeitet seit über drei Jahrzehnten an der Klinik für
Augenheilkunde des Universitäts-klinikums Freiburg. Er leitete dort die
Sektion Funktionelle Sehforschung / Elektrophysiologie und war acht Jahre
lang Präsident der International Society for Clinical Electrophysiology in
Vision (ISCEV). Als "professionelles Hobby" beschäftigt er sich mit
Phänomenen der Sehwahrnehmung, optischen Täuschungen und Neurobiologie der
Kunst.

Prof. Dr. Dr. Brigitte Falkenburg

Brigitte Falkenburg ist Philosophin und hatte von 1997 bis Februar 2019
den Lehrstuhl für Theoretische Philosophie an der TU Dortmund inne. Ihre
Forschung umfasst Themen der Naturphilosophie, Wissenschaftstheorie und
Philosophie der Physik sowie der neuzeitlichen Metaphysik,
Erkenntnistheorie und Philosophie der Technik. Sie ist seit 2012 Mitglied
der Nordrhein-Westfälischen Akademie der Wissenschaften und der Künste.

Moritz Wehrmann

Moritz Wehrmann hat Medienkunst und Gestaltung an der Bauhaus-Universität
Weimar sowie am College of Fine Arts in Sydney studiert. Sein Interesse
gilt der visuellen und räumlichen Erfahrbarmachung von Nicht/-Wissen in
Form gestalterisch künstlerischer Experimente, Installationen, Bildern und
Apparaturen. Neben seiner künstlerischen Tätigkeit war er zudem u.a.
Mitarbeiter am Exzellenzcluster Bild Wissen Gestaltung der HU Berlin und
im IKKM Weimar. Seine Arbeiten wurden z.B. in Ausstellungen im
Martin-Gropius Bau Berlin, der Bauhaus Stiftung Dessau und dem Deutschen
Hygiene Museum Dresden gezeigt.

Die Veranstaltungsreihe "Mit allen Sinnen: Wie wir zusammen leben" ist
eine Kooperation der Akademienunion und der Schering Stiftung. An vier
Themenabenden wird die Wirkung verschiedener Sinneswahrnehmungen auf unser
gesellschaftliches Zusammenleben aus wissenschaftlicher und künstlerischer
Perspektive beleuchtet. Zwei der Themenabende finden in Kooperation mit
dem Museum für Kommunikation Berlin statt. Den Programmflyer der
Veranstaltungsreihe können Sie sich unter herunterladen unter:

https://www.akademienunion.de/mit-allen-sinnen/




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution611

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Union der deutschen Akademien der Wissenschaften, 05.03.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TREFF/665: Bocholt - "Nacht der Bibliotheken" 2019 am 15.03.19


Stadt Bocholt - Fahrradfreundlichste Stadt Deutschlands

"mach es!"

"Nacht der Bibliotheken" 2019 am 15. März 2019 

in der Stadtbibliothek Bocholt



Spannende Kreativangebote, Green-Screen-Station und Mini-Konzerte //
Karten für die Kreativangebote und Lesung ab sofort bei der
Stadtbibliothek

Bocholt (BIB). Konsumieren war gestern. Heute heißt es: selber machen!
"mach es!" lautet daher das Motto der "Nacht der Bibliotheken" 2019,
die am Freitag, 15. März 2019, erstmalig nicht nur in
Nordrhein-Westfalen, sondern auch in Schleswig-Holstein stattfindet.
Mit kreativen Programmen bieten rund 200 Bibliotheken in NRW ihren
Besucherinnen und Besuchern viele Möglichkeiten, selbst aktiv zu
werden. Auch die Stadtbibliothek Bocholt lädt ab 15 Uhr in die
Stadtbibliothek (Medienzentrum), Hindenburgstraße.

Bis tief in die Nacht hinein gibt es bei der "Nacht der Bibliotheken"
reichlich Möglichkeiten zum Selbermachen, Ausprobieren und Entdecken
von Neuem. Angebote rund ums Gaming, Musikmachen, Mangazeichnen sind
bei der Nacht der Bibliotheken ebenso angesagt wie Basteln,
Brettspiele, Fotoshootings oder Autorenlesungen.

Puppentheater, Manga-Workshop und Musik

In der Stadtbibliothek Bocholt startet das Programm bereits ab 15 Uhr
mit dem Puppentheater "Hilfe, die Olchis kommen!" für alle Kinder ab 4
Jahren im Saal Futura I. "Diese Veranstaltung ist aber leider bereits
ausverkauft", erklärt Melanie Tenhumberg von der Stadtbliothek. Im
Anschluss können die Kinder ab 16:15 Uhr in zwei verschiedenen Gruppen
lustige Olchis aus Papier in der Kinderbibliothek basteln (Eintritt: 1
Euro, Eltern benötigen keine Karte) oder sich mit den beliebten Wesen
an der Green-Screen-Station in der Vorhalle fotografieren lassen.

Am frühen Abend wird um 19 Uhr für Jugendliche ab 10 Jahren ein 
Manga-Workshop mit Alexandra Völker angeboten (Eintritt: 3 Euro). Nach einer
kurzen Einführung werden in der neuen Kinder- und Jugendabteilung
künstlerische Lesezeichen im Stile der japanischen Comickunst
entstehen.

Eintrittskarten für die Kreativangebote sind ab sofort in der
Stadtbibliothek Bocholt (Hindenburgstraße 5) zu erwerben.

Zeitgleich laden ab 17 Uhr Mini-Konzerte mit Schülerinnen und Schülern
der Musikschule Bocholt-Isselburg zum Verweilen und entspannten
Schmökern ein. Von 18 bis 19:30 Uhr findet im 1. OG außerdem eine
eBook-Sprechstunde rund um das Lesen mit dem eReader statt.

Jürgen Kehrer und Sandra Lüpkes lesen Kurzkrimis

Ein besonderes Highlight erwartet alle Bocholter Leseratten ab 19:30
Uhr im Saal Futura I: Deutschlands erfolgreichstes Krimiautorenpaar,
Wilsberg-Autor Jürgen Kehrer und seine Ehefrau Sandra Lüpkes, lädt zu
einem Abend mit heiteren Kurzkrimis ein. Unter dem Motto "Was sich
liebt, das killt sich" leuchtet das Dreamteam der Krimiszene
Beziehungskisten aus, rettet Kröten, zählt Kalorien und nimmt einen
Kosenamen-Experten aufs Korn. "Hier gibt es noch einige Restkarten.
Wer dabei sein möchte, sollte sich früh Karten sichern", so
Tenhumberg. (Eintritt: 9 Euro im Vorverkauf, 10 Euro an der
Abendkasse).

Die "Nacht der Bibliotheken"

"Bibliotheken machen Spaß", betont die Schirmherrin der "Nacht der
Bibliotheken" Susanne Laschet, gelernte Buchhändlerin, Literaturfan
und Ehefrau von NRW-Ministerpräsident Armin Laschet. Auch die "Nacht
der Bibliotheken" steht für Spaßhaben, fürs Feste feiern mit Freunden
und Familienmitgliedern. Vielfalt ist hier Programm: Weit mehr als
50.000 Menschen erfreuten sich daran bei jeder der letzten
Bibliotheksnächte.

Die "Nacht der Bibliotheken" wird seit 2005 alle zwei Jahre vom
Verband der Bibliotheken des Landes Nordrhein-Westfalen e. V. (vbnw)
organisiert und vom Ministerium für Kultur und Wissenschaft des Landes
NRW sowie der ekz.bibliotheksservice GmbH finanziell unterstützt. WDR
5 ist Medienpartner.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 05.03.19

Presse- und Informationsdienst der Stadt Bocholt

Berliner Platz 1, D-46395 Bocholt

Tel.: + 49 2871 953-327, -209, -571, Fax: + 49 2871 953-189

E-Mail: pid@mail.bocholt.de

Internet: http://www.bocholt.de
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INTERNATIONAL/264: NGOs organisieren ein großes Friedensfest (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro München / Pressenza New
York 

Nachricht vom 5. März 2019

NGOs organisieren ein großes Friedensfest



New York - 05.03.2019. Die North Atlantic Treaty Organization (NATO)
kommt am 4. April 2019 anlässlich ihres 70. Geburtstags nach
Washington D.C. Anstatt den Jahrestag der NATO zu feiern, wird eine
wachsende Koalition von Einzelpersonen und
Nichtregierungsorganisationen eine große Friedensfeier organisieren,
um ihre Ablehnung gegen das größte Militärbündnis der Welt zu
verdeutlichen.

Obwohl sich die NATO auf die Fahne schreibt, für Frieden einzutreten,
hat sie wiederholt gegen Völkerrecht verstoßen und Bosnien
Herzegowina, den Kosovo, Serbien, Afghanistan, Pakistan und Libyen
bombardiert. Unter dem Deckmantel einer "humanitären Intervention" hat
die NATO bewusst Zivilisten und städtische Infrastrukturen wie
Brücken, Kraftwerke und lokale Unternehmen im ehemaligen Jugoslawien
ins Visier genommen. Jahrzehnte später kämpft die Region immer noch
mit Schäden in Milliardenhöhe und dem Ausbruch von Krebs in der
Bevölkerung durch sechs Tonnen Uranbomben, die in den 90er Jahren auf
das Land abgeworfen wurden, einem illegalen Krieg, der nie von den
Vereinten Nationen genehmigt wurde, wobei auch eine Genehmigung den
Tod und die Zerstörung nicht hätte rechtfertigen können.

Heute entfallen drei Viertel aller weltweiten Militärausgaben und
Waffengeschäfte auf die NATO.

Krieg trägt maßgeblich zu den wachsenden globalen Flüchtlings- und
Klimakrisen bei, er ist die Grundlage für die Militarisierung der
Polizei, eine der Hauptursachen für die Erosion der Bürgerrechte und
Katalysator für Rassismus und Fanatismus. Der April gehört Martin
Luther King Jr., nicht dem Militarismus. Anstatt der NATO "Happy
Birthday" zu sagen, feiern wir den Frieden, zum Gedenken an die Rede
von Martin Luther King Jr. gegen Krieg am 4. April 1967 sowie an seine
Ermordung am 4. April 1968.

Weitere Infos zum Friedensfest "Nein zur NATO, Ja zum Frieden" am 3.
und 4. April in Washington, DC gibt es auf notonato.org.

World Beyond War

https://worldbeyondwar.org/


Übersetzung aus dem Englischen von Pressenza München


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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MELDUNG/983: 170.000 Menschen gegen "Maulkorb" für Kampagnen-Organisationen (Campact)


Campact - Pressemitteilung vom 6. März 2019

Schon über 170.000 Menschen gegen "Maulkorb" für politische
Organisationen / Entzug der Gemeinnützigkeit - Gefahr für Vereine und
Verbände



Verden, 06. März 2019. Nachdem der Bundesfinanzhof dem
globalisierungskritischen Netzwerk Attac die Gemeinnützigkeit entzogen hat,
sprechen sich bereits über 170.000 Menschen für eine Reform der
Abgabenordnung aus, die Grundlage der richterlichen Entscheidung ist. Die
Abgabenordnung regelt, ob eine Organisation als gemeinnützig gilt oder
nicht. Nur dann können Bürgerinnen und Bürger ihre Spenden an die
betreffenden Organisationen von der Steuer absetzen

Damian Ludewig von Campact meint dazu: "Das Attac-Urteil ist ein Maulkorb
für die kritische Zivilgesellschaft. Die Entscheidungen der Finanzgerichte
und Finanzämter, ob eine Organisation dem Gemeinwohl dient, sind im Moment
unberechenbar und willkürlich."

Bisher konnten Vereine den Status der Gemeinnützigkeit unter anderem
erlangen, indem sie sich auf den Satzungszweck "politische Bildung"
beriefen. Die Richter sprachen Attac nun aber die Gemeinnützigkeit ab, weil
eine Tätigkeit, die darauf abziele, "die politische Willensbildung und die
öffentliche Meinung im Sinne eigener Auffassungen zu beeinflussen, nicht
als politische Bildungsarbeit gemeinnützig" sei. Künftig darf politisches
Engagement nur noch zu Zwecken erfolgen, die in der Abgabenordnung explizit
aufgeführt sind und für die die betreffenden Vereine als gemeinnützig
anerkannt sind. Förderfähige Zwecke sind aber in der Abgabenordnung nur
sehr lückenhaft aufgeführt. Soziale Gerechtigkeit, Klimaschutz oder Frieden
sind beispielsweise nicht enthalten. "Dabei ist politisches Engagement die
beste politische Bildung. Wir fordern daher den zuständigen
Bundesfinanzminister Olaf Scholz auf, umgehend einen Vorschlag für eine
zeitgemäße Abgabenordnung vorzulegen", so Damian Ludewig weiter. Im
Koalitionsvertrag ist eine Verbesserung des Gemeinnützigkeitsrecht
festgeschrieben.

Wenn Industriekonzerne ihre Partikularinteressen durch den Einsatz von
spezialisierten Lobby-Abteilungen schützen wollen, wie etwa der
Chemiekonzern Bayer sein Pestizid Glyphosat vor einem Verbot, können sie
die Kosten von der Steuer absetzen. Spenden an Parteien werden vom Staat
sogar noch zusätzlich subventioniert. Bei Kleinspenden an Parteien gibt der
Staat noch 45 Cent pro Euro dazu.

Campact ist Mitglied der Allianz "Rechtssicherheit für politische
Willensbildung" e.V. Campact ist vom Finanzamt für Körperschaften Berlin
mit Bescheid aus April 2016 als gemeinnützig eingestuft. Den aktuellen
Bescheid erwartet die Bürgerbewegung im Verlauf des Jahres 2019. Er gilt
dann rückwirkend. Um die eigene Unabhängigkeit zu gewährleisten, finanziert
sich die Organisation aus privaten Spenden, für die sie Spendenquittungen
ausstellt.

Weitere Informationen:

Allianz "Rechtssicherheit für politische Willensbildung? e.V.:

https://www.zivilgesellschaft-ist-gemeinnuetzig.de/die-allianz

Petition zum Schutz der Gemeinnützigkeit

 * 

Quelle:

Campact e.V. - Kampagnen für eine lebendige Demokratie

Artilleriestr. 6, 27283 Verden/Aller

Telefon: 04231/957 440, Fax: 04231/957 499

Internet: http://www.campact.de
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MELDUNG/052: Internationales Friedensbüro - mit knappen Mitteln sehr aktiv (ZivilCourage)


ZivilCourage - Nr. 6 / 2018

Magazin der DFG-VK

IPB International Peace Bureau

Internationales Friedensbüro - mit knappen Mitteln sehr aktiv

Von Guido Grünewald



Zum jährlichen Ratstreffen kam das IPB (International Peace Bureau)
Ende November in Nikosia zusammen. Tagungsort war das Home for
Cooperation, der einzige Ort in der entmilitarisierten Zone der
geteilten Stadt, in der Nord- und Südzyprioten sich treffen können.

Das IPB befindet sich im zweiten Jahr der Umstrukturierung (Aufgabe
des Zentralbüros; Organisierung der Tätigkeiten durch drei dezentrale
Büros in Barcelona, Berlin und Genf zu günstigen Kosten) und ist trotz
knapper Finanzmittel sehr aktiv. Aktionsschwerpunkte waren und sind
die "Globale Kampagne gegen Militärausgaben" jährlich im April/Mai,
die maßgebliche Beteiligung an den internationalen Protesten gegen die
Nato sowie die Anti-Atomwaffenarbeit. Hier hat das IPB eine
langjährige Expertise in der Lobbyarbeit bei den Vereinten Nationen
sowie den Konferenzen rund um den Nichtweiterverbreitungsvertrag
(NPT); mit Ican gibt es eine gute Zusammenarbeit. In diesem
Jahr nahm das IPB erstmals am Asia-Europe People's Forum
(Paralleltreffen der Zivilgesellschaft zum alle zwei Jahre
stattfindenden Asia-Europe Meeting Summit der Staaten) in Gent
(Belgien) teil; es gelang, für den bisher unterbelichteten
Themenbereich "Frieden und Sicherheit" größere Aufmerksamkeit
hervorzurufen. Zur Vorbereitung des nächsten Forumstreffen 2020 in
Asien wird das IPB 2019 einen Workshop zu diesem Thema in Berlin
organisieren. Ein Jugendnetzwerk des IPB (IPBYN) ist im Aufbau; 2019
soll ein großes Jugendtreffen in Berlin stattfinden. Mit dem neu
entstandenen Global Net Against the Arms Trade (Verbindung zur
Aktion Aufschrei und anderen nationalen Anti-Rüstungsexportkampagnen)
besteht eine Zusammenarbeit. Für 2021 ist in Barcelona ein zweiter
Weltkongress geplant. Der erste Weltkongress 2016 in Berlin wurde
nicht nur von vielen AktivistInnen besucht, sondern führte auch auf
nationaler wie internationaler Ebene zu guten Kontakten zu einigen
bedeutenden Gewerkschaften, was sich u.a. in der Unterstützung des
Aufrufs "Abrüsten statt Aufrüsten" zeigt. Mit einem Aufruf zur
Verteidigung des INF-Vertrags, die als Anzeige im englischen
Guardian erscheinen soll, versucht das IPB außerdem, eine
europäische Protestbewegung in dieser Sache anzustoßen.

Guido Grünewald ist internationaler Sprecher der DFG-VK

 * 

Quelle:

ZivilCourage - das DFG-VK Magazin, Nr. 6 / 2018, S. 24

Herausgeberin: Deutsche Friedensgesellschaft -

Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen e.V. (DFG-VK)

Werastraße 10, 70182 Stuttgart

Redaktion: ZivilCourage - das DFG-VK-Magazin,
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Internet: www.zc-online.de

 

Erscheinungsweise: fünf Mal jährlich

Jahres-Abonnement: 14,00 Euro inklusive Porto

Einzelheft: 2,80 Euro



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. März 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / DIE BRILLE / VERANSTALTUNGEN





TAGUNG/234: Marbach - Schillers Feste der Rhetorik, 20.-22.3.2019


Deutsches Literaturarchiv Marbach - Veranstaltungen im März 2019

Mi. 20.3.2019 - Fr. 22.3.2019

Deutsches Literaturarchiv Marbach, Tagungsbereich

Tagung

Schillers Feste der Rhetorik



Die dritte von drei großen, internationalen Schiller-Konferenzen der
Deutschen Schillergesellschaft widmet sich dem Rhetorischen bei
Schiller, das stets mehr als nur Form ist: Es bedeutet immer auch
intellektuelle Haltung, Reflexionskultur und Auseinandersetzung mit
geistigen Problemlagen aller Art. Über Rhetorizität und das Verhältnis
zwischen Rhetorik und Ästhetik in Schillers literarischen wie
philosophischen Texten diskutieren u.a. Daniel Hole, Olaf Kramer,
Sandra Richter, Sabine Schneider, Alice Stasková und Yvonne Wübben.

Gefördert durch die VolkswagenStiftung.

 * 

Quelle:

DLA, Veranstaltungen im März 2019

Deutsche Schillergesellschaft e.V.

Deutsches Literaturarchiv Marbach

Schillerhöhe 8-10, 71672 Marbach am Neckar

Telefon +49 7144 848-0, Telefax +49 7144 848-299

E-Mail: presse@dla-marbach.de

Internet: www.dla-marbach.de
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AUSSICHTEN/8570: Und morgen, den 7. März 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 07.03.2019 bis zum 08.03.2019 +++






[image: Jean-Luc 8570 Wetterfrosch - © 2019 by Schattenblick]






Regen, Sturm und starke Winde

aus dem tiefsten Himmelsgrau,

Jean kippt Rum hinter die Binde,

wird jedoch davon nicht blau.
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FRÜHGESCHICHTE/138: In Europa lebten im frühen Jungpaläolithikum im Schnitt nur 1.500 Menschen (idw)


Universität zu Köln - 05.03.2019

In Europa lebten im frühen Jungpaläolithikum im Schnitt nur 1.500
Menschen

Kölner Team berechnet Bevölkerungsdichte der ersten modernen Menschen in
Europa / Zwischenzeitlich nur 800 Menschen



Mit einem an der Universität zu Köln entwickelten Protokoll können die
Forscherinnen und Forscher des Sonderforschungsbereiches 806 "Our Way to
Europe" rekonstruieren, wie die Besiedlung Europas durch den anatomisch
modernen Menschen verlief. Die Daten zeigen, dass die Population der
gesamten europäischen Jäger und Sammler in der Zeitspanne von etwa 42.000
bis etwa 33.000 Jahren vor heute - dem sogenannten Aurignacien -
durchschnittlich nur etwa 1.500 Personen betrug. Auch mögliche
Schwankungen, die im Rahmen der Methode ermittelt wurden, lassen nicht
viel Spielraum: Die Obergrenze lag bei rund 3.300, die Untergrenze bei
rund 800 Personen. Die Ergebnisse wurden in der aktuellen Ausgabe des
Fachjournals PLOSONE veröffentlicht.

Die Forscherinnen und Forscher konzentrieren sich in der aktuellen Studie
auf ein Gebiet vom heutigen Nordspanien über Mittel- bis Osteuropa. Hier
sind die archäologischen Funde besonders gut bekannt. Sie untersuchen, wie
viele Menschen auf einmal gelebt haben, wie sie räumlich verteilt waren
und welche sozialen, kulturellen und wirtschaftlichen Strategien sie
einsetzten, um auch unter Klima- und Umweltstress erfolgreich zu
überleben.

Um "Kerngebiete" intensiver und kontinuierlicher Besiedlung zu ermitteln,
untersuchen die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler zunächst die
Verteilung archäologischer Fundstellen. Über die Transportwege von
Steinmaterial lässt sich auch der Mobilitätsbereich der Jäger und Sammler
rekonstruieren. Durch die Identifizierung dieser Kern- und
Mobilitätsgebiete können die Forscherinnen und Forscher die Anzahl der
Gruppen von Jägern und Sammlern schätzen. Anhand der durchschnittlichen
Gruppengröße ergibt sich schließlich die absolute Anzahl der Menschen, die
in den Kerngebieten gelebt haben müssen.

Nur fünf Gebiete in Europa hatten nach diesen Schätzungen überhaupt eine
überlebensfähige Population von etwa 150 Personen oder mehr: Nordspanien,
Südwestfrankreich, Belgien, Teile Tschechiens und der obere Donauraum.
Dass die Zentren dieser lebensfähigen Populationen etwa 400 Kilometer
voneinander entfernt waren, ist ein europaweit einheitliches Muster.

Zusätzlich konnte eine Reihe von Gebieten mit extrem geringen
Bevölkerungszahlen ermittelt werden, die also für sich nicht
überlebensfähig gewesen wären. Hier zeigen allerdings Ähnlichkeiten von
Schmuckgegenständen sowie Transporte von Steinmaterial wiederholt
intensiven Kontakt zu den Kernregionen an. Vermutlich fand hier, in diesen
- im Schnitt etwa 200 km entfernt gelegenen - Regionen die Besiedlung nur
zyklisch während bestimmter Jahreszeiten statt.

Das sich abzeichnende Muster spricht für hochmobile Jäger-Sammler Gruppen,
die regelmäßig Distanzen von 200 km zurücklegten und zudem an verschiedene
Habitate angepasst waren. "Dieses Verhalten des ersten anatomisch modernen
Menschen in Europa ermöglichte eine stabile Besiedlung des Subkontinents
trotz der extrem geringen Bevölkerungsdichte. Auch wenn wir davon
ausgehen, dass regionale Populationen wiederholt ausstarben, so ist dieses
System sehr resilient", erklärt Dr. Isabell Schmidt, die maßgeblich an der
Studie beteiligt war. "Vieles deutet darauf hin, dass die menschliche
Besiedlung nicht unbedingt Umwelteinflüssen, sondern soziokulturellen
Mustern folgt. Wir gehen davon aus, dass die Jäger und Sammler sehr mobil
waren und sich flexibel anpassen konnten."

Der von der Deutschen Forschungsgemeinschaft geförderte
Sonderforschungsbereich 806 'Our Way to Europe' ist ein Verbundprojekt der
Universitäten Köln und Bonn, sowie der RWTH Aachen. Der SFB erforscht die
Ausbreitung des modernen Menschen von Afrika bis zu seiner Sesshaftwerdung
in Zentraleuropa innerhalb der letzten 190.000 Jahre.


Zur Publikation:

Schmidt I, Zimmermann A (2019)

Population dynamics and socio-spatial organization of the Aurignacian:
Scalable quantitative demographic data for western and central Europe.

PLoS ONE 14(2): e0211562.

https://doi.org/10.1371/journal.pone.0211562

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution19

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität zu Köln, 05.03.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TAGUNG/442: Saarbrücken - "Bildung und Aufklärung(en)", Saar-Uni 19.-21.03.2019


Universität des Saarlandes - 05.03.2019

Internationaler Kongress zu "Bildung und Aufklärung(en)" an der
Saar-Uni



Lässt sich "Aufklärung" als ein pädagogisches Menschheitsprojekt
verstehen, das seit der Antike bis heute eine Rolle spielt? - Mit dieser
und weiteren Fragen beschäftigen sich vom 19. bis 21. März rund 45
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler unterschiedlicher Disziplinen an
der Universität des Saarlandes (Campus Saarbrücken, Geb. C7 4): Der
Kongress "Bildung und Aufklärung(en). Ideale und Realitäten - Epochen und
Kulturen" wird veranstaltet von der Philosophischen Fakultät der Saar-Uni,
in Zusammenarbeit mit der Universität Luxemburg, der Tschechischen
Akademie der Wissenschaften und dem Institut für Historische Anthropologie
e.V.

Die Vorträge stehen allen Interessierten offen; um vorherige Anmeldung
wird gebeten. Im Saarbrücker Rathausfestsaal findet zudem am Dienstag, 19.
März, um 19 Uhr ein öffentlicher Abendvortrag statt zum Thema "Religion
nach der Aufklärung".

Mit der "Aufklärung" im 18. Jahrhundert wurden die Weichen für das Europa
der Gegenwart gestellt. Freies Denken, Vernunft und Kritik sind dafür
ebenso wichtige Stichworte wie die Forderung nach "Bildung für alle".
Bildung und Wissen vermitteln Einblick in Zusammenhänge und Rechte, lassen
(kritische) Fragen entstehen, verändern Einstellungen und motivieren zum
Handeln - dies war das philosophisch-pädagogische Programm.

Der internationale und interdisziplinär besetzte Kongress auf dem
Saarbrücker Campus fragt einerseits nach den charakteristischen Merkmalen
von "Aufklärung" in ihrer klassischen Phase, andererseits aber auch
allgemeiner nach dem "Davor" und "Danach": Ist "Aufklärung" nicht ein
pädagogisches Menschheitsprojekt, das auch schon in Antike und Mittelalter
eine Rolle gespielt hat und das seit dem 19. Jahrhundert bis in die
Gegenwart fortgesetzt wird? Sind Aufklärung und Bildung nicht überall dort
am Werk, wo die Vermittlung von Bildung und Wissen zu individueller
Selbstbestimmung, gesellschaftlicher Verantwortung und Widerstand gegen
irrationale und fundamentalistische Positionen führen soll? Und wie
europäisch ist "Aufklärung", gerade auch im Zusammenhang mit Bildung,
tatsächlich? Lassen sich vergleichbare Entwicklungen nicht auch in anderen
Kulturen finden?

Die insgesamt 30 Vorträge spiegeln das breite Spektrum der Fragestellungen
wieder. Etliche Referenten beziehen sich auf die vielfältigen Verhältnisse
in Europa - in Deutschland und Frankreich, aber auch in Island, Tschechien
und Russland. Kulturgeschichtlich interessant sind darüber hinaus die
Beiträge zum Islam, zu Tibet und der Mongolei, zu Turkestan und zu Japan.

An der Tagung nehmen internationale Wissenschaftler unterschiedlicher
Disziplinen teil, darunter renommierte Experten wie die Historiker Prof.
Wolfgang Reinhard und Prof. Peter Burschel, die Theologin Prof. Ines
Weber, die Islamwissenschaftlerin Prof. Heidrun Eichner und die
Religionswissenschaftlerin Prof. Karénina Kollmar-Paulenz. Zudem sind auch
Nachwuchswissenschaftler - unter anderem aus Island, Moskau und
Taschkent/Usbekistan - zu Gast.

In Zusammenarbeit mit dem Kulturamt der Stadt Saarbrücken findet außerdem
am Dienstag, 19. März, um 19 Uhr im Rathausfestsaal der Stadt Saarbrücken
ein öffentlicher Abendvortrag statt. Dabei spricht Professor Wolfgang
Reinhard aus Freiburg über "Religion nach der Aufklärung"; der Vortrag
wird eingeführt und moderiert von Prof. Peter Burschel, Leiter der
Herzog-August-Bibliothek in Wolfenbüttel.

Der Besuch der Tagungsvorträge wie auch des Abendvortrags ist kostenfrei.
Besucher der Tagungsvorträge werden um vorherige Anmeldung gebeten.


Weitere Informationen:

http://idw-online.de/de/attachment71139

- Tagungsprogramm

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution8

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität des Saarlandes, 05.03.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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HÖRFUNK/479: Deutschlandfunk Kultur - Was genau schmerzt bei Heimweh?, 8.3.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Sehnsucht nach zu Hause

Was genau schmerzt bei Heimweh?

Von Magdalene Melchers

Kakadu. Entdeckertag

Freitag, 8. März 2019, 15.05 - 15.30 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Jeder kennt das Wort, doch nur wer es einmal erlebt, weiß genau, was
Heimweh ist. Das kennen nicht nur Kinder fern der Heimat, sondern auch
Kapitäne auf Weltmeeren. Der Dichter Christian Morgenstern meint:
"Nicht da ist man daheim, wo man seinen Wohnsitz hat, sondern wo man
verstanden wird." Dann vermisst man bei Heimweh nicht nur einen Ort?
Umso spannender ist es zu erfahren, was gegen Heimweh hilft.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 26. Februar 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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TREFFEN/175: Braunschweig - Bilderbuchkino "Wenn ein lila Nashorn kommt", 12.03.19


Stadt Braunschweig

Bilderbuchkino im Heidberg: "Wenn ein lila Nashorn kommt"



Braunschweig. Als Bilderbuchkino zeigt die Zweigstelle Heidberg der
Stadtbibliothek, Weimarstraße 4, am Dienstag, 12. März, um 16 Uhr die
Geschichte "Wenn ein lila Nashorn kommt" von Anna Kemp. Eingeladen
sind Kinder von drei bis sechs Jahren und ihre Eltern.

Im Anschluss gibt es ein Malangebot.

Der Eintritt ist frei. Eine Anmeldung ist nicht erforderlich.

Weitere Informationen unter der Telefonnummer 26 30 94 73.

Die warmherzige Freundschaftsgeschichte handelt von einem großen lila
Nashorn, dass einfach in die Küche hereinspaziert kommt. Dann stibitzt
es auch noch ein Stück von Daisys Pfannkuchen. Aufgeregt will Daisy
ihren Eltern davon erzählen, aber die sind mit ihren Gedanken wie
immer ganz woanders. Doch das Nashorn hat nicht nur Sinn für
Gemütlichkeit, es erweist sich auch als prima Zuhörer.

Erst als Daisy und ihre Eltern im Zoo ein Plakat sehen, auf dem von
einem verschwundenen lila Nashorn die Rede ist, wird den Eltern klar,
dass ihnen offensichtlich etwas Wichtiges entgangen ist. Das
Bilderbuch erzählt eine warmherzige Freundschaftsgeschichte für alle,
denen es guttut, wenn ihnen jemand zuhört.

Das nächste Bilderbuchkino findet im Heidberg am Dienstag, 9. April,
statt. Die Zweigstelle Heidberg ist dienstags und donnerstags von 10
bis 18 Uhr geöffnet.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 05.03.19

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Postfach 3309, 38023 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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DA/640: Berichte aus dem Arbeitsalltag


DA - Direkte Aktion 

anarchosyndikalistische Zeitung der Freien ArbeiterInnen Union (FAU-IAA)

Berichte aus dem Arbeitsalltag

von FEM*FAU-Redaktion, 1. März 2019



Unsere Arbeits- und Lebenssituationen sind die Grundlage für die
gewerkschaftliche Selbstorganisierung. Viele andere haben die gleichen
Probleme wie wir. Wenn wir uns gemeinsam organisieren, können wir uns
selbst ein besseres Leben erkämpfen.

Frauen und nichtbinäre Menschen aus ganz verschiedenen Branchen
organisieren sich in der FAU. In ihren Berichten zeichnen sich ähnliche
Probleme ab, die auch mit Geschlecht zusammenhängen, wie dass es schwierig
ist, mit Beruf und Familie nebeneinander klarzukommen, und dass Sexismus
und Rassismus die Lohnarbeit noch belastender machen. Es sind aber keine
Jammergeschichten.

 * 

Jay: Die Arbeitsbedingungen in der Pflege und die sozialstaatliche
Absicherung pflegebedürftiger Menschen in Deutschland spiegeln eine Kultur
der Barbarei wider. Die durchkalkulierten Leistungen, die jeden
Toilettengang zeitlich festlegen und dafür eine Pauschale festsetzen,
basieren auf einer extremen Ausbeutung des Pflegepersonals, die so selbst
zu einer Verschleißware werden. Die selbstverständliche Unterbesetzung und
die Akkordarbeit führen zu unzumutbaren Bedingungen für eingeschränkte,
kranke und alte Menschen. Diese Zustände müssen aufhören. Pflege darf sich
nicht lohnen, sondern muss organisiert werden.
 *

Ich heiße Ana und arbeite als Sekretärin. Ich komme mir oft wie ein Puffer
zwischen meinem überarbeiteten Chef und seinen Kund_innen vor, die schnelle
Lösungen für ihre Probleme verlangen. Ich verstehe beide Seiten und muss
vermitteln, während niemand sonst zu Kompromissen bereit ist. Oft kommt
mein Chef erst abends ins Büro und dann muss noch dringend etwas erledigt
werden, obwohl ich schon 8 Stunden da bin. Ich habe häufig das Gefühl, dass
er nicht wahrnimmt, dass der Laden ohne das Sekretariat gar nicht mehr
laufen würde. Ich wünsche mir mehr Respekt und mehr Lohn für meine Arbeit.

 * 

A., Ostdeutschland, Sexarbeiterin: Unsere Branche ist divers. Für manche
ist der Job Befreiung, für manche Zwang; für die meisten wohl irgendwas
dazwischen, Geldverdienen, notwendiges Übel. Auf Arbeit zeigt sich
deutlich, wie Frauen allgemein gesehen werden. Durch Kunden (meist Männer),
aber auch "Vater Staat". Wenn wir uns mehr als Schwestern (statt
Konkurrentinnen) sehen würden, müssten wir uns weniger gefallen lassen. Die
(weißen) Kolleginnen im hochpreisigen Bereich sollten sich mit den
"billigen" Huren verbünden, statt sich abzugrenzen. Ein Traum wäre eine
Hurengewerkschaft.

 * 

Aisha, fast 40: Ich arbeite selbstständig in der Medienbranche. Mir
gefällt, dass ich mein eigenes Werkzeug benutzen kann, und entscheiden kann
wo ich arbeite - z.B. eben nicht im Büro der Auftraggeber, wo die Chefs
sich zu oft an der Grenze zur sexuellen Belästigung bewegt haben und
antimuslimische Andeutungen gemacht haben. Es ist aber schwer, langfristig
zu planen, weil Arbeitsmenge und Verdienst unvorhersehbar sind. Viele
können sich die Krankenversicherung zeitweise nicht leisten. Bei Krankheit
nicht zu arbeiten, kannst du meist vergessen. Es wäre schwierig gewesen,
Kinder von diesem Job groß zu ziehen. Ich muss aufpassen, dass ich nicht
nur die Nachteile der Selbstständigkeit bekomme, sondern auch ein paar
Vorteile.

 * 

Pola, 34, Naturwissenschaftlerin im öffentlichen Dienst: All die Vorteile
des öffentlichen Dienstes wiegen die prekäre Realität nicht auf: Ein nach
oben hin von Männern geprägtes steil hierarchisches System, das
Abhängigkeit und Machtmissbrauch begünstigt, in dem es um die Zahl der
Publikationen und nicht den Inhalt geht und das keine Sicherheit bietet.
Befristete Verträge sind die Regel und dank des
Wissenschaftszeitvertraggesetzes durch Anstellung über Drittmittel bleibt
man unbegrenzt befristet angestellt.

 * 

Ewa, 36: Seitdem ich im Einzelhandel in der Bio-Branche tätig bin, d.h.
seit sechs Jahren, haben sich die Arbeitsbedingungen nicht verbessert. Man
verdient meistens den Mindestlohn und muss dafür sechs Tage die Woche
schuften bei ständig wechselnden Schichten. Dabei wirst du schikaniert und
ständig hörst du, dass du schneller arbeiten sollst, obwohl bei dem
Personalmangel, der in der Firmenpolitik von vorneherein einkalkuliert ist,
Überstunden eine Selbstverständlichkeit sind. Die eigene Familie siehst du
selten, Sozialleben hast du praktisch nicht und Erholung ist einfach ein
Fremdwort. Wenn mich Stress und Hetzerei nicht kaputt machen, dann bestimmt
die miese Rente. Bei solchen Bedingungen und mit solcher Bezahlung, kann
Arbeit wirklich tödlich sein.

 * 

Cindy, 28: Ich bin selbständige Künstlerin, also: ich SELBST habe kein
Geld, wenn ich mich nicht STÄNDIG irgendwo bewerbe und mir immer neue
"Projekte" ausdenke. Dabei muss ich finanziell und zeitlich in Vorleistung
gehen, meist wird abgelehnt, das ist entwürdigend. Noch blöder, weil der
Kulturbetrieb weiterhin weißen Männern gehört, Frauen dürfen Musen sein.
Weil ich keine Rücklagen habe, brauche ich einen Brotjob, also keine Zeit
für die Kunst. STÄNDIG diese Unsicherheit und Überlastung - und dann soll
ich auch noch froh sein über diese Freiheit. Pah, ich weigere mich, alle
Verantwortung für diese Arbeitsverhältnisse SELBST STÄNDIG allein zu tragen
und dabei auch noch begeistert und kreativ zu sein.

 * 

Wir, zwei Frauen um die dreißig aus Süddeutschland, arbeiten beide seit
etwa zehn Jahren in der Gastronomie. Derzeit im selben Speiselokal, in der
Vergangenheit hauptsächlich in verschiedenen Bars und Kneipen. Durch unsere
langjährige Erfahrung und den Austausch mit anderen in der Gastronomie
Beschäftigten (der nächtliche Feierabend verbindet die Branche) können wir
ein authentisches Bild von gängigen Missständen zeichnen: Wie so viele
andere haben wir oft als Minijobberinnen gearbeitet. In der Regel werden in
diesem Anstellungsverhältnis die gesetzlichen Ansprüche auf Urlaub,
Krankengeld oder überhaupt eine vertragliche Absicherung missachtet -
besonders betroffen hiervon sind migrantische KollegInnen. In vielen
Betrieben wird das Trinkgeld durch die Chefs unterschlagen mit
fadenscheinigen Begründungen wie der Betriebsrettung oder ähnlichem. Werden
diese Zustände infrage gestellt, kann man mit der sofortigen Kündigung
rechnen, meist ohne Beachtung der gesetzlichen Kündigungsfristen. Ein
weiteres Problem: gerade in der Nachtgastronomie mussten wir immer wieder
sexistische Übergriffe von Gästen erleben. Aus der Chefetage konnte man
hierfür keinerlei Unterstützung erwarten, Glück hat, wer in einem
solidarischen Team arbeitet. Mittlerweile haben sich unsere Jobs
verbessert, zumal wir inzwischen wissen, wie wir unsere Interessen
durchsetzen. Dies konnte aber nur geschehen durch Austausch mit KollegInnen
und GenossInnen. Daher wünschen wir uns, dass so ein ernsthafter Austausch
in allen Betrieben zur Regel wird und sich dadurch Solidarität und Stärke
innerhalb der Belegschaften entwickeln kann. Prekäre Verhältnisse sollen -
gerade für Minijobber - endlich Geschichte werden. Organisiert Euch!

 * 

Die Berichte stammen aus der Zeitung zum 8. März, die von der fem*fau,
einer feministischen AG in der FAU, herausgegeben wurde. Die Zeitung ist
kostenlos erhältlich bei den lokalen FAU-Gewerkschaften und bald auch
online.


URL:

https://direkteaktion.org/berichte-aus-dem-arbeitsalltag/

 * 

Quelle:

DA - Direkte Aktion

Redaktion: da-kontakt(ätt)fau.org

Herausgeber: Geschäftskommission der FAU

Ludwigstraße 37, 06110 Halle (Saale)

Telefon: +49 (0) 151 555 595 63

E-Mail: geko(ätt)fau.org

Internet: https://direkteaktion.org
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GLEICHHEIT/6833: Algerien - Bouteflikas Kandidatur provoziert Proteste


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Algerien: Bouteflikas Kandidatur provoziert Proteste

Von Will Morrow

6. März 2019



Seit Sonntagabend kommt es in Algier und anderen wichtigen Städten
Algeriens wieder zu Protesten. Zuvor hatten die Behörden angekündigt, dass
Präsident Abdelaziz Bouteflika trotz Massenopposition nicht zurücktreten
werde. Stattdessen wird er für die herrschende Nationale Befreiungsfront
(FLN) für eine fünfte Amtszeit kandidieren.

Die Kandidaten hatten bis Sonntagabend Zeit, ihre Kandidatur einzureichen.
Bouteflikas Berater reichten die Papiere erst am letzten Tag in seinem
Namen ein. Der 82-jährige Präsident, der seit 1999 an der Macht ist, soll
sich zwecks medizinischer Behandlung praktisch ständig in der Schweiz
aufhalten. Seit seinem Schlaganfall im Jahr 2013 wurde er nur noch selten
in der Öffentlichkeit gesehen, und er tritt kaum mehr öffentlich auf. Der
algerische Botschafter in Frankreich sah sich am Montag gezwungen,
gegenüber einem Reporter von CNews zu versichern, dass Bouteflika
"natürlich noch am Leben ist".

Um eine Ausbreitung der Proteste zu verhindern, wurde am Sonntag eine
Botschaft von Bouteflika im Staatsfernsehen verlesen. Darin kündigte der
Präsident an, er werde im Falle eines Wahlsiegs nur ein Jahr lang im Amt
bleiben und danach Neuwahlen ausrufen, ohne sich daran zu beteiligen.
Verschiedene Fraktionen des Regimes, das sich auf das Militär und den
Geheimdienst stützt, wollen in Absprache mit den imperialistischen Mächten
einen Nachfolger suchen.

Bouteflikas Botschaft enthielt auch eine implizite Drohung. Er
beglückwünschte "die Nationale Volksarmee für ihre Bereitschaft, unter
allen Umständen ihre verfassungsgemäße Aufgabe zu erfüllen". Um den
wachsenden Widerstand der Arbeiterklasse einzudämmen, machte er das leere
Versprechen, "schnell Maßnahmen zu ergreifen, um eine gerechtere Verteilung
des nationalen Reichtums zu erreichen und die Marginalisierung und soziale
Ausgrenzung abzuschaffen".

Die Ankündigung löste am Sonntagabend Proteste aus, vor allem von
Studenten, die die treibende Kraft der Demonstrationen seit dem 22. Februar
bilden. In Algier, Tlemcen, Ghardaia und weiteren Städten riefen
Demonstranten: "Bouteflika, es wird kein fünftes Mandat geben." In Algier
legte die Polizei die U-Bahnstationen still, und die Bereitschaftspolizei
setzte Wasserwerfer gegen Studenten ein, die von der Université des
Sciences et de la Technologie zum Gebäude des Verfassungsrats zogen.

In den letzten zwei Wochen eskalierten die Proteste, und letzten Freitag
demonstrierten Hunderttausende. Momentan sind diese Proteste sozial
heterogen. Die Parolen richten sich überwiegend gegen Bouteflika, der zum
Rücktritt aufgefordert wird. Allerdings werden sie von der Wut über die
enorme soziale Ungleichheit in dem Land mit 40 Millionen Einwohnern
gespeist.

Die herrschende Klasse befürchtet vor allem, dass die Proteste zu einer
breiten Bewegung der Arbeiterklasse werden, und dass soziale Forderungen
gegen die weit verbreitete Arbeitslosigkeit, Armut und soziale Ungleichheit
erhoben werden könnten. Die sozialen Verhältnisse in Algerien sind enorm
angespannt. Das Durchschnittsalter der Bevölkerung liegt bei 28 Jahren, die
Jugendarbeitslosigkeit bei über 25 Prozent. Die Proteste wurden fast
ausschließlich über soziale Netzwerke organisiert, ursprünglich hatte keine
Partei dazu aufgerufen.

Millionen junge Menschen, darunter auch Universitätsabsolventen, haben
keine Aussicht auf eine angemessene Zukunft. Tausende sind bei dem Versuch
ertrunken, das Mittelmeer zu überqueren und in Europa ein besseres Leben zu
finden. Gleichzeitig hat sich eine Schicht von Milliardären und
Multimillionären mit engen Beziehungen zum Regime herausgebildet, die sich
maßlos bereichert.

Am Dienstag sollte parallel zu den Protesten eine Veranstaltung
stattfinden, zu der eine Tarnorganisation des Agrar- und
Einzelhandelskonzerns Cevital aufgerufen hatte. Cevital gehört dem
Milliardär Issad Rebra, und dieser will die Wut über die hohe
Arbeitslosigkeit nutzen, um staatliche Restriktionen der Geschäftstätigkeit
Cevitals in der Region Kabylien zu beseitigen. Letzten Dezember hatten sich
mehrere tausend Menschen an einer ähnlichen Veranstaltung beteiligt. Am
Montag sagte Cevital die Veranstaltung jedoch ab, da das Unternehmen jede
Erwähnung von sozialen Problemen für gefährlich und explosiv hält.

Cevital ließ erklärenn, es sei "nicht die Zeit für branchenspezifische
Forderungen" und fügte hinzu, die Forderung nach einem "Regimewechsel"
müsse die "einzige und alleinige Parole" der anhaltenden Proteste sein.

Unter den Funktionären des europäischen Imperialismus breitet sich die
Befürchtung aus, dass die Lage in Algerien außer Kontrolle gerät. In
Frankreich, das Algerien bis 1962 als seine Kolonie mit brutaler Härte
regierte, veröffentlichte Le Monde am Montag einen Leitartikel über
die Ankündigung der Regierung mit dem Titel "Abdelaziz Bouteflika: zu
wenig, zu spät". Darin erklärte die Zeitung, Bouteflika könne es sich nicht
leisten, erst in einem Jahr einen Nachfolger zu ernennen. Stattdessen müsse
er jetzt zurücktreten, damit das Regime aufrechterhalten - ohne seine
Galionsfigur - aufrechterhalten werden könne.

In Le Monde heißt es weiter: "Die Hunderttausende von Algeriern, die
auf die Straße gegangen sind, haben bisher eine bemerkenswerte
Zurückhaltung an den Tag gelegt", während die Polizei "eindeutig
Anweisungen erhalten hat, nicht mit blindwütiger Unterdrückung zu
reagieren". Weiter heißt es, Algerien "hält den Atem an. Ein derart
verantwortungsbewusstes Verhalten in einer solchen Situation hält selten
lange an." Der französische Präsident Emmanuel Macron äußerte sich zwar
nicht öffentlich, hat aber seine ganze diplomatische Maschinerie
mobilisiert, um die Krise in Algerien im Blick zu halten.

Die Macron-Regierung hat große Angst vor den Auswirkungen der Proteste auf
Frankreich und auf die zahlreichen algerischen Immigranten. Am Sonntag
nahmen Tausende von ihnen in ganz Frankreich an Solidaritätsprotesten teil,
darunter 6.000 in Paris. Gleichzeitig zeigt sich in der anhaltenden
"Gelbwesten"-Bewegung die brodelnde Wut der französischen Arbeiterklasse
über die soziale Ungleichheit. Am meisten fürchtet die herrschende Klasse
in Frankreich eine gemeinsame Bewegung der Arbeiter und Jugendlichen in
Frankreich und Nordafrika.

Es geht um immense geostrategische Interessen. Algerien besitzt die größten
nachgewiesenen Gasreserven Nordafrikas. Insgesamt wurde dort letztes Jahr
so viel Gas gefördert wie in keinem anderen Land Afrikas. Algerien ist
Europas drittgrößter Gaslieferant nach Russland und Norwegen. Spanien
bezieht von dort die Hälfte seines Bedarfs.

Der französische Staat verlässt sich darauf, dass Algerien in Nord- und
Westafrika seine Kriege und Aufklärungsoperationen durchführt. Die
europäischen Regierungen stützen sich außerdem bei ihren kriminellen
Bemühungen, Migranten aus Europa fernzuhalten, auf das Bouteflika-Regime.

In den letzten zwei Jahren haben Autokonzerne wie Peugeot-Citroen, Toyota
und VW in Algerien und Marokko Autofabriken errichtet, da sie mit einer
steigenden Autoproduktion in Afrika rechnen. Vor allem Frankreich hat sich
voller Sorge über die zunehmenden wirtschaftlichen Beziehungen zwischen
China und der algerischen Regierung geäußert. China ist heute der größte
Importeur aus Algerien und der größte Exporteur in das Land.

Die algerische Regierung ist aufgrund der Krise des Weltkapitalismus
zunehmend mit wirtschaftlichen Problemen konfrontiert. Das nationalistische
Programm der bürgerlichen FLN, die nach dem Sieg über den französischen
Kolonialismus im Krieg von 1954 bis 1962 an die Macht kam, konnte keins der
Probleme lösen, die aus Algeriens historischer Unterdrückung durch den
Imperialismus erwachsen sind.

Hohe Rohstoffpreise auf dem Weltmarkt ermöglichten es der Regierung 20
Jahre lang, bescheidene Subventionen für Wohnungen, Gesundheitsversorgung
und Lebensmittel zu finanzieren, auch wenn die Ungleichheit weiter anstieg.
Doch die Einnahmen aus dem Öl- und Gasexport, die 90 Prozent der
algerischen Exporte ausmachen, sind aufgrund des Ölpreisverfalls seit 2014
von 74 Milliarden Dollar im Jahr 2007 auf 24 Milliarden Dollar im Jahr 2017
gesunken. Letztes Jahr kündigte die Regierung den Abbau von Subventionen
an, machte aber angesichts massiver Empörung einen Rückzieher.

Das Regime baut darauf, dass die völlig unterwürfige offizielle bürgerliche
"Opposition" die revolutionäre Stimmung in der Arbeiterklasse und den
unterdrückten Massen im Zaum halten wird. Die Arbeiterpartei (PT) von
Louisa Hanoune, die sich als linke Gegnerin des Regimes präsentiert, hat
die FLN jahrzehntelang unterstützt. Im Jahr 2014 lehnte sie die Forderung
ab, Bouteflika solle nicht zur Wahl antreten.

Die PT kündigte an, die Wahl im April zu boykottieren. Sie ist besorgt,
dass sie sich durch eine Teilnahme zu offen entlarven würde, vor allem da
unklar ist, ob die Wahl tatsächlich stattfinden wird, da der französische
Imperialismus Bouteflikas Kandidatur ablehnt.

Hanoune blieb auf der Linie von Le Monde und warnte das Regime,
Bouteflikas Rücktritt sei die "einzige Möglichkeit, eine Pattsituation zu
vermeiden". Sie erklärte: "Wenn die Befürworter des Status Quo so
starrköpfig sind, an Bouteflikas Kandidatur festzuhalten, lassen sich die
künftigen Folgen und die Reaktionen der Mehrheit unmöglich vorhersagen."
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GRASWURZELREVOLUTION/1842: "Und bist Du nicht willig, ..."


graswurzelrevolution 436, Februar 2019

für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

"Und bist Du nicht willig, ..."

Wenn die Zustimmung ausbleibt, sorgt der Staat dafür, dass zugestimmt
wird

von Johann Bauer



Bisher gilt für die Bundesrepublik eine (auch um Angehörige
"erweiterte") "Zustimmungslösung", die voraussetzt, dass der Patient
sich positiv entscheiden und erklären muss. Dies gilt als Ursache des
"Organmangels", denn Menschen setzen sich ungern mit dem Tod
auseinander. Deshalb propagieren die Bundesärztekammer und viele
"Gesundheits"-Politiker die "Widerspruchslösung", die so heißt, weil
der Patient gar nicht mehr gefragt werden muss, sondern "automatisch"
zustimmt - wenn er nicht ausdrücklich widerspricht (GWR-Red.).


Der SPD-Gesundheitspolitiker Lauterbach ist ebenso wie der
Gesundheitsminister Spahn ein glühender Befürworter der
"Widerspruchslösung". Bei "Anne Will" sagte er, man solle zumindest
darüber nachgedacht haben, es sei zumutbar, dass Menschen eine
Entscheidung abverlangt werde. Aber genau das geschieht ja bei der
bisherigen Regelung, allerdings läßt diese den Gefragten auch die
Möglichkeit sich eben nicht zu entscheiden! Auch das ist ja eine
mögliche Entscheidung! Das soll aber ausgeschlossen und eingeschränkt
werden, alle sollen "automatisch" zunächst als Spender gelten, gerade
wenn sie sich nicht auseinandergesetzt haben! "Automatisch" wird
unterstellt, dass Menschen ohne Spenderausweis und GegnerInnen der
Organspende bisher nicht nachgedacht haben oder zu bequem sind. Dabei
will gerade das Widerspruchs-Verfahren vermeiden, sie zu fragen und
auf ihre Entscheidung zu warten. Um die Probleme des Verfahrens zu
legitimieren, muss Lauterbach erklären, die meisten Menschen wüssten
Bescheid und wollten auch ihre Organe spenden, seien aber eben zu
bequem, das deutlich auszudrücken, deshalb im Sinne des Gemeinwohls
und sogar im aufgeklärten Selbstinteresse, dass der Staat sie
"stupst". Gesundheitliche "Aufklärung" zeigt sich als platteste
Demagogie (Entschuldigung, die alten "Demagogen" waren ja
Demokraten!), wenn nicht als Massenbetrug, das ist "evidenz-basiert".

Es ist eine schöne "Aufklärung", die Schweigen als Zustimmung wertet
und voraussetzt, dass ein rationales, aufgeklärtes Verhalten
ausschließlich in ein "ja" zur Organspende münden kann. Lauterbach
möchte auch die Angehörigen eher wenig mitreden lassen, bei "Anne
Will" verkündete er: Doppelte Widerspruchslösung heißt auch für die
Angehörigen, dass er (dass Spender und Empfänger fast immer als Männer
vorgestellt werden, wäre ein eigenes Thema!) nicht widersprochen hat,
also Spender ist.

Erfahrungen mit der "Widerspruchslösung" in anderen Ländern zeigen ein
anderes als das suggerierte Bild. So muss der österreichische
Transplantationsmediziner Eschertzhuber, ein glühender Anhänger dieser
"Lösung", einräumen: "Es ist davon auszugehen, dass die allermeisten
Menschen die Regelung nicht kennen." (FAZ vom 8.9.18); in Österreich
sind nur 0,5 % der Bevölkerung im Widerspruchsregister eingetragen.
Dieses Register wird relativ früh befragt, ob der potentielle
Organspender dort registriert ist, seit 1995 waren 18 potentielle
Spender dort zu finden, haben also widersprochen. Wenn Angehörige -
wie in Österreich - gefragt werden, ob der potentielle Spender sich
für oder gegen die Organspende geäußert habe, dann mit so
interessanten Fragestellungen wie "Wie wichtig waren ihm
Hilfsbereitschaft und Solidarität?" (FAZ 8.9.2018). Dass die
Angehörigen dann wie aus der Pistole geschossen antworten "Der alte
Geizkragen?! Der hat doch nicht mal ..." oder "Sein Lebensmotto war
'Mir gäbet nix'" kann man sich vorstellen. Und dabei müßte man sich an
die Aussagen der Angehörigen gar nicht gebunden fühlen: "Wir haben
theoretisch die Rechtssicherheit für eine Organspende." Aber man
versucht, nicht gegen die Angehörigen diese Rechtssicherheit
durchzusetzen.

Dies wiederum hat entscheidend mit den Legitimationsproblemen zu tun,
die das Verfahren zeigt: Auf Youtube kann man Aussagen von Eltern
anhören, die - ohne sich der Konsequenzen und konkreten Geschehnisse
bewußt zu sein - in die Organspende ihrer Kinder eingewilligt haben,
sich dafür anklagen und Initiativen gegen Organspende gegründet haben.
Oft waren sie schockiert wie der Prozess tatsächlich verlief.


Eine "Spende", die auf gesetzlicher Grundlage automatisiert
ist 

­... würde man vielleicht eher "Steuer" oder "Abgabe" nennen
müssen, vielleicht auch "Bereitstellungspflicht". Sie hat die Tendenz
zum Winterhilfswerk. Formal freiwillig, aber wer nicht spendet, stellt
sich außerhalb der Wohlgesinnten.

Es liegt auch nicht etwa an der Organisation der Organspende durch
eine Stiftung.

Auch die KritikerInnen der gängigen Praxis gehen in ihrer Kritik der
Bundesärztekammer und der geltenden Regeln in die falsche Richtung,
wenn etwa der Vorstand der Deutschen Stiftung Patientenschutz Eugen
Brysch meint: "Solange der Staat nicht die Verteilung von
Lebenschancen übernimmt, stolpern wir von einem Skandal in einen
anderen und die Vertrauenskrise der Bevölkerung wird immer tiefen"
(FAZ 6.9.18) Natürlich übernimmt der Staat schon lange die Verteilung
von Lebenschancen, man nennt das Sozialpolitik, Bildungspolitik usw.
und es hat dabei noch immer zuverlässig das "Matthäus-Prinzip"
gegolten: Wer hat, dem wird gegeben!

Bei jeder Bewerbung (so auch um Spenderorgane!) kann man beobachten
wie die "Kriterien" so formuliert werden und so lange gedehnt und
interpretiert werden, bis gewünschte Ergebnisse dabei herauskommen;
darf das niemand wissen - wenn es doch alle wissen?


Die Krise der Transplantationsmedizin

Die PR-Aktion von Spahn und Co. wurde schwer beeinträchtigt durch die
zeitgleiche Nachricht über nicht erforderliche Lebertransplantationen
an der Uniklinik Essen: Sechs PatientInnen sollen medizinisch nicht
notwendige Lebertransplantationen erhalten haben, die Richtlinien
wurden mißachtet, Wartelisten nicht korrekt geführt, Alkoholkranke
hätten eine Leber erhalten, obwohl sie nicht wie vorgeschrieben sechs
Monate "trocken" waren. Eine der medizinisch nicht begründeten
Transplantationen (der Gutachter sagt, es hätte schonendere
Behandlungen gegeben) führte zum Tod des Patienten (FAZ 6.9.18).

Die große Krise der Transplantation liegt erst wenige Jahre zurück:
2012 kam heraus, dass ein Göttinger Arzt Eurotransplant falsche
PatientInnendaten geliefert hatte, um bestimmte PatientInnen bevorzugt
mit Spenderorganen zu versorgen (die also anderen, möglicherweise
bedürftigeren PatientInnen entzogen wurden). Ähnliche Vorkommnisse in
anderen Kliniken und die öffentliche Debatte führten zum Einbruch der
Transplantationszahlen.

Es folgten die üblichen Rituale der Skandalbewältigung: schärfere
Kontrollen, Beteiligung eines weiteren Arztes an der Entscheidung über
die Platzierung der PatientInnen auf der Warteliste und
Strafverschärfungen (Ärzte, die Patientendaten verändern, können mit
einer Freiheitsstrafe von bis zu zwei Jahren oder einer Geldstrafe
sanktioniert werden)." Ob solche Maßnahmen die behauptete Sicherung
gegen Manipulationen gewährleisten, darf bezweifelt werden.

Seit öffentlich bekannt wurde, wie Wartelisten für Organempfänger
manipuliert wurden, zweifeln viele Menschen auch in diesem Bereich an
der Verteilungs-Gerechtigkeit (dass sie das in vielen anderen
Lebensbereichen ohnehin tun, verstärkt den Zweifel).

Letztlich bleibt das Definitionsrecht des Arztes zu diagnostizieren,
wie krank/bedürftig/gefährdet sein Patient ist, das Einfallstor für
die Feststellung der Dringlichkeit. Der Glaube an "objektive",
technisch erhobene Daten mag den Anteil von Entscheidung/Politik daran
verschleiern, im Skandal und den sich anschließenden
Gerichtsverhandlungen mit Gutachten und Gegengutachten wird er
sichtbar.

Man muss dabei keine Bereicherungsabsicht oder Korruption
unterstellen, es genügt schon das Näheverhältnis zu "ihren"
PatientInnen, die Ärzte "schwach werden lassen", menschlich
verständlich.

Darüber hinaus entstehen durch die Transplantationszentren selbst
falsche Anreize: Mindestens zwanzig Operationen im Jahr (und je mehr
desto besser, wegen der Routine) sollten durchgeführt werden,
angesichts weniger Spenderorgane ist die Konkurrenz, welche
PatientInnen so beschrieben werden, dass sie "dran" sind, naheliegend.
Es ist also sogar der medizinische "Sachzwang" der Manipulationen
nahelegt: Je mehr Operationen, desto besser werden die Ärzte, desto
größere Überlebenschancen haben die PatientInnen ... Und wenn
PatientInnen "kranker" beschrieben werden, bekommen sie die
"gespendeten" Organe noch zu einer Zeit, in der Abstoßungsreaktionen
und andere Schädigungen begrenzt sind so dass wiederum die
Langzeit-Überlebenschancen wachsen.

Die Prozesse um Aiman O., den Göttinger Arzt, der die Akten
manipuliert haben soll, zeigen außerdem, dass die "Objektivität"
medizinischer Einschätzungen fraglich ist: Gutachter und Angeklagte
stritten um zahllose Details der Erkrankungen und Behandlungen, ob
eine Transplantation notwendig war oder nicht, woran die PatientInnen
gestorben sind ... Es wurden bei 102 Transplantationen 79
Richtlinienverstöße durch die Bundesärztekammer moniert. Das stärkt
nicht das Vertrauen ins System. Der Vollständigkeit halber stellen wir
auch hier die Frage: Wäre der Skandal anders verlaufen, wenn nicht ein
"Ausländer" "Ausländer" bevorzugt hätte?

Und um die Sache richtig kompliziert zu machen: Doktor O. hat eine
Alkoholikerin mit Leberzirrhose, bei der die Medizinische Hochschule
Hannover sich regelgerecht geweigert hatte, sie auf die Warteliste für
ein Spenderorgan zu setzen, transplantiert. Sie überlebte und wurde
"trocken". Ein anderer Trinker kippte betrunken im Krankenhaus um -
"fünf Tage später wachte er in Göttingen wieder auf - mit neuer
Leber." (FAZ vom 20.12.2013). "Wer heilt, hat Recht"? Voraussetzung
war Betrug: O. behauptete, die Patientin sei trocken. Aber ihm wurde
auch vorgehalten, dass er Patienten ohne Not eine Leber verpflanzt
hatte, und diese starben! Oder sind die Regeln gar verfassungswidrig,
weil sie bestimmte Gruppen bevorzugen?

Die immer gerne mit Umfragen argumentieren, dürfen gerne einmal
Allensbach repräsentativ fragen lassen: Glauben Sie, dass der
alkoholkranke Chefarzt keine neue Leber transplantiert bekommt, weil
er die medizinischen Kriterien nicht erfüllt?

Und sicherlich fürchten manche Kranke und Angehörige, dass es
Interessen an Spenderorganen gibt, die dazu führen können, dass nicht
alles getan wird, das Überleben zu sichern. Deshalb mag man "abstrakt"
bereit sein, aber ...

Es ist nicht nur das Problem der Manipulation, sondern auch eine
generelle Vertrauenskrise der Medizin. Fast im Wochenrhythmus werden
Probleme der industriellen Medizin aufgedeckt: Kunstfehler und
Schlampigkeiten, Hygienemängel, gefährliche Medikamente wie
Blutdrucksenker, die mit krebsfördernden Stoffen verunreinigt sind,
Transplantate, die zerbröckeln und schwere Leiden und aufwendige
Nachoperationen zur Folge haben, überflüssige Operationen bei
gleichzeitigen schweren Mängeln in weniger lukrativen Bereichen.
Schließlich sogar Tötungen wie im Fall des angeklagten Pflegers Niels
Högel (vgl. GWR 434: Der Wille zum Nichtwissen), das alles sind
"Hintergrundgeräusche", die das Vertrauen in die Kliniken nicht
erhöhen.

Und da schließt sich der Kreis zur Organspende-Diskussion.


Probleme der Transplantationsmedizin

­... werden im Zusammenhang der Diskussion selten erwähnt.
Lebensqualität und Lebenserwartung der Transplantierten sind höchst
unterschiedlich. Es ist nicht ganz fair, die Qualen der Dialyse und
die scheinbar problemlose Existenz der Transplantierten
gegenüberzustellen. Die psychischen und sozialen Folgen können
beträchtlich sein, aber auch die medizinischen rechtfertigen Einwände.
Gehört nicht Niereninsuffizienz zu den Nebenwirkungen der Medikamente,
die die Immunabwehr niederhalten, bis hin zur Dialyse?
Hygienemaßnahmen und Verhaltensregeln, engmaschige
Kontrolluntersuchungen und fortgesetzte medizinische Interventionen
gehören zum Alltag der Transplantierten. Allein die Medikamente, die
notwendig sind, um Abstoßungsreaktionen des Körpers gegen das fremde
Organ zu unterdrücken, verweisen auf die Probleme. Todesursachen sind
neben schweren Infektionen häufig auch Krebs, Schlaganfälle,
Herzinfarkt, oft im Zusammenhang mit immunsuppressiven Medikamenten.
20 Jahre nach einer Lebertransplantation sind in Europa noch 43 % der
Transplantierten am Leben. Bei einer Lungentransplantation sterben
innerhalb von fünf Jahren mehr als die Hälfte der Transplantierten.

Die Überlebensraten sind wiederum ein Problem, weil schon die Auswahl
der PatientInnen die Raten verändern kann (Frauen über 55 haben eine
entschieden kürzere Überlebenszeit als junge Menschen (FAZ vom
2.10.13). Den alarmierenden Zahlen zum Tod auf der Warteliste müßten
auch Statistiken und lebensnahe Beschreibungen zu den
Transplantationen hinzugefügt werden.

Aber nicht einmal, dass der erst 38jährige Fußballprofi Ivan Klasnic
inzwischen die dritte Niere gespendet bekommen hat, war bei "Anne
Will" eine Nachfrage wert. Zuerst wurde die Niere, die ihm seine
Mutter gespendet hatte, abgestoßen, dann konnte auch die von seinem
Vater gespendete ihn nicht mehr vor der Dialyse bewahren, über die
dritte Niere sagte er der "Welt" "Wie lange meine Niere hält, steht in
den Sternen." (21.09.18) Dabei ist die Abstoßungsreaktion bei nahen
Verwandten am geringsten. Und die Nierenempfänger haben die besten
Ergebnisse aller Transplantierten! Klasnic führt einen Millionenprozeß
gegen Werder Bremen um Schmerzensgeld, Behandlungskosten und
Verdienstausfall, weil der Sportarzt seine Erkrankung nicht
rechtzeitig diagnostiziert hatte:

"Am ersten Verhandlungstag des Berufungsprozesses berichtete der 38
Jahre alte Klasnic nun von seiner täglichen Medikamenten-Einnahme und
der Schwierigkeit, ein weiteres passendes Spenderorgan zu bekommen,
falls seine aktuelle Niere versage."

Alles kein Thema, nur wie quälend er die Dialyse fand und wie wichtig
es ist, für Organspende zu werben! Anna Bergmann nennt so etwas "die
naive Vorstellung von der simplen Lebensrettung durch Organspende".
Solche Fälle wie auch die oft gar nicht besonders eindrucksvolle
Bilanz der Transplantationen bezogen auf gewonnene Lebensjahre und
Lebensqualität erlauben die Frage, ob die Gelder in eine bessere
Ausstattung der Grundversorgung nicht sinnvoller angelegt wären.


Was 1968 wirklich geschah

"Vom Temperament her hatten die Chirurgen etwas Verwegenes. Ein
Kollege des Texaners Denton Cooley kommentierte in den neunziger
Jahren: 'Vor 25 Jahren fand [Cooley] es erst lohnend, ins Krankenhaus
zu kommen, wenn er mindestens zehn Patienten zu operieren hatte.'
Solche Männer ließen sich durch Fehlschläge nicht entmutigen: Von 17
Transplantationen, die Cooley 1968 durchführte, überlebten nur drei
Patienten länger als sechs Monate." (Roy Porter: Die Kunst des
Heilens. Berlin 2007, S. 621/622). Diese heroische Phase der
Transplantationschirurgie, "in der Nieren-, Leber-, Herz-,
Herz-Lungen- und andere Verpflanzungen den Forschern mehr einbrachten
als den Patienten" (Porter), wurde erst mehr als zehn Jahre später
beendet, als die Abstoßungsreaktionen durch das Medikament Ciclosporin
überwunden werden konnten.

In den 1990er Jahren wurden die erfolgsbesessenen Chirurgen immer
kühner, Robert White verpflanzte sogar Köpfe; Andreas Tzakis ließ
einen jugendlichen Patienten, der die Behandlung wegen quälender
"Nebenwirkungen" abbrechen wollte, "in Handschellen auf eine Trage
geschnallt wieder ins Krankenhaus" (Porter S. 622) schaffen. Soviel
zum Thema "Vertrauen und Gewalt".

Die bedeutendste Innovation war jedoch die neue Definition von Leben
und Tod durch die Harvard-Kommission 1968.

"Die 'neurologische' Todesdefinition wurde 1968 vorgeschlagen. Anlass
war die Verurteilung eines Arztes in Japan, der einem hirntoten
Patienten Organe zur Transplantation entnommen hatte, wegen Mordes.
Dadurch war das Problem der Rechtssicherheit in der Organbeschaffung
akut geworden. Das daraufhin gegründete Ad Hoc Committee of the
Harvard Medical School to Examine the Definition of Brain Death schlug
vor, das 'irreversible Koma' als neues Todeskriterium zu definieren.
(...) Das Komitee hielt diese neue Todesdefinition aus zwei Gründen
für notwendig: Erstens sei die Belastung durch nicht mehr zu rettende,
künstlich beatmete Patienten sehr hoch, sowohl für die Patienten als
auch für deren Angehörige und die Krankenhäuser; zweitens führten
obsolete Kriterien für die Todesdefinition zu einer Kontroverse über
die Beschaffung von Transplantationsorganen." (1)

Durch technische Fortschritte greift die Medizin oft auf
Lebensprozesse zu, die früher als "natürlich" galten, ganz besonders
am Anfang und Ende des Lebens. Seit Patientinnen einen Herz- und
Atemstillstand auch überleben und auch Todkranke noch lange künstlich
am Leben erhalten werden können, stellen sich ganz neue Fragen in
Bezug auf das Lebensende.

Der Tod tritt erst durch das Abschalten der Beatmungsgeräte ein, ist
also kein "natürlicher", sondern Sterben durch Menschenhand. Wenn ein
Mensch "juristisch" tot ist, sind "eigentlich" auch keine Pflegekräfte
zuständig. Viele Berichte zeigen, dass Angehörige, aber auch
Krankenpflegekräfte "überfordert" sind, weil die "Toten" ja atmen,
Reflexe zeigen, letztlich wie andere PatientInnen der Intensivstation
wirken. Noch auf dem OP-Tisch können Kreislaufprobleme der
"SpenderIn", eine "Wiederbelebung" der Toten notwendig machen, um den
Herztod zu unterdrücken.

Die SpenderInnen bekommen meist eine Narkose, muskelentspannende
Medikamente, Arme und Beine werden festgebunden, um Reflexe zu
unterdrücken "Beim Einschnitt in den Körper der 'SpenderIn' kann es zu
Blutdruck-, Herzfrequenz und Adrenalinanstieg kommen. Auch Rötungen
des Gesichts, flächenhafte Hautrötungen und Schwitzen können
eintreten. Bei ,normalen' Operationen werden diese Zeichen als
Schmerzreaktionen gewertet. Nicht jedoch bei 'Hirntoten'. Um diese
Reaktionen zu unterdrücken, werden auch Schmerzmittel gegeben." (2)

Die logischen Widersprüche des Konzepts wurden natürlich durch immer
weitere ausgefeilte Definitionen und juristische Winkelzüge geglättet,
sorgen aber für fortwährende Zweifel. Denn es handelt sich um einen
Bruch mit kulturellen Traditionen, mit intuitiver Wahrnehmung, mit
Körperbildern und mit weltanschaulichen Überzeugungen.


Die "Hirntod"-Definition

Es ist ein furchtbares Paradox: Organe Toter kann man nicht
verpflanzen. Die Vitalfunktionen müssen also erhalten werden. Dafür
gibt es die Definition Hirntod, die feststellt, dass ein Mensch nicht
mehr wie früher und ohne von medizinischen Apparaten am Leben erhalten
zu werden, leben kann: Großhirn, Kleinhirn und Hirnstamm sind
ausgefallen, zwei Ärzte haben das diagnostiziert und durch
Unterschrift bestätigt, damit gilt der Mensch als tot und als
Organspender. Er ist aber gerade noch nicht tot, denn sonst könnten
keine Organe verpflanzt werden. In gewisser Weise also ein "lebender
Leichnam" oder ein sterbender Mensch? Wird der Sterbende
instrumentalisiert für die Therapie Dritter? Und für Fallzahlen von
Ärzten und Krankenhäusern?

Es gehört zu den Problemen der modernen Medizin, dass sie den
"natürlichen Tod" abgeschafft hat. Mit künstlicher Ernährung, Beatmung
und zahlreichen Geräten kann ein Mensch Jahre am Leben erhalten
werden, obwohl er bewußtlos ist und außerhalb der Apparate nicht
lebensfähig. Die Person ist tot, der Körper lebt noch. muss man diese
Aufspaltung für unproblematisch halten?

Vor allem zeigt der tote Körper noch Reflexe, nach der sinnlichen
Wahrnehmung ist er kein Leichnam, das ist alles nicht einfach, hat
sich erst allmählich durchsetzen können über die Versuche an
Hingerichteten, so wie heute noch China sie ausschlachtet. Auch dass
christliche Nächstenliebe sich in Organspende ausdrückt, ist ja noch
ziemlich neu. Immerhin ist das ganze Verfahren mit dem Warten auf den
Tod eines potenziellen Spenders kontaminiert.

Und außerhalb der schon verdächtig vehement Überzeugten (Spahn,
Lauterbach, Hirschhausen, das hohnlachende Selbstbewußtsein gegen die
Bedenkenträger läßt erkennen, dass "Aufklärung" als militärischer
Begriff in unübersichtlichem Gelände zu verstehen ist; dass sie eine
Dialektik der Aufklärung nicht erkennen können ist bei soviel platter
Überzeugtheit schon selbstverständlich) stehen die Menschen, deren
kulturelles Verständnis von Leben und Tod, Körper und Person
widersprüchlich und in Auflösung begriffen sein mag, die aber ein
Unbehagen nicht loswerden. Oder eine Ahnung von einem Verlust. Mit
welchem Recht will der hohnlachende Mediziner-Staat sie zwingen?


PatientInnenverfügung

Es wird oft vorkommen, dass in einer "Patientenverfügung"
lebensverlängernde Maßnahmen ausgeschlossen werden, wenn bestimmte
Krankheitsbilder vorliegen und Behandlungen drohen. Die Bereitschaft
zur Organspende zu erklären oder - falls die geplante
"Widerspruchslösung" Gesetz wird - Spenderin von Staats wegen zu sein,
(schließt genau solche Verfügungen aber aus! Bis zur Feststellung des
Hirntods und bis zur Organentnahme müssen sämtliche lebenserhaltenden
Funktionen, besonders die Beatmungstherapie, aufrechterhalten werden.
Gegen den in einer "Patientenverfügung" ausgedrückten Willen?

Die ersten Textbausteine sind im Netz, etwa: "Es ist mir bewusst, dass
Organe nur nach Feststellung des unumkehrbaren Ausfalls der gesamten
Hirnfunktionen (Hirntod) bei aufrechterhaltenem Kreislauf-System und
unter künstlicher Beatmung entnommen werden können. Deshalb gestatte
ich ausnahmsweise für den Fall, dass bei mir eine Organspende
medizinisch infrage kommt, die kurzfristige (ca. 72 Stunden)
Durchführung intensivmedizinischer Maßnahmen zur Bestimmung des
Hirntods nach den Richtlinien der Bundesärztekammer und zur
anschließenden Entnahme der Organe.

Außerdem stimme ich der Durchführung von intensivmedizinischen
Maßnahmen zu, die zum Schutz der Organe bis zu ihrer Entnahme
erforderlich sind. Entsprechendes soll auch für den Fall gelten, dass
zu erwarten ist, dass der unumkehrbare Ausfall der gesamten
Hirnfunktionen (Hirntod) in wenigen Tagen eintreten wird." (3)

Totgeschwiegen wird also das Problem, dass Sterbende in Hinblick auf
die Interessen der möglichen Organempfänger medizinisch behandelt
werden. Nur weil sie nicht widersprochen haben und deshalb
"automatisch" Spender sind? Ist das mit dem Gedanken inhaltlich
bestimmter Selbstbestimmung vereinbar? Übrigens" gibt es sogar mit den
"Patientenverfügungen", die jemand ja bewußt festgelegt hat, das
Problem, dass gerade die Situation schwerer Krankheit oder Verletzung
auch zu einer Änderung von Überzeugungen führen kann. Überall
schlichte "Lösungen" für unlösbare Probleme. Darf aber eine
Gesellschaft unlösbare Probleme kennen? Oder muss sie sie, so oder so,
lösen? Vielleicht sagt auch das etwas über diese Gesellschaft.

Es müssen aber nicht alle die seltsame Versachlichung und
Verdinglichung der Sterbenden mitmachen, die eben doch sehr kalt
angeschaut werden. Das ist in Einklang mit den sich überall
durchsetzenden "Verwertungsinteressen". Verschieden sind sicherlich
die Sensibilitäten, wo Menschenwürde verletzt Wird oder wie sehr ein
medizinischer, ökonomischer, staatlicher Zugriff als Übergriff
empfunden wird. Es verschieben sich Grenzen.

Dabei sind schon die Patientenverfügungen im Verdacht, den Diskurs von
einem würdigen Leben zu verschieben zum "würdigen Sterben" oder
"selbstbestimmten" Tod. So sieht Michael Skambraks, ein erfahrener
Arzt, das starke wirtschaftliche Interesse im Vordergrund, Kranke und
Behinderte, die nicht mehr viel leisten, sondern Kosten verursachen,
davon zu überzeugen.

Die Verfügungen dienen der juristischen Absicherung der Ärzte gegen
den Vorwurf unterlassener Hilfeleistung, das ist in seiner Sicht die
Funktion. Seine erfahrungsgesättigte Textanalyse typischer
Patienten-Verfügungsprosa ist lesenswert, auch wenn man nicht allen
seinen Alternativen zustimmt. Er kann zeigen, dass wohl den wenigsten
die Inhalte und Konsequenzen ihrer "Verfügung" tatsächlich klar sind.
Ich bin allerdings der Ansicht, dass es tatsächliche Dilemmata gibt,
etwa dass starke Schmerzmittel, die oft aber sinnvoll sind und von den
Patientinnen gewünscht werden, natürlich auch massive Nebenwirkungen
haben und letztlich zum Tod führen, so dass sein Alternativvorschlag
"Ich möchte auf keinen Fall, dass mein Leben durch Medikamente oder
andere medizinische Maßnahmen verkürzt wird" das Problem leugnet.


Die Fliege im Urinal

­... soll dazu führen und tut das auch, dass Männer weniger den
Boden benetzen. Die "Widerspruchslösung" "reiht sich nahtlos ein" (um
die bedeutendste sprachliche Hinterlassenschaft des KBW einmal zu
bemühen) in das paternalistische "Nudge"-Konzept, das ein "sozial
erwünschtes" Verhalten nahelegt, es mühsam oder kostspielig macht,
sich nicht so zu verhalten.

Das ist keineswegs so neu wie die Autoren einschlägiger Bücher
glauben, sondern es handelt sich letztlich um "Angebote, die sie nicht
ablehnen können" (im Mafia-Jargon) oder um die schlichte
Interessenlogik, der der gesamte Kapitalismus bis zur letzten
Marxistischen Gruppe ohnehin folgt. Hier von einem "libertären"
Paternalismus zu sprechen, wie es oft geschieht, heißt eben, wie im
Beispiel der Organspende: Man kann ja widersprechen, es ist nur etwas
aufwändiger ...; man wird nicht gezwungen, wenn man diesen Aufwand
betreibt. Dabei ist es bei jedem Zwang (Gesetz) so, dass es nicht
tatsächlich zwingt, wenn man bereit ist, die Kosten und Probleme auf
sich zu nehmen, die ein Zuwiderhandeln als Sanktionen dann erzeugt.
Man müßte im Fall von "Nudge" also eher von "schwachen Sanktionen"
ausgehen oder von großen praktischen Problemen des Zuwiderhandelns.
Jedenfalls ist die Widerspruchslösung bei der Organspende von Thaler
und Sunstein ausdrücklich empfohlen worden, ein Beispiel des von ihnen
propagierten "libertären Paternalismus". Dabei wollten sie es den
Objekten "libertär" leicht machen, sich gegen das nahegelegte
Verhalten zu entscheiden, und sie wollten größtmögliche Transparenz,
nur ein "Stupsen" eben. Die etatistische" Tradition deutscher
Gesundheits- und Sozialpolitik ist da weniger zimperlich.

"Auch heute vorwirft ein Teil der deutschen
 Verfassungsrechtslehre das Hirntodkonzept als unvereinbar mit dem
 Grundgesetz." (FAZ 15.1.2019)



Wie bei jeder Meinungsforschung genügt "schon die Veränderung der
Beschreibung einer Entscheidungssituation", "eine einfache
Umformulierung des Aufrufs", um das gewünschte Ergebnis zu erreichen
(so propagieren es Sandro Ambuehl und Axel Ockenfels: Die Vorteile
einer Entscheidungspflicht, FAZ 2.11.2018): "Menschen tendieren dazu,
dem gesetzten Standard zu folgen", wird hier das Geschäftsgeheimnis
ausgeplaudert.

Man könnte auch sagen, die Menschen werden von "Voreinstellungen"
manipuliert, denen sie nur mühsam ausweichen können, alle haben sich
längst daran gewöhnt, dass technische Geräte sich nur mit
beträchtlichem Zeit- und intellektuellem Aufwand neu "einstellen"
lassen. Als "Standard" oder "Normalität" definiertes Verhalten wird
tatsächlich von den meisten Menschen sogar angestrebt, sie sind sich
der Probleme von "Abweichung" wohl bewußt. Zugehörigkeit wird belohnt.
Deshalb beutet die "Widerspruchslösung" die Normalitätswünsche der
Menschen aus.

Wenn es eine "libertäre" Variante vor der Unsterblichkeit gibt (Godwin
war der Meinung, in der Herrschaftslosigkeit würden wir solchen Unsinn
wie das Sterben natürlich unterlassen!), dann ist es nur
Gegenseitigkeit: Ich möchte Organe gespendet erhalten und verfüge,
dass nach meinem Tod meine Organe anderen spendenbereiten Menschen zur
Verfügung stehen.

Das wäre zu akzeptieren. Aber auch: Wir wollen uns der Medikalisierung
des Lebens entziehen!
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VORWÄRTS/1442: "Nicht ein Gesicht, sondern viele"


vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 05/06 vom 21. Februar 2019

Nicht ein Gesicht, sondern viele

Interview von Sabine Hunziker



Women's March hat viele Gesichter. Neben Women's March Zürich
und Genève sind viele UnterstützerInnen vor Ort, die Teil der
internationalen Welle sind. Im folgenden Interview beantwortet die
Aktivistin Anja Lukicic (Women's-March-Mitglied) Fragen zum
Marsch.


vorwärts: Der erste Women's March war am Tag - Women's
Wave findet nachts statt. Mit Fackeln und Lampions sind AktivistInnen
am 19. Januar 2019 durch die Gassen von Zürich gezogen. Was steckt
hinter dieser neuen Idee, den Marsch auf diese Weise durchzuführen?

Anja Lukicic: Der 19. Januar ist ausschlaggebend. Die
Women's-March-Gruppen rund um den Globus demonstrieren fast alle an
diesem Tag. Diese "Women's Wave" geht somit bis in die Nacht hinein.
Da die Stadtpolizei Zürich vor unserem Antrag schon eine andere Demo
bewilligt hatte, bekamen wir als Gegenvorschlag die Option um 18 Uhr.
Die Laternen waren ein spontaner Entscheid meinerseits, weil die Demo
abends im kalten Januar stattfand. Wir wollen damit "Licht ins Dunkle
bringen". Das Thema wurde so hell, schrill und laut sichtbar gemacht.
Wir wollten ja auffallen.


vorwärts: Zur gleichen Zeit wie in der Schweiz fanden
auch in Washington und anderswo wieder Strassendemos statt. Die
Frauenbewegung umfasst 100 unabhängige Schwestervereine auf der ganzen
Welt. Was macht die weltweite Frauenbewegung Women's Wave so
erfolgreich und stark?

Anja Lukicic: Women's March ist ein Zeitgeist. Wir betreiben
keine Parteipolitik und die Themen - für die wir uns einsetzen - sind
nicht neu, sondern Jahrhunderte alt. Jetzt haben einfach immer mehr
Menschen den Mut gefunden, die Themen anzusprechen und sie sichtbar zu
machen. Das Bedürfnis, etwas dagegen zu tun, ist gross. Wir sehen uns
eher als ein aktionistisches Gefäss, welches Sachen umsetzt. Wir
arbeiten mit Freude für die Sache, kombiniert mit sehr viel
freiwilligem Engagement.

Die einzelnen Schwestervereine (Chapters) sind unabhängig voneinander,
müssen sich selbst finanzieren und gehen eigenen lokalen Themen nach.
Es gibt jedoch regelmässige Onlinesitzungen, wobei man vom Knowhow der
anderen Chapters profitieren kann. Wie der Women's March Zürich 2017
einst definierte: "Der Women's March hat nicht ein Gesicht, sondern
viele."


vorwärts: Am Wave 2019 arbeiteten verschiedene Gruppen
zusammen, um die Demo zu organisieren. Wie kann eine gute
Zusammenarbeit und Solidarität entstehen?

Anja Lukicic: Der Women's March Zürich hat ihr Chapter aus der
gleichnamigen Bündnisdemo von 2017 gebildet. Dabei war die Juso
Schweiz das tragende Glied. Pascal Pajic ist seither bei uns im
Organisationskomitee. Teilweise besteht dieses Netzwerk immer noch.

Wir sind ein kleines Team und arbeiten mit Genf, als Teil des Women's
March Globals, zusammen für die Schweiz. Wir sprechen Themen an,
welche uns alle auf irgendeiner Weise betreffen und bewegen. Durch
Networking und Nutzung bestehender Netzwerke haben wir uns mit
verschiedenen Organisationen zusammengetan. Je mehr mitmachen, desto
besser. Ein Beispiel dafür: Im Januar 2018 organisierte die BFS eine
Demonstration gegen Trump, bei welcher wir auch dabei waren, da es
unter anderem auch unser Thema war. Wir suchen den Dialog und haben
ein offenes und respektvolles Ohr für neue Wege.


vorwärts: Im Frauenstreikjahr gibt es in der Schweiz
verschiedene Aktionen - was versprechen sie sich von dieser Vielfalt
von politischen Kämpfen?

Anja Lukicic: Empowerment für alle. Es geht unter anderem auch
darum, die Menschen, die sich noch nicht politisiert haben,
wachzurütteln und sie zu ermutigen, sich für solche Themen
einzusetzen. Wir wollen Gerechtigkeit. Dafür muss sich zuerst die
Gesellschaft verändern. Es ist ein Fakt, dass kollektive Handlungen
nötig sind für gesellschaftliche Veränderungen. Das heisst, wir müssen
uns zusammentun, denn so sind wir stärker und können mehr Einfluss
ausüben. Dabei kann jeder mitmachen.
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FORSCHUNG/140: Kommunikationstechnologien auf dem Prüfstand (idw)


Universität Paderborn - 05.03.2019

Kommunikationstechnologien auf dem Prüfstand

Forschungsvorhaben der Universität Paderborn untersucht, wie sicher
Instant Messaging Dienste sind



Texte, Bilder, Sprachnachrichten: Kommunikation findet heutzutage
bevorzugt digital statt. Allein im Mai des vergangenen Jahres wurden
täglich weltweit rund 65 Milliarden WhatsApp-Nachrichten verschickt.
"Damit steigen auch die Anforderungen an die Sicherheit", sagt Prof. Dr.
Tibor Jager vom Institut für Informatik der Universität Paderborn.
Beliebte Dienste wie WhatsApp und Co. würden dafür allerdings neuartige
Verfahren nutzen, die nicht nur komplex, sondern auch wissenschaftlich
kaum fundiert seien, so der Informatiker weiter. Unter seiner Leitung
werden bei dem Forschungsvorhaben "Sicherheit und Privatsphäre bei
Instant Messaging-Protokollen" die Sicherheitsgarantien und -ziele
solcher Systeme untersucht.

"Instant Messaging-Protokolle wie WhatsApp sind aus dem Alltag kaum noch
wegzudenken. Was dabei stattfindet, ist ein Austausch privatester Daten.
Im Gegensatz zu klassischen elektronischen Kommunikationsmedien wie E-Mail
und SMS läuft die gesamte Kommunikation hier über nur eine Organisation",
erklärt Jager, Leiter der Fachgruppe für IT-Sicherheit. Das Gefährliche
daran sei, dass Kritik an diesem Vorgehen vorgebeugt würde, indem
weitreichende Sicherheitsversprechen gemacht würden, deren Einhaltung es
noch zu überprüfen gelte. "Wir wollen jetzt die Lücke zwischen etablierten
Verfahren und dem aktuellen Stand der Wissenschaft schließen, um eine
langfristige Sicherheit der Anwendungen zu gewährleisten", sagt Jager.

"Sicherheitslösungen bei WhatsApp laufen seit 2016 über
Ende-zu-Ende-Verschlüsselung. Das heißt, nur Sender und Empfänger einer
Nachricht können lesen, was verschickt wurde. Laut eigenen Angaben nicht
einmal WhatsApp selbst. Die Verschlüsselung findet auf den Geräten der
Nutzer statt. Ein kryptographisches Schloss wird automatisch aktiviert, noch
bevor Nachrichten das Smartphone verlassen", erklärt der Wissenschaftler.
Auch andere Apps wie zum Beispiel Signal bieten gute
Sicherheitseigenschaften: "Das sogenannte 'Ratcheting' arbeitet - stark
vereinfacht - mit verschiedenen und sich ablösenden Schlüsseln. Der
Schlüsselaustausch findet über ein Protokoll statt, das wirksame
Sicherheitseigenschaften bieten soll. Das ist zumindest das Ziel. Ob die
eingesetzten Verfahren wirklich den erhofften Schutz bringen, muss erst
noch wissenschaftlich bestätigt werden. Bislang ist das noch nicht der
Fall", so Jager weiter.

Technologien werden erforscht und für die Industrie weiterentwickelt

Um sicherzustellen, dass Nutzer damit tatsächlich besser vor
Hackerangriffen geschützt sind und der Schutz der Privatsphäre insgesamt
höher ist, erforschen die Wissenschaftler um Jager die Technologien nicht
nur, sie wollen sie auch weiterentwickeln: "Wir erarbeiten ein modulares
Design, das Softwareherstellern Protokolle mit maßgeschneiderten
Sicherheits- und Performanzeigenschaften bereitstellt. Unser Ziel ist es,
Protokolle nach dem aktuellen Stand der akademischen Forschung zu
entwickeln."

Das Projekt wird im Rahmen des Graduiertenkollegs NRW "Human Centered
Systems Security - North Rhine-Westphalian Experts on Research in
Digitalization" (NERD) gemeinsam mit der Ruhr-Universität Bochum
durchgeführt. An dem Kolleg arbeiten junge Wissenschaftler auf dem Gebiet
der Digitalen Sicherheit interdisziplinär und hochschulübergreifend
zusammen. Das Ministerium für Kultur und Wissenschaft des Landes NRW
fördert das Programm bis 2021 mit rund vier Millionen Euro.


Weitere Informationen unter:

http://www.upb.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution98

 * 
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MELDUNG/977: Technikjournalismus für alle - Blog nach Relaunch wieder online (idw)


Hochschule Bonn-Rhein-Sieg - 05.03.2019

Technikjournalismus für alle - Blog nach Relaunch wieder online



Mädchen und junge Frauen sind unterrepräsentiert in Berufen, die von
Technik oder Informatik bestimmt sind. Professorin Dr. Susanne Keil vom
Fachbereich Elektrotechnik, Maschinenbau und Technikjournalismus der
Hochschule Bonn-Rhein-Sieg (H-BRS) hat als eine Ursache die
Berichterstattung über Technik ausgemacht und möchte hier mit einem Blog
gegensteuern.

Die Ausgangsfrage war, wie sich wohl die Leserschaft technischer
Fachmagazine wie Technology Review oder von Magazinen zur Computertechnik
wie c't zusammensetzt? Von allen soziodemografischen Merkmalen, wie Alter,
Bildung oder berufliche Position ist das Geschlecht hier das auffälligste,
fand Keil heraus: Der Anteil an Leserinnen bewegt sich lediglich zwischen
drei und neun Prozent. Das bedeutet: Technikberichterstattung erreicht
überwiegend Männer.

Das möchte Professorin Keil ändern. Mit ihrem Team verfolgt sie im
Forschungsprojekt "Technik - Gender - Journalismus" das Ziel, eine Art der
Berichterstattung über Technik zu entwickeln, die alle Menschen erreicht.
Ende Februar ist dazu eine überarbeitete Version des Blogs
"gender2technik.de" online gegangen. Hier werden einerseits
Forschungsergebnisse und andererseits technikjournalistische
Best-Practice-Beispiele präsentiert.

In dem Forschungsblog werden seit 2015 aktuelle Beiträge rund um Technik
veröffentlicht. Für den jetzt erfolgten Relaunch haben Studierende von
Susanne Keil daran gearbeitet, dass die Zielgruppen - allen voran
Studierende des Technikjournalismus, aber auch der
ingenieurwissenschaftlichen Fächer, Redakteurinnen und Redakteure von
Technikmedien, Unternehmen aus der Technikbranche sowie Fachleute aus
Ingenieurwissenschaft oder Informatik die Informationen finden, die für
sie relevant sein könnten. Zudem hat der Blog eine Struktur bekommen,
durch die auch ältere Beiträge besser zu finden sind.

Warum kennt Google keine "Maschinenbauerin"?

Im Zuge des Relaunch wurde auch das Logo runderneuert und auf eine binäre
Visualisierung von Geschlecht verzichtet. Professorin Susanne Keil ist
aber der Auffassung, dass das vordringliche Ziel, Mädchen und Frauen für
Technik zu begeistern und sie so verstärkt für ingenieurwissenschaftliche
Studiengänge zu gewinnen, noch eine Zeit lang im Mittelpunkt der
Bemühungen stehen wird: "Das fängt damit an, dass wir sogenannte
Role-Models vorstellen und zeigen, wie auch der Beruf der Ingenieurin mit
einem erfüllten Familienleben verbunden werden kann, geht weiter über die
Verbreitung von Bildern und Videos, in denen Frauen bei der Entwicklung
und Nutzung von Technik zu sehen sind, und reicht bis zur Analyse der
Sprache. Warum heißt die Schraubenmutter, die auch in dem neuen Logo
enthalten ist, eigentlich Mutter? Was bedeutet es, dass weder die
Google-Suche noch das Rechtschreibprogramm von Microsoft 'Maschinenbauerin' kennt
und stattdessen fragt 'Meintest du Maschinenbauer'? Und unter einem
Diversity-Aspekt: Welche Vorstellungen von Gesellschaft werden
transportiert, wenn in der Elektronik von Master- und Slave-Netzschaltern
gesprochen wird?"

Begleitet wird der Blog seit Beginn auch durch die Social-Media-Kanäle
Facebook und Twitter. Seit Juni 2018 wird zudem der Instagram-Account
technikfreundinnen betrieben, der sich insbesondere an 13- bis 17-jährige
Mädchen richtet. Er informiert unter anderem über die
Technik-Ferienangebote für Mädchen, die die Gleichstellungsstelle der H-BRS
organisiert.


Zum Blog:

https://gender2technik.de/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution196

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule Bonn-Rhein-Sieg, 05.03.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FEATURE/1205: Deutschlandfunk - 100 Jahre Bauhaus. Der Mann mit dem Schlüssel, 8.3.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

100 Jahre Bauhaus (2/2)

Der Mann mit dem Schlüssel

Von Marietta Schwarz

Deutschlandfunk 2019

Das Feature

Freitag, 8. März 2019, 20.10 - 21.00 Uhr, Deutschlandfunk



Jahrzehntelang tat sich die DDR-Führung in ihrem "Kampf gegen den
Formalismus" auch mit dem Bauhauserbe schwer. Bauhaus-Ideen an den
Akademien wurden boykottiert, regelrechte Kampagnen gegen "dekadente
kosmopolitische" Konzepte geführt. Das änderte sich, als Bernd
Grönwald 1971 den Schlüssel zu seinem künftigen Wohnhaus umdrehte. Mit
seiner Familie zog Grönwald nach eigenhändiger Renovierung ins
"Musterhaus am Horn" - jenen Prototypen, den Walter Gropius 1923 nach
einem Entwurf von Georg Muche als erste Architektur im Sinne des
Bauhauses überhaupt errichten ließ.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 26. Februar 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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DER FILM/428: Berlin Lichtblick-Kino - "Der letzte Jolly Boy", Kinostart am 14.03.2019


Lichtblick-Kino

Der letzte Jolly Boy

D 2018, 105 min, Regie: Hans-Erich Viet

Sa 16.3., 20:30 Uhr Vorführung in Anwesenheit des Regisseurs

Lichtblick-Kino

Berliner Kinostart: 14. März



Über den Film

Leon Schwarzbaum, geboren 1921 in Hamburg, aufgewachsen in Polen. Als
Einziger seiner Familie überlebt er Auschwitz, Buchenwald, Sachsenhausen.
Als Jugendlicher spielt er mit seiner »Boy Group«, den »Jolly Boys«,
amerikanischen Swing. Heute lebt der 97-Jährige in Berlin.

Trotz seines hohen Alters sucht er seit ein paar Jahren die Öffentlichkeit,
um endlich »die Wahrheit« zu sagen. Davor hat er Jahrzehnte geschwiegen.
Erst im Alter entwickelt er die Energie, sich zu erinnern - und vor allem:
sich zu äußern. Dies tut er heute mit einer Selbstverständlichkeit und
gleichzeitig strikten Höflichkeit, die beeindruckt.

Auf seiner Suche nach Identität und Versöhnung begleiten wir Leon
Schwarzbaum zum Landgericht Detmold, wo er im Prozess gegen den SS-Mann
Reinhold Hanning zum Nebenkläger wird und als einer der Hauptzeugen
auftritt. Wir besuchen seine polnische Heimat Bedzin, und wir fahren
gemeinsam nach Auschwitz. Außerdem begleiten wir Leon Schwarzbaum, wenn er
im Gefängnis von Zeithain mit Insassen spricht und in der Talk-Sendung
»Markus Lanz« über seine Erfahrungen berichtet.

Es entsteht eine filmische Reise durch deutsche Wirklichkeit im Gestern und
Heute, auf den Spuren der Lebensgeschichte einer der letzten Überlebenden
des Holocaust - eines beeindruckenden Protagonisten.



Berliner Kinostart des Dokumentarfilms am 14. März 2019.

Der Regisseur, Hans-Erich Viet, wird am 16. März um 20:30 Uhr bei einer
Vorführung im Lichtblick-Kino anwesend sein und für ein Publikumsgespräch
zur Verfügung stehen.

 * 

Quelle:

Lichtblick-Kino

Kastanienallee 77 / 10435 Berlin

Büro: Stattkino Berlin e.V.

Schliemannstr. 5 / 10437 Berlin

E-Mail: presse@lichtblick-kino.org

Internet: https://www.lichtblick-kino.org
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AUGEN/490: Darauf sollten Kontaktlinsenträger achten - Tipps zur Auswahl und Pflege (idw)


Deutsche Ophthalmologische Gesellschaft - 04.03.2019

Darauf sollten Kontaktlinsenträger achten: Stiftung Auge gibt Tipps zur Auswahl und Pflege



Viele Menschen mit Sehschwächen schätzen die Vorteile von Kontaktlinsen.
Damit der Tragekomfort lange andauert, sollten Nutzer sich vor dem Kauf
vom Augenarzt untersuchen und über geeignete Modelle beraten lassen.
Kontaktlinsenträger müssen bestimmte Hygieneregeln beachten, um
schmerzhafte Entzündungen zu vermeiden. Die Stiftung Auge gibt Tipps im
Umgang mit der praktischen Sehhilfe.

Kontaktlinsen haben etliche Vorteile gegenüber Brillen: Sie beschlagen
nicht, rutschen nicht von der Nase, sind sporttauglich und können neben
Kurz- oder Weitsichtigkeit sogar Hornhautverkrümmungen korrigieren. "Um
die Linsen lange und ohne Beschwerden tragen zu können, müssen
Kontaktlinsenträger jedoch auch einige Regeln beachten", sagt Professor
Dr. med. Frank G. Holz, Vorsitzender der Stiftung Auge und Direktor der
Universitätsaugenklinik Bonn.

Die Auswahl an Kontaktlinsen ist groß. Flexible (weiche) Linsen passen
sich der Form der Hornhaut an, sodass sich das Auge schneller daran
gewöhnt. Durch ihren größeren Durchmesser liegen die Ränder der Linse
komplett unter dem Lid, was das Tragen angenehm macht. Formstabile (harte)
Kontaktlinsen haben einen kleineren Durchmesser. Das schützt das Auge
besonders vor dem Austrocknen. Harte Linsen können auch gut
Hornhautverkrümmungen ausgleichen. Allerdings haben sie eine geringere
Auflagefläche auf der Augenoberfläche, wodurch die Linsen leichter
verrutschen können. In den ersten Tagen können sie sich für den Träger
auch etwas unangenehm anfühlen. "In jedem Fall sollte bei einer
augenärztlichen Untersuchung geklärt werden, ob die Grundvoraussetzungen
für das Kontaktlinsentragen erfüllt sind. Wenn keine krankhaften
Veränderungen der Augen, wie Entzündungen, vorliegen, kann man die Linsen
individuell anpassen", erklärt Holz. Ob und welche Linsen geeignet sind,
hängt auch davon ab, ob sie nur ein- bis zweimal pro Woche beim Sport oder
täglich von morgens bis abends zum Einsatz kommen.

Auch die Haltbarkeit von Kontaktlinsen ist unterschiedlich: Tageslinsen
sollten nach einmaligem Tragen entsorgt werden, Monatslinsen nach etwa
vier Wochen. Harte Kontaktlinsen können bis zu zwei Jahre getragen werden.
"Wichtig ist, die Angaben des Herstellers zu beachten. Nutzt man die Linse
länger als verordnet, kann sie die Hornhaut verletzen, was zu dauerhaften
Augenschäden führen kann", sagt der Experte.

Um die Augengesundheit nicht zu beeinträchtigen, sollten
Kontaktlinsenträger einige Hygieneregeln und Vorgaben zur Tragedauer
beachten. "Da eine zu lange tägliche Tragedauer Gesundheitsrisiken birgt,
sollten Linsen nicht länger als empfohlen getragen werden. Nur spezielle
Linsen eignen sich zum Tragen über Nacht", erläutert Professor Dr. med.
Christian Ohrloff, Mediensprecher der Stiftung Auge und ehemaliger
Direktor der Universitäts-Augenklinik in Frankfurt. Die Kontaktlinse
behindert den Stoffwechsel im Auge, da Nährstoffe und Abfallprodukte über
den Tränenfilm nicht so einfach über das Auge hinweg transportiert werden
können. Unter der Linse können sich Säuren, Schmutz und Keime sammeln.
"Damit sich das Auge nicht infiziert, muss man die Kontaktlinsen
regelmäßig herausnehmen und reinigen", rät Ohrloff. Was dabei zu beachten
ist, fassen diese Informationen zusammen:


5 Tipps, damit Linse und Auge sauber bleiben:


	Hände waschen: 
 Damit Schmutz und Keime nicht ins Auge gelangen.

	Reinigen: 
 Kontaktlinse auf die gereinigte Handinnenfläche legen und mit einigen Tropfen Reinigungsmittel sanft mit der Fingerspitze auf der Linse verrieben. Danach mit Kochsalzlösung abspülen. Niemals mit Leitungswasser reinigen oder aufbewahren, da sich sonst Keime an der Linse bilden können.

	Desinfizieren: 
 Kontaktlinsen über Nacht in geeignete Lösung lagern, um Bakterien, Pilze oder Viren abzutöten und Eiweißreste zu entfernen.

	Aufbewahrungsbehälter reinigen: 
 Desinfizieren und alle drei bis sechs Monate austauschen.

	Pflegeanleitung des Herstellers beachten: 
 Nur Aufbewahrungslösungen verwenden, die sich für den jeweiligen Linsentyp eignen.



2008 von der DOG gegründet, setzt sich die Stiftung Auge dafür ein,
vermeidbare Erblindungen und schwere Seheinschränkungen zu bekämpfen.
Informationen zu den Projekten der Stiftung Auge sind unter 

www.stiftung-auge.de nachzulesen.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.stiftung-auge.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1286

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Ophthalmologische Gesellschaft - 04.03.2019
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NEUROLOGIE/997: Stammzelltransplantation bei Multipler Sklerose - Ist ein "Reboot" des Immunsystems eine Option? (idw)


Deutsche Gesellschaft für Neurologie e.V. - 04.03.2019

Stammzelltransplantation bei MS: Ist ein "Reboot" des Immunsystems eine Option?



04.03.19 - Bei der Multiplen Sklerose (MS) handelt es sich um eine
Autoimmunkrankheit. Die Zellen des Immunsystems greifen fälschlicherweise
die eigenen Nervenzellen im Gehirn und Rückenmark an. Verschiedene
Therapien kommen zum Einsatz - Antikörper, die gezielt in das
Krankheitsgeschehen eingreifen, oder Immuntherapeutika, die das
Immunsystem unterdrücken. Eine Art Neustart ("Reboot") des Immunsystems
ermöglicht die Stammzelltransplantation, die bisher aber als zu
risikoreich gilt. In einer neuen Studie [1] erwies sie sich als wirksame
Therapieoption mit vertretbaren Risiken.

Multiple Sklerose (MS) ist eine immunologisch vermittelte
Nervenerkrankung, die mit ca. 230.000 Erkrankten in Deutschland relativ
häufig ist und besonders oft Frauen betrifft - die Erkrankungsrate der
Frauen ist fast doppelt so hoch wie die der Männer.

Bei der MS handelt es sich um eine Autoimmunkrankheit, d.h. die Zellen des
Immunsystems greifen fälschlicherweise die körpereigenen Nervenzellen des
Gehirns und des Rückenmarks an, es kommt zu Entzündungsreaktionen. Der
Auslöser ist bis heute nicht bekannt. Dabei werden die Hüllen der
Nervenfasern zerstört, was dazu führt, dass sie nicht mehr störungsfrei
Reize übertragen können. Die Reizweiterleitung der Nerven ist
beeinträchtigt bzw. in den späteren Stadien ganz gestört, es kommt zu den
typischen Beschwerden wie Sensibilitätsstörungen, Sehstörungen,
Gangunsicherheit oder auch Lähmungen.

Die häufigste Form ist die schubförmig remittierende MS ("Relapse
Remitting MS" bzw. RRMS). Mit der sogenannten verlaufsmodifizierenden
Therapie wird versucht, die Zeitspanne bis zum nächsten Schub zu
verlängern und auch die Schwere eines Schubs zu mildern. Dafür kommen
verschiedene Immuntherapien zum Einsatz. Antikörper, die gezielt in die
Entzündungskaskade eingreifen und sie unterbrechen, oder auch
Immuntherapeutika (Immunsuppressiva, Immunmodulatoren), Substanzen, die
das Immunsystem unterdrücken. Diese Therapien sind wirkungsvoll, bekämpfen
aber letztlich nicht die Ursache, die "Fehlsteuerung" des Immunsystems,
das die eigenen Nervenzellen als fremd einstuft und wie Krankheitserreger
bekämpft.

Eine Art "Reboot" des Immunsystems wird konzeptionell ermöglicht durch die
Stammzelltransplantation: Dabei wird quasi das fehlerhafte Immunsystem des
Patienten völlig heruntergefahren, die fehlerhafte "Software" gelöscht,
eine neue aufgespielt und das System neu gestartet (sog. Immunedukation).
Dafür wird eine sogenannte autologe Blutstammzelltransplantation
durchgeführt: Es werden blutbildende Stammzellen aus dem Knochenmark des
Patienten entnommen, danach wird eine Chemotherapie verabreicht, durch die
das Knochenmark und damit auch die fehlerhaft programmierten Immunzellen
zerstört werden. Dann werden die entnommenen blutbildenden Stammzellen dem
Spender zurückgegeben, die dann ein neues Immunsystem aufbauen. Die
Behandlung ist nebenwirkungsreich und auch nicht risikofrei, in seltenen
Fällen kann es passieren, dass der Aufbau eines neuen Immunsystems
misslingt und die Patienten dann schutzlos allen Erregern ausgesetzt sind
- eine lebensgefährliche Komplikation. Deshalb wird das Verfahren bislang
nur als "ultima ratio" bei sehr schweren MS-Verläufen eingesetzt.

Eine jüngst publizierte Studie [1] verglich nun die Wirksamkeit des
Verfahrens mit der von medikamentösen verlaufsmodifizierenden Therapien
bei 110 Patienten mit hochaktiver RRMS. Sie wurden randomisiert (50:50)
und einer Stammzelltransplantation unterzogen oder erhielten eine
intensivierte verlaufsmodifizierende Therapie, d.h. sie erhielten eine
andere Medikamentenklasse bzw. potentere Medikamente als vor Beginn der
Studie. Das konnten sowohl immunsuppressive Wirkstoffe wie Cyclophosphamid
oder Antikörpertherapien wie Rituximab sein. Die Wirkstoffe Ocrelizumab
und Alemtuzumab wurden in der Studie nicht eingesetzt - der erstere war zu
Studienbeginn noch nicht zugelassen, der zweite war wegen des
Nebenwirkungsprofils und möglicher statistischer Schwierigkeiten
ausgeschlossen worden.

Im Ergebnis zeigte sich, dass bei Patienten, die eine
Stammzelltransplantation erhalten hatten, die Erkrankung deutlich weniger
fortschritt als in der Gruppe, die medikamentös behandelt worden war. In
der "Stammzellgruppe" kam es nur bei 3 Patienten zu einer
Krankheitsprogression, bei der medikamentös behandelten Gruppe bei 34
Patienten. In dieser Gruppe dauerte es im Median 6 Monate, bis ein Patient
einen neuen Schub erlitt. In der Transplantationsgruppe war die Fallzahl
so gering, dass sich keine mediane Dauer berechnen ließ. In beiden Gruppen
gab es keine Todesfälle.

"Es handelt sich um eine erste Studie mit einer Art Randomisierung, in der
die Stammzelltransplantation mit anderen Therapiemöglichkeiten verglichen
wurde. Allerdings ist die Patientenzahl insgesamt zu gering, um auf Basis
dieser neuen Daten die bisherige Standardtherapie zu verändern. Wir
brauchen zu dieser Fragestellung weitere und vor allem größere Studien mit
einer sicheren statistischen Aussagekraft", erklärt Univ.-Prof. Prof. h.c.
Dr. med. Heinz Wiendl, Direktor der Klinik für Neurologie mit Institut für
Translationale Neurologie des Universitätsklinikums Münster. "Es muss
außerdem bedacht werden, dass zwei potente Wirkstoffe, die heute als
Therapien der ersten Wahl bei hochaktiven MS-Verlaufsformen eingesetzt
werden, in der Studie nicht zum Einsatz kamen. Die medikamentöse Therapie,
die in der vorliegenden Studie mit der Stammzelltherapie verglichen wurde,
entspricht somit nicht dem State-of-the-art." Prof. Dr. Hans Christoph
Diener, Essen, Pressesprecher der Deutschen Gesellschaft für Neurologie
ergänzt: "In der vorliegenden Studie kam es zu keinen lebensbedrohlichen
Nebenwirkungen der Stammzelltransplantation. Dies ist nicht
selbstverständlich und wäre bei einem häufigeren therapeutischen Einsatz
dieser Methode wahrscheinlich. Für den klinischen Alltag bedeuten die
Ergebnisse, dass Patienten mit einer aggressiven MS zunächst die neueren
hochwirksamen immunmodulatorischen Therapien erhalten sollten. Nur wenn
diese entweder nicht ausreichend wirksam sind oder wegen unerwünschter
Arzneimittelwirkungen beendet werden müssen, sollte eine
Stammzelltransplantation in Betracht gezogen werden."

Literatur

[1] Burt RK, Balabanov R, Burman J et al. Effect of Nonmyeloablative
Hematopoietic Stem Cell Transplantation vs Continued Disease-Modifying
Therapy on Disease Progression in Patients With Relapsing-Remitting
Multiple Sclerosis: A Randomized Clinical Trial. JAMA. 2019 Jan 15; 321
(2): 165-174. 

doi: 10.1001/jama.2018.18743

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.dgn.org
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BILDUNG/1148: Praktisches Jahr - Ausbildung statt Ausbeutung (SH Ärzteblatt)


Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt 2/2019

PJ

Ausbildung statt Ausbeutung

von Astrid Schock



Medizinstudierende aus Kiel setzen sich für eine faire Bezahlung im
Praktischen Jahr ein. Der Druck auf die Politik wächst.


Der Hörsaal der Pharmakologie am UKSH Campus Kiel platzt aus
allen Nähten, kein Sitzplatz ist mehr frei, an den Seiten wird
gestanden und der Bereich vor dem Rednerpult ist bis auf den letzten
Platz mit sitzenden Studenten bedeckt. Die große Anteilnahme - und das
trotz parallel laufender Lehrveranstaltungen - zeigt, wie wichtig das
Thema bei den angehenden Medizinern ist. Sie fordern für das
Praktische Jahr, das sie am UKSH Campus Kiel absolvieren, angemessen
entlohnt und fair behandelt zu werden.

Absolviert ein Medizinstudent sein Praktisches Jahr am UKSH Campus
Kiel, gibt es für die 40 Stunden Arbeit pro Woche keine
Aufwandsentschädigung.

Die PJ'ler haben keine Zeit zum Lernen, meist erhalten sie keinen
ausreichenden persönlichen Zugang zum Patientenverwaltungssystem und
keine Aufbewahrungsmöglichkeit für persönliche Gegenstände. Das soll
sich nun ändern.

Am 16. Januar veranstaltete die Bundesvertretung der
Medizinstudierenden in Deutschland einen Aktionstag, an dem sich auch
die Fachschaft Medizin an der Kieler Christian-Albrechts-Universität
mit einer Informationsveranstaltung zur aktuellen Situation
beteiligte. Neben zahlreichen Studenten waren auch die Professoren
Thomas Schwarz, Direktor der Klinik für Dermatologie, Venerologie und
Allergologie am Campus Kiel, und Norbert Frey, Direktor der Klinik für
Innere Medizin III am Campus Kiel, anwesend und sprachen sich für die
Zahlung einer Aufwandsentschädigung im Praktischen Jahr aus. "Es kann
nicht sein, dass ein Student nach fünf Jahren teurem Medizinstudium
sich auch noch während des Praktischen Jahrs mit einem Kellnerjob über
Wasser halten muss. Eine schlechte Ausbildung wegen Müdigkeit können
wir uns alle nicht leisten", sagte Frey. Schwarz sieht ebenso wie Frey
die Gefahr der Abwanderung in andere Bundes- und EU-Länder, wenn sich
nichts ändert. "Bei der Auswahl der PJ-Stelle darf Geld nicht der
ausschlaggebende Punkt sein", sagte Schwarz.

"40 Arbeitsstunden pro Woche, null Euro - das klingt nicht
 nur nach billiger Arbeitskraft."

 Marius Leye



Die Fachschaft Medizin versuchte ebenfalls, Argumente gegen die
Zahlung einer Aufwandsentschädigung zu entkräften. Falsch sei etwa das
Argument, dass die Anrechnung der Aufwandsentschädigung auf das Bafög
ein Problem darstelle. Auf der Homepage der Fachschaft Medizin heißt
es hierzu: "Richtig ist, dass eine Aufwandsentschädigung zwar
vermutlich ohne Freibeträge, wie z. B. bei Nebenjobs, auf das BAföG
angerechnet werden müsste, weil es im Rahmen eines Pflichtpraktikums
während der Ausbildung gezahlt wird. Allerdings würden von der
anzurechnenden Summe im Jahr 1.000 Euro Werbekostenpauschale und eine
Sozialpauschale von 21,2% abgezogen werden." Es sei bewiesen, dass die
Zahlung einer Aufwandsentschädigung daher keinesfalls einen Nachteil
für Studierende darstelle.

Die Einwände auf politischer Seite stehen dagegen weiter im Raum. Der
Landtagsabgeordnete Lasse Petersdotter von Bündnis 90/Die Grünen
betont, dass eine finanzielle Unterstützung durch das Land nur dann
gerechtfertigt ist, wenn auch andere Studiengänge berücksichtigt
werden. So sei auch bei anderen Pflichtpraktika - beispielsweise im
Lehramtsstudium - eine Bezahlung möglicherweise angebracht und das
Problem müsse allgemein besprochen und geklärt werden. Eine
bundeseinheitliche Regelung sei anzustreben. Auch Dennys Bornhöft,
Landtagsabgeordneter der FDP, betont, dass das Praktische Jahr nicht
Teil des Versorgungsauftrages sei und damit auch nicht von den
Kostenträgern finanziert werden könne. "Die Zahlung einer
Aufwandsentschädigung muss rechtlich sauber sein, sonst wird die
Regelung so schnell wieder für ungültig erklärt, wie sie gekommen
ist", so Bornhöft. Auf die Frage, welche Schritte die Politiker
konkret als nächstes planen, kündigte Petersdotter an, das Thema auf
die Tagesordnung der Beteiligtenrunde zu setzen und über die
Staatssekretäre auch die Bundesregierung darauf aufmerksam zu machen.
Gespräche mit Prof. Jens Scholz, Vorstandsvorsitzender und Vorstand
für Krankenversorgung des UKSH Kiel, sollen fortgesetzt werden. "Wir
nehmen das Thema mit. Es ist allerdings nicht das alleroberste aller
Probleme, es ist aber aktuell und wird ernst genommen", so Bornhöft.

In anderen Regionen Deutschlands werden bereits
Aufwandsentschädigungen an PJ'ler gezahlt. Welche Lehrkrankenhäuser in
Schleswig-Holstein wieviel Aufwandsentschädigung zahlen, finden Sie in
unserer Märzausgabe des Jahres 2018.



Bildunterschriften der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildungen der Originalpublikation:

- Im vollbesetzten Hörsaal nehmen sich auch die Politiker Dennys
Bornhöft (FDP) und Lasse Petersdotter (Bündnis 90/Die Grüne) des
Themas an. 

- Prof. Norbert Frey spricht sich für die Zahlung einer
Aufwandsentschädigung aus.

- Marius Leye, Medizinstudent im 8. Semester, sprach für die
Fachschaft Medizin der CAU Kiel.


Gesamtausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts 2/2019
im Internet unter:

http://www.aeksh.de/shae/2019/201902/h19024a.htm
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STATISTIK/115: Fasten 2019 - Immer mehr Menschen halten es für sinnvoll (DAK-Gesundheit)


DAK-Gesundheit - 4. März 2019

Fasten 2019: Immer mehr Menschen halten es für sinnvoll

Neue DAK-Studie: Alkoholverzicht weiterhin Spitzenreiter



Fasten liegt im Trend: Immer mehr Deutsche halten es für
gesundheitlich sinnvoll. Die Zahl der Fasten-Befürworter stieg in den
vergangenen Jahren stetig an. Lag sie vor acht Jahren noch bei 53
Prozent, sind es nun 63 Prozent - ein Plus von fast 20 Prozent. Vor
allem unter jungen Menschen ist der bewusste Verzicht weit verbreitet.
Dabei möchten immer mehr Fasten-Fans auf Alkohol verzichten: Die
geplante Abstinenz liegt mit 73 Prozent so hoch wie nie zuvor. Das
zeigt eine aktuelle und repräsentative Forsa-Umfrage im Auftrag der
Krankenkasse DAK-Gesundheit. Auch auf Süßigkeiten und Fleisch wollen
die Deutschen weiterhin verzichten. Immer öfter soll darüber hinaus
auch der Computer aus bleiben: Mehr als jeder Vierte möchte in den
kommenden Wochen Internet- und Computerfasten.

In der Altersgruppe der 18 bis 29-Jährigen sind die Fasten-Befürworter
deutlich in der Überzahl: 81 Prozent von ihnen halten den Verzicht für
gesundheitlich sinnvoll. Auch haben viele von ihnen bereits selbst
gefastet. 67 Prozent gaben an, dass sie schon mindestens einmal
bewussten Verzicht geübt haben. Dabei verzichteten sie am ehesten auf
Alkohol (71 Prozent), Süßigkeiten (64 Prozent) und das Fernsehen. Bei
61 Prozent von ihnen soll die Mattscheibe in den kommenden Wochen
schwarz bleiben - so häufig wie in keiner anderen der untersuchten
Altersgruppen. 30- bis 44-Jährige verzichten ebenso vor allem auf
Alkohol: Fast zwei Drittel (74 Prozent) gaben das an, gefolgt von
Süßigkeiten (67 Prozent). "Die 'Klassiker' des Fastens sind oft auch
die Dinge, die am meisten fürs schlechte Gewissen verantwortlich
sind.", sagt Franziska Kath, Diplom-Psychologin bei der
DAK-Gesundheit. "Auch wenn es mal nicht klappt, das Fasten komplett
durchzuhalten, sollte man aber nicht verzagen. Allein das geschärfte
Bewusstsein kann schon viel bewegen."

Fast jeder Dritte (29 Prozent) möchte in den kommenden Wochen auf
private Computer- und Internetnutzung verzichten. Immer mehr Menschen
wollen ihre Zeit lieber mit realen Freunden und mit ihrer Familie als
im Internet verbringen (32 Prozent). Auch Zeit für sich selbst wurde
häufig angegeben (38 Prozent), ebenso wie der Wille, dadurch weniger
Stress zu haben (39 Prozent).

Unterschiede zwischen Männern und Frauen zeigen sich beim Fasten vor
allem in Sachen Ernährung: So gaben Frauen häufiger als Männer an, auf
Süßigkeiten (70 Prozent) oder auf Fleisch (50 Prozent) verzichten zu
wollen. Bei Männern steht Alkohol mit 77 Prozent ganz oben auf der
Fasten-Liste. Auch beim Fernsehen unterscheiden sich die Geschlechter:
36 Prozent bei den fastenden Frauen zu 43 Prozent bei den Männern.

Die Beteiligung an einer Fastenzeit ist in Bayern und
Baden-Württemberg besonders hoch. Dort gaben 52 bzw. 50 Prozent an,
schon mehrmals gefastet zu haben. In den ostdeutschen Bundesländern
liegt der Anteil hingegen nur bei 39 Prozent. Während 11 Prozent der
Befragten ohne Erfahrung sich künftig einen gezielten Verzicht
vorstellen können, kommt das für 25 Prozent nicht in Frage.

 * 

Quelle:

DAK-Gesundheit - Zentrale
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FORSCHUNG/790: Böser Bruder des Genom-Wächters fördert Darmkrebs - und kann gestoppt werden (idw)


Universitätsmedizin Göttingen - Georg-August-Universität - 04.03.2019

Böser Bruder des Genom-Wächters fördert Darmkrebs - und kann gestoppt werden



Göttinger Forschungsgruppe entdeckt den Mechanismus der Tumorentwicklung
durch mutiertes Protein p53 und möglicherweise einen neuen Therapieansatz
beim kolorektalen Karzinom. Veröffentlicht in Cancer Cell.

(umg) Das Protein p53 hat ein positives Image als "Wächter des Genoms". Es
schützt vor der Entstehung von Krebs. Ist das Protein selbst durch
Mutation verändert, kehrt sich seine Wirkung ins Gegenteil: Die häufigste
Mutante des Tumorsuppressors p53 bei Darmkrebs, mutp53 R248Q/W, fördert
das Wachstum und die Ausbreitung der Tumoren. Wie genau dieser "böse
Bruder" des Genom-Wächters vorgeht und wie er sich wieder ausschalten
lässt, haben Grundlagenforscher der Universitätsmedizin Göttingen (UMG)
herausgefunden.

Der von Dr. Ramona Schulz-Heddergott gemeinsam mit Prof. Dr. Ute M. Moll
geleiteten Arbeitsgruppe am Institut für Molekulare Onkologie der UMG ist
es gelungen, den molekularen Mechanismus für die tumorfördernde
Eigenschaft von mutp53 zu entschlüsseln. Dieser beruht auf einer Bindung
und Deregulation des Regulationsfaktors Stat3 in Tumorzellen. Wurde mutp53
aus bereits entstandenen Tumoren entfernt, konnten Wachstum und
Ausbreitung wiederum reduziert werden. Ihre Untersuchungen zeigen auch,
dass der "böse Bruder" des Genomwächters mutp53 durch Behandlung mit einem
Hsp90-Inhibitor aus der Zelle entfernt werden kann. Dies könnte ein
möglicher Ansatz für eine künftige Behandlung von Darmkrebs sein.

Unterstützt wurde das Forscherteam dabei durch Prof. Matthias Dobbelstein,
Direktor des Instituts für Molekulare Onkologie, die Klinik für
Allgemein-, Viszeral- und Kinderchirurgie und das Institut für Pathologie
der UMG. Die Forschungsergebnisse wurden in der renommierten
Fachzeitschrift "Cancer Cell" veröffentlicht.

Forschungsergebnisse

In normalen Körperzellen wirkt p53 als wichtiger Tumorsuppressor: Er
schützt uns vor der Entstehung von Krebs, indem er an verschiedenen
Stellen in der Zelle über die korrekten Abläufe von DNA Replikation und
Zellteilung wacht. In über der Hälfte aller menschlichen Tumorarten ist
das Gen, aus dem das Protein p53 hergestellt wird, jedoch irreversibel
verändert (mutiert). Fehlt der "Wächter", können sich die Tumorzellen mit
mutiertem p53 unablässig teilen und unkontrolliert ausbreiten.

Oft haben Tumorzellen nicht nur ihre Kontrollposten, wie p53,
ausgeschaltet, sondern produzieren zusätzlich noch andere Proteine, die
die Tumorentwicklung fördern. So ist es auch bei Darmkrebszellen, die die
Mutation R248Q im p53-Gen haben. Sie stellen nicht normales p53, sondern
seinen "bösen Bruder" mutp53 her.

Das mutierte Protein bringt selbst gefährliche Eigenschaften mit, die
erheblich zum Wachstum und zur Ausbreitung des Tumors beitragen. Das sahen
die Göttinger Wissenschaftler, als sie Darmkrebs (kolorektales Karzinom)
in Mäusen mit mutp53 und in Mäusen, denen p53 komplett fehlte, miteinander
verglichen: Mit mutp53 waren die Tumorherde im Darm noch häufiger und
größer. "Wir haben daraus geschlossen, dass durch die Mutation in den
untersuchten Darmkrebszellen nicht nur die 'Wächterfunktion' von normalem
p53 entfällt. Sein böser Bruder treibt zusätzlich das Tumorwachstum an",
sagt Dr. Ramona Schulz-Heddergott, Erstautorin der Publikation.

Doch was macht das Protein mutp53 genau in den Tumorzellen? Die Göttinger
Forscher fanden heraus, dass mutp53 an den Transkriptionsfaktor Stat3
Proteine bindet und diese hyperaktiviert. Der Transkriptionsfaktor Stat3
(engl. signal transducer and activator of transcription 3), fördert das
Wachstum von Zellen. Wird der übliche Signalweg von Stat3 über das gesunde
Maß hinaus verstärkt, führt dies zu unkontrolliertem Zellwachstum -
typisch für Krebszellen. Experimente mit verschiedenen Darmkrebszellen
zeigten zudem, dass sich Zellen mit der gefährlichen mutp53 Variante
R248Q/W schneller ausbreiten und so andere Gewebe und Organe erreichen
können.

Den bösen Bruder in die Schranken weisen

In einem eigens dafür entwickelten Mausmodell für Darmkrebs konnten die
Forscher sehen, was passiert, wenn sie in den Mäusen das Gen von mutp53
einfach entfernen: Volumen des Tumors und dessen Ausbreitung gingen
zurück. "Eine solche Methode, die zur Entfernung des Übeltäters direkt in
die Gene eingreift, lässt sich allerdings nicht bei Patienten anwenden.
Für eine Therapie braucht es vielmehr einen Wirkstoff, den man in
Pillenform verabreichen oder spritzen könnte", sagt Prof. Ute Moll,
Letztautorin dieser Studie.

Auch einen möglichen Ansatz für eine anwendbare Therapie bei Menschen mit
Darmkrebs fanden die Forscher: Das Protein p53 wird im Zellinneren durch
ein Begleitprotein, ein sog. Chaperon stabilisiert: Hsp90 (engl. heat
shock protein 90) verhindert den Abbau von mutp53. "Wenn wir Mäuse mit
p53-Mutation und bereits entwickelten Tumoren im Darm mit einem Inhibitor
für Hsp90 behandelten, wuchsen die Tumorherde nicht weiter, sondern
schrumpften sogar", sagt Ramona Schulz-Heddergott. "Über Hsp90 können wir
also auch mutp53 angreifen." Ohne seinen Begleiter Hsp90, der mutp53
stabilisiert, wird der böse Bruder abgebaut und kann weniger Schaden
anrichten.


Originalpublikation:

Ramona Schulz-Heddergott, Nadine Stark, Shelley J. Ed-munds, Jinyu Li,
Lena-Christin Conradi, Hanibal Bohnenberger, Fatih Ceteci, Florian R.
Greten, Matthias Dobbelstein, and Ute M. Moll. Therapeutic Ablation of
Gain-of-Function Mutant p53 in Colorectal Cancer Inhibits Stat3-Mediated
Tumor Growth and Invasion. Cancer Cell 34, 298-314, August 13, 2018.

doi:10.1016/j.ccell.2018.07.004
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FORSCHUNG/789: Positiver Stress schützt den Darm (idw)


Exzellenzcluster Präzisionsmedizin für chronische Entzündungserkrankungen - 04.03.2019

Positiver Stress schützt den Darm

Internationales Forschungsteam unter Beteiligung des Exzellenzclusters
"Präzisionsmedizin für chronische Entzündungserkrankungen" (PMI) an der
Universität Kiel entdeckt neuen Ansatz zur Behandlung von entzündlichen
Darmerkrankungen



Der menschliche Darm ist ständig einer Vielzahl von Umwelteinflüssen
ausgesetzt. Manche dieser Faktoren, wie Nahrungsbestandteile, Bakterien
oder Viren, können das empfindliche Gleichgewicht im Darm stören. Zusammen
mit genetischen Faktoren können sie zu bestimmten Reaktionen, den
sogenannten überschießenden Entzündungen führen, die sich als
chronisch-entzündliche Darmerkrankungen (CED) äußern. CED, zu denen zum Beispiel
Morbus Crohn und Colitis ulcerosa zählen, betreffen rund 350.000 Menschen
in Deutschland und führen zu erheblichen körperlichen Beschwerden, wie
chronischem Durchfall, Fieber und Schmerzen, aber auch zu psychischen
Belastungen.

Ein Bestandteil innerhalb der Darmzellen, der besonders sensibel auf
belastende Umwelteinflüsse reagiert (Umweltstressoren), ist das sogenannte
endoplasmatische Retikulum (ER). In diesem verzweigten Membrannetzwerk
werden für die Zelle notwendige Bausteine (Proteine) hergestellt. In
vorangegangenen Studien konnte bereits gezeigt werden, dass eine Störung
dieses Systems, der sogenannte ER-Stress, bei der Entstehung von
chronisch-entzündlichen Darmerkrankungen eine wichtige Rolle spielt. In
diesem Fall verursacht die Störung eine Bildung von entzündlichen
Botenstoffen und den sogenannten Zelltod, was letztlich zu einer gestörten
Barrierefunktion im Darm führt. Dass die gleichen Signale unter bestimmten
Bedingungen dagegen auch eine Schutzfunktion im Darm ausüben können, war
allerdings bisher nicht bekannt.

Neueste Erkenntnisse eines internationalen Forschungsteams unter der
Leitung von Professor Richard Blumberg vom Brigham and Women's Hospital an
der Harvard Medical School, zu denen neben Forschenden der
Christian-Albrechts-Universität zu Kiel (CAU) und des Universitätsklinikums
Schleswig-Holstein (UKSH) auch Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler
aus der Schweiz, den Niederlanden, und Japan beitrugen, zeigen zum ersten
Mal positive Effekte von ER-Stress bei Darmentzündungen: Diese bewirken,
dass gezielt ganz bestimmte Abwehrzellen aus der Bauchhöhle in die
Darmschleimhaut übergehen. Diese Zellen können über die Produktion von
Antikörpern vom Typ Immunoglobulin A (IgA) die Schutzbarriere der
empfindlichen Darmschleimhaut verstärken und damit vor überschießenden
Entzündungsreaktionen schützen. Die Studie wurde in der aktuellen Ausgabe
des Journals Science publiziert.

Positiver Stress im Darm

Die Forschenden untersuchten mehrere Mausmodelle, bei denen sich durch
genetische Veränderungen ER-Stress in den Zellen der Darmschleimhaut
entwickelt, und fanden als gemeinsames Merkmal aller Modelle einen
signifikanten Anstieg der Antikörperspiegel. Das Besondere an
IgA-Antikörpern: Sie werden als einzige Antikörper auch in den Darm selber
abgegeben und bilden eine Art Schutzfilm, der die Darmoberfläche von innen
auskleidet. Wenn die Forschenden zusätzlich die Produktion oder den
Transport von Antikörpern störten, wurde dieser Schutzeffekt von IgA
unterbunden, und es kam zu einer vermehrten Darmentzündung. "Besonders
wichtig für diese Studie waren Beobachtungen an keimfreien Mäusen", sagt
Dr. Niklas Krupka von der Universität Bern, einer der Ko-Erstautoren der
Studie. Da in keimfreien Mäusen der stimulierende Einfluss von Bakterien,
Viren oder Pilzen auf das Immunsystem fehlt, stellen diese Tiere
normalerweise nur wenig IgA her. "Allein durch das genetische Erzeugen von
ER-Stress in den Darmzellen konnten wir in keimfreien Mäusen einen
deutlichen Anstieg der IgA-Produktion auslösen. Dies zeigt, dass wir es
mit einem fundamentalen Schutzmechanismus des Darmes zu tun haben, für den
nicht einmal eine natürliche mikrobielle Besiedlung erforderlich ist", so
Krupka weiter.

Ein neuer therapeutischer Ansatz?

Das internationale Forschungsteam hofft nun, dass die gewonnenen
Erkenntnisse in Zukunft für neue Behandlungsansätze für
chronisch-entzündliche Darmerkrankungen genutzt werden können und plant bereits
weiterführende Studien. "Die Arbeiten zeigen, dass zelluläre
Stressreaktionen im Darm eben auch positive Wirkungen haben können. Eine
entscheidende Frage wird sein, im Menschen zu verstehen, wann die Balance
von Schutzfunktion in Schaden umschlägt. Wenn wir diesen Punkt, der
wahrscheinlich früh bei der Entstehung der Krankheit auftritt, besser
verstehen, lassen sich hierdurch möglicherweise ganz neue
Behandlungsmöglichkeiten ableiten", sagt Professor Philip Rosenstiel vom
Institut für Klinische Molekularbiologie an der CAU und Vorstandsmitglied
im Exzellenzcluster PMI, einer der Mitautoren der Studie.

Die Arbeit wurde unter anderem unterstützt durch die National Institutes
of Health (USA), dem Europäischen Forschungsrat, durch die Deutsche
Forschungsgemeinschaft (DFG, German Research Foundation) innerhalb des
Schleswig-Holstein Exzellenzclusters "Inflammation at Interfaces" EXC 306,
den SFB 1182 "Entstehen und Funktionieren von Metaorganismen" , die
Netherlands Organization for Scientific Research (Ko-Erstautor Joep
Grootjans), den Wellcome Trust Senior Investigator Award (UK) und die
Japan Society for the Promotion of Science (Ko-Erstautor Shuhei Hosomi).


Originalpublikation
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E. Conner, Jonathan N. Glickman, Gwenny M. Fuhler, Noah W. Palm, Marcel R.
de Zoete, C. Janneke van der Woude, Guo-Cheng Yuan, Kai W. Wucherpfennig,
Stephan R. Targan, Philip Rosenstiel, Richard A. Flavell, Kathy D. McCoy,
Andrew J. Macpherson, Arthur Kaser und Richard S. Blumberg: Epithelial
endoplasmic reticulum stress orchestrates a protective IgA response,
Science, 1. März 2019

http://dx.doi.org/10.1126/science.aat7186

Weitere Informationen finden Sie unter

https://precisionmedicine.de/
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HERZ/1148: Den genetischen Ursachen angeborener Herzfehler auf der Spur (idw)


Deutsches Zentrum für Herz-Kreislauf-Forschung e.V. - 04.03.2019

Den genetischen Ursachen angeborener Herzfehler auf der Spur



Mithilfe modernster Genanalysemethoden konnte ein deutsches Forscherteam
zeigen, dass ein komplexer angeborener Herzfehler seinen Ursprung in
mehreren Genen hat und wie diese Genveränderungen zusammenwirken. Das Team
untersuchte dafür über viele Jahre eine 19-köpfige Familie, in der zwölf
Personen von einer bestimmten Genveränderung betroffen sind. Die
Ergebnisse der Studie präsentieren die Forscherinnen und Forscher in
Scientific Reports.

Angeborene Herzfehler sind die häufigsten Organfehlbildungen und kommen
bei circa einem Prozent der Neugeborenen vor. Die Fehlbildungen des
Herzens lassen sich immer besser behandeln, weshalb sich Betroffene
zunehmend dafür entscheiden, selbst eine Familie zu gründen. Mediziner und
Biologen interessieren sich aus diesem Grund wieder mehr für die
molekularen Ursachen dieser Erkrankungen, um die therapeutischen und auch
diagnostischen Möglichkeiten zu verbessern.

Zusammenspiel mehrerer Genveränderungen

An Fehlbildungen des Herzens sind eine Vielzahl von Genen beteiligt. Nur
eine geringe Anzahl dieser Erkrankungen wird durch Mutationen in einzelnen
Genen, sogenannten monogenen Mutationen, verursacht. Als Gen bezeichnet
man eine Code-Abfolge in der Erbsubstanz DNA, die den Bauplan für ein
Protein enthält. Die Vermutung liegt nahe, dass zahlreiche angeborene
Herzerkrankungen durch das gleichzeitige Auftreten von Mutationen in
unterschiedlichen Genen verursacht werden. Eine der dringendsten
Herausforderungen bei der Suche nach den Ursachen von angeborenen
Herzfehlern ist es somit, das Zusammenspiel dieser vielfachen
Genveränderungen besser zu verstehen.

Das Forscherteam aus Deutschland konnte nachweisen, dass
Familienuntersuchungen mittels modernster DNA-Sequenziertechnik geeignet
sind, auch komplexe, sprich multigene, Ursachen zu identifizieren.
Anschließend modellierten sie diese Genveränderungen im Zebrafisch und
konnten so zeigen, wie diese sich auf das Herz auswirken.

Die beteiligten Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern des
Universitätsklinikums Hamburg-Eppendorf, der Medizinischen Hochschule
Hannover, des Deutschen Herzzentrums München, der Universitätsmedizin
Göttingen, der Universität zu Lübeck sowie der Universität Potsdam
präsentieren in der Studie die Sequenzierungsdaten einer Familie mit
unterschiedlichen komplexen angeborenen Herzfehlern, einschließlich der
Ebstein-Anomalie, dem atrioventrikulären Septumdefekt und anderen.
Insgesamt zwölf von 19 Familienmitgliedern tragen eine familienspezifische
Mutation im BMPR1A-Gen auf Chromosom 10. Diese Mutation geht einher mit
einer bislang unbekannten Mutation innerhalb einer Region des Chromosom 1
und führt zur Entstehung dieser schweren Herzfehlbildungen.

Kleinere Herzklappen beim Zebrafisch

Das Rezeptorprotein BMPR1A und seine Liganden sind an der Übertragung
chemischer Signale von der Zellmembran zum Kern beteiligt und regulieren
somit das Zellwachstum und die Zellteilung sowie die Aktivität bestimmter
Gene. Im Zebrafisch konnte nun gezeigt werden, dass die kontinuierliche
Überexpression der menschlichen BMPR1A-Mutation mit der Entwicklung
kleinerer Herzklappen assoziiert ist, zur Herabregulation des für die
Herzentwicklung so wichtigen Wnt/ß-Catenin-Signalwegs führt und zudem
Gewebswucherungen an den Herzklappen verursacht. Dies ist ein Zeichen
dafür, dass BMPR1A an der Herzentwicklung beteiligt ist.

Dieser Befund eröffnet die Möglichkeit, die genetische Interaktionen
zwischen BMPR1A und anderen Kandidatengenen innerhalb der Region auf
Chromosom 1 zu testen und damit komplexere genetische Ursachen für
angeborene Herzfehler aufzuspüren.

Moderne Sequenzierungsverfahren brachten den Durchbruch

Prof. Jeanette Erdmann von der Universität zu Lübeck erläutert: "Die
Studie ist auch ein Paradebeispiel für Ausdauer in der Forschung, denn die
Anfänge datieren zurück ins Jahr 1996, als die erste Patientin aus der
Familie in der Uniklinik in Regensburg vorstellig wurde. Nur durch die
rasante technologische Entwicklung der letzten Jahre, hier vor allem das
sogenannte Next-Generation-Sequencing-Verfahren, konnte die Studie positiv
abgeschlossen werden. Zudem war natürlich auch die Geduld der Familie
unabdingbar".

Prof. Salim Seyfried von der Universität Potsdam ergänzt: "Die
Untersuchungen am Zebrafisch waren letztendlich entscheidend, um die
Krankheitsrelevanz der Kandidatenmutation nachzuweisen. Diese vom
Deutschen Zentrum für Herz-Kreislauf-Forschung geförderte Kooperation
belegt, wie wichtig heutzutage das Zusammenwirken von Arbeitsgruppen mit
unterschiedlichsten Expertisen für die moderne arbeitsteilige Biomedizin
geworden ist."

Das Projekt wurde in den vergangenen Jahren von dem Exzellenzcluster
REBIRTH, dem Deutschen Zentrum für Herz-Kreislauf-Forschung (DZHK), der
Universität zu Lübeck, der Deutschen Herzstiftung sowie der DFG gefördert.


Originalpublikation:

A familial congenital heart disease with a possible multigenic origin
involving a mutation in BMPR1A. Scientific Reports (2019)

https://www.nature.com/articles/s41598-019-39648-7
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INFEKTION/1799: Stachelige Nachbarschaft - Diphtherie-ähnlichen Krankheitserreger bei Igeln nachgewiesen (idw)


Forschungsverbund Berlin e.V. - 04.03.2019

Stachelige Nachbarschaft

Ein Wissenschaftsteam weist Diphtherie-ähnlichen Krankheitserreger
erstmals bei Igeln nach



Igel sind als Kulturfolger häufig in der Nähe von Menschen anzutreffen.
Diese Nähe ist für beide Seiten nicht nur nützlich, sondern birgt auch
Gefahren. Straßenverkehr, Rasenmäher und Krankheitserreger bedrohen die
stacheligen Insektenfresser. Einige dieser Krankheitserreger sind auch auf
den Menschen übertragbar. Ein sorgsamer Umgang mit Wildtieren und das
Einhalten von Hygienemaßnahmen minimiert jedoch die Ansteckungsgefahr.

Eine neue Studie, die unter Federführung des Nationalen Konsiliarlabors
für Diphtherie (KL-Diphtherie) in Zusammenarbeit von fünf Landeslaboren
und dem Leibniz-Institut für Zoo- und Wildtierforschung (Leibniz-IZW)
entstand, konnte nun Corynebacterium ulcerans - einen engen Verwandten des
Diphtherie-Erregers - auch bei Igeln nachweisen. Die Studie ist in der
Fachzeitschrift "Emerging Microbes & Infections" erschienen.

Diphtherie ist eine bakterielle Infektionskrankheit der oberen Atemwege
des Menschen. Sie wird durch das Corynebacterium diphtheriae ausgelöst,
das Träger eines entsprechenden Toxin-Gens sein kann. In Ländern mit
gutem Impfschutz - so wie in Deutschland - sind Diphtherie-Fälle sehr
selten, jedoch werden in den letzten Jahren Haut- oder Wundinfektionen mit
C. diphtheriae häufiger bei Fernreisenden festgestellt. In Deutschland
nehmen Infektionen mit dem erstmals auch bei Igeln nachgewiesenen
Corynebacterium ulcerans zu, ein enger Verwandter des klassischen
Diphtherie-Erregers und häufiger Träger des Toxin-Gens. Aktuelle
Informationen des Konsiliarlabors für Diphtherie zeigen, dass C. ulcerans
bei verschiedenen Tierarten vorkommt und hierbei sowohl Erkrankungen wie
Lymphknotenabszesse, Wund- oder Atemwegsinfektionen als auch
asymptomatische Kolonisationen hervorrufen kann. "Sind Haustiere wie Hunde
und Katzen betroffen, gibt es eindeutige Belege für einen Austausch dieser
Bakterien zwischen Tieren und ihren Besitzern", sagen die Initiatoren der
Studie Anja Berger und Andreas Sing vom KL-Diphtherie. Die Fallzahlen sind
gering, dennoch sei bei C. ulcerans insbesondere durch die
Tier-Mensch-Übertragung Vorsicht geboten. Bei einigen heimischen Wildtieren, wie
Füchsen, Wildschweinen und Rehen, wurde das Bakterium schon mehrfach
nachgewiesen, in der aktuellen Studie nun auch bei erkrankten Igeln.

"Die Ergebnisse sollen ein größeres Bewusstsein und die Verantwortung für
unsere Nachbarschaft wecken", erklärt Kristin Mühldorfer,
Wissenschaftlerin in der Abteilung Wildtierkrankheiten des Leibniz-IZW.
Wildtiere können auf Menschen übertragbare Krankheitserreger und Parasiten
beherbergen oder selbst durch Infektionserreger von Mensch und Haustieren
gefährdet sein. Ein sorgsamer Umgang bei der Pflege und allgemeine
Hygienemaßnahmen sind nach Tierkontakten ratsam, wie das gründliche
Waschen der Hände mit warmem Wasser und Seife oder einer
Händedesinfektion. "In erster Linie sollten sich aber Personen des
Infektionsrisikos bewusst sein, die direkt mit den Wildtieren arbeiten -
also Tierärzte, Mitarbeiter von Igelstationen oder Tierheimen", so die
Autoren der Studie. Zum Schutz vor der Diphtherie ist ein ausreichender
und regelmäßig aufgefrischter Impfschutz wichtig.

Der respektvolle Umgang und Abstand zu Wildtieren ermöglichen ein sicheres
Zusammenleben auch bei engen Mensch-Tier-Kontakten. Geschwächte, kranke
oder verletzte Wildtiere sollten grundsätzlich nur von erfahrenen Personen
angefasst und gepflegt werden, die ausreichende Kenntnisse und
erforderliche Genehmigungen besitzen. Bei Verdacht einer bakteriellen
Infektion besteht auf Nachfrage die Möglichkeit, Wildtierproben in den
beteiligten Landeslaboren oder dem Leibniz-IZW untersuchen zu lassen.
Bestätigte Corynebacterium Isolate können nach Absprache am KL-Diphtherie
in Oberschleißheim charakterisiert werden.


Originalpublikation:

Berger A, Dangel A, Peters M, Mühldorfer K, Braune S, Eisenberg T,
Szentiks CA, Rau J, Konrad R, Hörmansdorfer S, Ackermann N, Sing A (2019):
Tox-positive Corynebacterium ulcerans in hedgehogs, Germany, Emerging
Microbes & Infections, 8:1, 211-217
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KREBS/1211: Proteingehalt als Marker für Therapieansprechen von Hirntumoren (idw)


Deutsches Krebsforschungszentrum - 04.03.2019

Proteingehalt als Marker für Therapieansprechen von Hirntumoren



Hirntumoren sprechen sehr unterschiedlich auf die Behandlung an. Das
Therapieansprechen möglichst früh einschätzen zu können, ist jedoch
essentiell, um für den Patienten die bestmögliche Behandlungsform zu
wählen. Wissenschaftler am Deutschen Krebsforschungszentrum konnten nun
mit einer nicht-invasiven hochauflösenden 7-Tesla-MRT-Untersuchung zeigen,
dass der Proteingehalt der Tumoren mit dem Therapieansprechen und dem
Überleben korreliert.

Gliome sind die häufigsten Hirntumoren bei Erwachsenen. Sie entstehen
nicht aus den Nervenzellen, sondern aus Gliazellen - den Zellen, die das
Stütz- und Nährgewebe des Gehirns bilden. Unter dem Begriff Gliom wird
eine ganze Reihe verschiedener Hirntumoren zusammengefasst, die sich vom
Schweregrad her stark unterscheiden. Einige sind gutartig und können durch
eine Operation vollständig entfernt werden. Bei anderen ist zusätzlich zur
operativen Entfernung eine Chemotherapie und/oder eine Strahlentherapie
notwendig.

Bei etwa der Hälfte der Gliom-Patienten wird eine extrem bösartige Form
des Tumors diagnostiziert. "Bösartige Gliome sprechen sehr unterschiedlich
auf die Behandlung an", erklärt Daniel Paech vom Deutschen
Krebsforschungszentrum. "Bei einigen wirkt die postoperative Strahlen- und
Chemotherapie besser, bei anderen schlechter. Und ob der Tumor tatsächlich
auf die Behandlung angesprochen hat, zeigt sich frühestens bei der ersten
Nachsorgeuntersuchung sechs Wochen nach Ende der Therapie."

Um von Anfang an die beste Therapiestrategie für den Patienten
auszuwählen, wäre es von Vorteil, bereits bei der Diagnosestellung des
Hirntumors einschätzen zu können, wie aggressiv er ist und wie er auf die
Therapie ansprechen wird.

Paech und seine Kollegen vom Universitätsklinikum Heidelberg zeigten nun
in einer Studie, dass dieser für die individuelle Therapieplanung von
Gliompatienten so wichtige Blick in die Zukunft tatsächlich möglich
scheint. Mit einem extrem leistungsstarken 7 Tesla-MRT-Gerät machen sie
Proteine im Gehirn der Patienten sichtbar. Genutzt wird dabei ein
chemischer Austauscheffekt zwischen den Proteinen und dem freien Wasser im
Gewebe, der CEST-Effekt. Kontrastmittel sind für diese Untersuchung nicht
notwendig.

Paech erklärt: "Krebszellen vermehren sich unkontrolliert und produzieren
dabei ebenso unkontrolliert Proteine. Unsere Studie zeigt, dass das im
MRT-Bild gemessene Proteinsignal einen Biomarker darstellt, der sowohl mit
dem Überleben als auch dem Therapieansprechen der Patienten korreliert: je
stärker das Proteinsignal, desto schlechter die Prognose."

Zeigt das MRT-Bild bei der Diagnose einen tendenziell schnell wachsenden
Tumor, könnte - abhängig von anderen Faktoren wie etwa dem Alter des
Patienten - von Beginn an eine intensivere Therapie gewählt werden, um die
Chancen des Patienten zu verbessern.

Das für die aktuelle Untersuchung verwendete 7-Tesla-MRT-Gerät ist bislang
nur an wenigen Forschungsstandorten verfügbar. Weltweit sind weniger als
100 der 25 Tonnen schweren und mehr als 10 Millionen Euro teuren Geräte in
Betrieb. Sie erzeugen ein Magnetfeld mit der Stärke 7 Tesla. Herkömmliche
MRT-Geräte in Krankenhäusern haben eine Stärke von 1,5 oder 3 Tesla.

Paech und seine DKFZ-Kollegen aus den Arbeitsgruppen von Heinz-Peter
Schlemmer, Mark Ladd und Peter Bachert planen deshalb bereits eine
Folgeuntersuchung: In einer prospektiven Studie wollen sie an einer
größeren Patientengruppe prüfen, ob die Proteinmessung auch mit einem
weniger leistungsstarken MRT-Gerät möglich ist. "Wenn sich die erhöhte
Proteinexpression im Tumor gleichermaßen mit einem 3-Tesla-MRT-Gerät
messen lässt, könnten unsere Ergebnisse breit genutzt werden, um die
Diagnostik von Gliompatienten zu verbessern, denn 3-Tesla-Geräte sind an
vielen größeren Krankenhäusern verfügbar", so Paech.

Daniel Paech, Constantin Dreher, Sebastian Regnery, Jan-Eric Meissner,
Steffen Goerke, Johannes Windschuh, Johanna Oberhollenzer, Miriam
Schultheiss, Katerina Deike-Hofmann, Sebastian Bickelhaupt, Alexander
Radbruch, Moritz Zaiss, Andreas Unterberg, Wolfgang Wick, Martin Bendszus,
Peter Bachert, Mark E. Ladd, Heinz-Peter Schlemmer. Relaxation-compensated
amide proton transfer (APT) MRI signal intensity is associated with
survival and progression in high-grade glioma patients. European Radiology
2019, DOI: 10.1007/s00330-019-06066-2
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THERAPIE/256: Schutz vor Herzinfarkt und Schlaganfall durch Statine (DGE)


Deutsche Gesellschaft für Endokrinologie (DGE) - 5. März 2019

Schutz vor Herzinfarkt und Schlaganfall durch Statine

Cholesterin senken ist auch im höheren Alter sinnvoll



Mainz - Auch Menschen über 75 Jahre profitieren von der Einnahme eines
Cholesterin-Senkers und schützen sich damit vor Herzinfarkt und
Schlaganfall. Dies zeigt eine aktuell im Fachmagazin Lancet (2019;
393: 407-15) veröffentlichte Meta-Analyse klinischer Studien zur
Statin-Gabe. Da die Zahl der Herz-Kreislauf-Erkrankungen im Alter
steigt, könnte der Nutzen sogar höher sein als bei jüngeren Menschen,
insbesondere dann, wenn schon arteriosklerotische Folgeerkrankungen
oder ein Diabetes bestehen, meinen Experten der Deutschen Gesellschaft
für Endokrinologie (DGE). Die Medikamente werden bislang vorwiegend
jüngeren Patienten verordnet, da sie erst nach mehreren Jahren ihre
Wirkung zeigen.

Cholesterin ist für den menschlichen Körper ein lebenswichtiger
Baustein. Zu viel Cholesterin im Blut führt zu Ablagerungen und damit
Verengungen in den Gefäßen. Diese können den Blutfluss unterbrechen
und so einen Schlaganfall oder Herzinfarkt auslösen. "Die sogenannte
Atherosklerose ist die wichtigste Ursache für
Herz-Kreislauf-Erkrankungen. Hirn- und Herzinfarkt führen im Alter
auch häufiger zum Tod als bei jüngeren Menschen", sagt Professor Dr.
med. Dr. h. c. Helmut Schatz, Bochum, der Mitglied im Vorstand der DGE
ist.

Um erhöhte Cholesterinwerte zu senken, steht seit den 1980er Jahren
eine Gruppe gut verträglicher und preisgünstiger Medikamenten zur
Verfügung. Die als Statine bezeichneten Cholesterinsenker haben sich
bei jüngeren Menschen bewährt. Bei älteren Patienten sind viele Ärzte
bezüglich einer Verordnung bislang zurückhaltend. Professor Schatz
merkt an: "Viele Ärzte sind der Auffassung, dass sich die Behandlung
bei hochbetagten Menschen - wegen der einzuplanenden Zeit bis zur
einsetzenden Wirkung - nicht mehr lohne." Doch immer mehr Menschen
seien im Alter von 75 Jahren körperlich noch gesund und biologisch
betrachtet jünger. "Klinische Studien haben gezeigt, dass die
schützende Wirkung schon nach wenigen Jahren auftritt", sagt der
Endokrinologe. Insofern könnte auch diese Gruppe von der
Medikamenteneinnahme profitieren, fasst er zusammen.

Dass sich die Einnahme von Statinen für ältere Menschen lohnen kann,
zeigen auch die Ergebnisse einer Meta-Analyse von 28 früheren
klinischen Studien, die Forscher der Oxford Universität kürzlich im
Lancet veröffentlicht haben. Von den 186 854 Teilnehmern waren 14 483
älter als 75 Jahre. "Die Behandlung mit einem Statin über etwa fünf
Jahre Dauer senkte auch in dieser Gruppe die Zahl der Herzinfarkte und
Schlaganfällen deutlich", berichtet Schatz. Der Effekt sei zwar etwas
geringer als bei jüngeren Menschen. Weil jedoch die Zahl der
Herz-Kreislauf-Erkrankungen mit dem Alter ansteigt, könnte nach
Einschätzung des Experten absolut gesehen dennoch eine größere Anzahl
kardiovaskulärer Ereignisse verhindert werden.

Auch Menschen mit weiteren Grunderkrankungen wie beispielsweise
Diabetes mellitus Typ 2, von dem jeder vierte über 80-Jährige in
Deutschland betroffen ist, können von Statinen profitieren. "Menschen
mit erhöhtem Blutzucker haben ein besonders hohes Risiko für
Herz-Kreislauf-Ereignisse, das durch Statine gesenkt werden kann",
berichtet Professor Matthias M. Weber, Mediensprecher der DGE. Er
verweist auf eine im letzten Jahr im britischen Ärzteblatt (BMJ 2018;
362: k3359) veröffentlichte Auswertung von Krankenversicherungsdaten
aus Katalonien. "Eine Behandlung mit Statinen senkte bei 75- bis
85-jährigen Menschen mit Diabetes das Herz-Kreislauf-Risiko um fast
ein Viertel und das Sterberisiko um 16 Prozent", sagt Weber, Leiter
der Endokrinologie der Universitätsmedizin der Johannes
Gutenberg-Universität Mainz. "Insbesondere für ältere Menschen mit
Diabetes mellitus oder bereits bestehenden Folgeerkrankungen durch
Gefäßverkalkung wie Verschlusserkrankungen der Beingefäße,
Schlaganfälle oder Herzinfarkte kann die Einnahme von Statinen sehr
wichtig und sinnvoll sein", fasst der DGE-Mediensprecher diese
Veröffentlichungen zusammen.

Professor Schatz rät deshalb den Ärzten, mit ihren älteren Patienten
über ihre individuelle Krankheitssituation und den möglichen Nutzen zu
reden und am Ende zu einer gemeinsamen Entscheidung ("shared
decision") zu kommen. "Die Option einer medikamentösen
Cholesterinsenkung sollte man in jedem Fall individuell prüfen",
betont auch Weber. Erhöhte Cholesterinwerte verursachen, wie meist
auch ein erhöhter Blutdruck, keine Beschwerden - und damit auch keinen
Leidensdruck bei den Betroffenen. Daher ist eine genaue Aufklärung
über den individuellen Nutzen und mögliche Nebenwirkungen insbesondere
bei der Primärprävention - also wenn noch keine arteriosklerotischen
Folgeerkrankungen aufgetreten sind - wichtig. Eine Behandlung sei
jedoch nur dann wirksam, wenn nicht nur der Arzt, sondern auch der
Patient von ihrem Nutzen überzeugt ist und er die Tabletten auch
einnimmt, gibt Weber zu bedenken.
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https://blog.endokrinologie.net/statine-bei-aelteren-menschen-von-nutzen-4032/

Weitere Informationen

Endokrinologie ist die Lehre von den Hormonen, Stoffwechsel und den
Erkrankungen auf diesem Gebiet. Hormone werden von endokrinen
Drüsen, zum Beispiel Schilddrüse oder Hirnanhangdrüse, aber auch
bestimmten Zellen in Hoden und Eierstöcken, "endokrin"
ausgeschüttet, das heißt nach "innen" in das Blut abgegeben. Im
Unterschied dazu geben "exokrine" Drüsen, wie Speichel- oder
Schweißdrüsen, ihre Sekrete nach "außen" ab.
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AKTION/988: Regensburg - Informationen zu verschiedenen Aspekten in der Medizin bei Frauen und Männern, 13.03.2019


Universitätsklinikum Regensburg - 4. März 2019

Der kleine Unterschied: Worauf Frauen und Männer achten sollten



Zum Weltfrauentag 2019 lädt das Universitätsklinikum Regensburg (UKR)
ein, sich über verschieden Aspekte in der Medizin bei Frauen und
Männern zu informieren.

Wie beeinflussen Medikamente das Leben von Frauen und Männern? Gibt es
spezifische Risiken für Frauen und Männer in medizinischen Berufen?
Fragen wie diese, aber auch politisch-gesellschaftliche Themen werden
am 13. März 2019, ab 17:30 Uhr in der Veranstaltung "Achtsamkeit auf
alle" im Großen Hörsaal (Haupteingang, 1. OG) des
Universitätsklinikums Regensburg diskutiert.

Ziel der Veranstaltung soll sein, dafür zu sensibilisieren, dass wir
in einer Zeit, die von einem immer höheren Tempo geprägt ist, mehr auf
uns und unsere Umgebung achten sollten.

Die Schirmherrschaft hat Kerstin Schreyer, Bayerische Staatsministerin
für Familie, Arbeit und Soziales, übernommen.

Die Veranstaltung ist kostenfrei. 

Anmeldungen werden unter kongresse@ukr.de entgegengenommen

 * 
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LABEL/5061: Warner Music Klassik News - 5. März 2019 (Warner)


Warner Music Klassik-Newsletter - 5. März 2019



Neue Künstler bei Warner Classics!

Wir freuen uns, Ihnen hier unsere neuen Künstler und ihre kommenden
Projekte vorstellen zu können.


Die zwei Gesichter des vision string quartet

Das vision string quartet hat sich innerhalb kürzester Zeit in der
internationalen Streichquartett-Szene etabliert. Mit ihrer Fähigkeit
zwischen dem klassischen Streichquartett-Repertoire, ihren
Eigenkompositionen und Arrangements aus den Bereichen Jazz, Pop und
Rock zu wandeln, stellen die vier jungen Musiker aus Berlin derzeit
die klassische Konzertwelt auf den Kopf. Wir freuen uns, das vision
string quartet in der Warner Classics-Familie zu haben - und Anfang
2020 gleich zwei Debütalben veröffentlichen können, mit denen die
Künstler ihr Können in beiden Bereichen ihrer musikalischen Vision
beweisen können.


Mariam Batsashvili - Georgisches Feuer am Klavier

Die Pianistin Mariam Batsashvili studierte an der Evgeni Mikeladze
Musikschule in ihrer Heimatstadt Tiflis in Georgien, bevor sie an die
Hochschule für Musik Franz Liszt in Weimar wechselte, wo sie 2011 den
Franz Liszt Wettbewerb gewann. Ihre internationale Karriere nahm mit
dem Gewinn des Franz-Liszt-Klavierwettbewerbs 2014 in Utrecht Fahrt
auf. Dort räumte Mariam Batsashvili nicht nur den Ersten Preis ab,
sondern konnte mit dem Kritikerpreis und dem Preis der Jugendjury
zwei wichtige Sonderpreise für sich verbuchen. Ihr Warner Classics
Debütalbum erscheint im Sommer 2019 - mit Werken von Chopin und
Liszt.


Carlos Cipa - Kompositionen zwischen Radiohead und
Satie

Als klassisch ausgebildeter Pianist mit ausgeprägtem Interesse für
Pop, elektronische Musik und Improvisation erschafft Carlos Cipa
fesselnde Klangbilder, die auf keiner Partitur ihren Ausdruck finden
könnten. Der begnadete Komponist und Produzent setzt dabei auf das
Miteinander von akustischen Tasteninstrumenten,
Synthesizer-Soundscapes und digitalen Produktionsmethoden. Konzerte
gibt der Münchner Multi-Instrumentalist in ganz Europa - sein Warner
Debütalbum Retronyms erscheint im Sommer.


Martin Kohlstedt - Classicaltronics meets Gewandhauschor

Martin Kohlstedt haben wir hier bereits im November vorgestellt, doch
nun gibt es ja schon etwas zu hören aus dem Projekt STRÖME, das im
Mai erscheint. Hierfür hat der Komponist, Pianist und Produzent
Kohlstedt sich ganz besondere Partner gesucht: den Gewandhauschor
Leipzig. Das Ergebnis? Traumtänzerische Rhythmik mit hypnotischen
Vokal-Klängen in warmen Harmonien. Hören Sie jetzt die erste
Single-Auskopplung NIODOM - diesen Freitag erscheint die zweite
Single, KSYCHA, die wir Ihnen bei Interesse schon gerne zur Verfügung
stellen.

 * 

Quelle:

Warner Music Group Germany Holding GmbH

Alter Wandrahm 14 · 20457 Hamburg

Tel: 040/30 339-0 · Fax: 040/30 339-333

Internet: www.warnermusic.de
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INFOPOOL / MUSIK / REPORT





NACHLESE/029: 50 Jahre später ... Fairport Convention - What We Did on Our Holidays (SB)


Tomorrow at this hour she will be far away,

Much farther than these islands,

Or the lonely Fotheringay



Fairport Convention / Sandy Denny - Fotheringay



Es war schon ihr zweites Album, das im Januar 1969 unter dem Titel What We Did
on Our Holidays erschien, aber es war das erste mit Sängerin Sandy Denny. 
Fairport Convention war mit der Mischung aus altenglischem Liedgut, virtuos
improvisierten Rockpassagen und Anleihen an nordamerikanischen Vorbildern wie
Bob Dylan oder Joni Mitchell eine der originärsten Bands der englischen
Folkrockszene. Die 1967 gegründete Band, die anfangs als britische Jefferson
Airplane gehandelt wurde, sorgte mit häufig wechselnden Besetzungen zum
Heranwachsen ganzer Generationen von MusikerInnen einer europäischen
Folktradition, die niemals so sehr im klanglichen Ambiente der US-Popkultur
aufging, daß sie nicht über ein eigenständiges Klangbild verfügt hätte.

Der bis heute aktive und mit ingeniösem Gitarrenspiel beeindruckende Richard
Thompson, Bassist Ashley Hutchings und Gitarrist Simon Nicol waren jene
Gründungsmitglieder, die den Kern der frühen Fairport Convention bildeten. 
Sängerin Sandy Denny blieb nach einem Gastspiel bei den zwischen Folk- und
Klassikrock changierenden Strawbs nur für anderthalb Jahre, von Mai 1968 bis
Dezember 1969, bei der Gruppe. Bis zu ihrem frühen Tod am 21. April
1978 war sie die große Stimme des englischen Folks. Einem breiteren Publikum
weithin unbekannt geblieben ist ihr Gesang bis heute hin und wieder im
Duett mit Robert Plant zu hören, wenn der schöne, untypischerweise mit
akustischen Instrumenten eingespielte Led Zeppelin-Titel The Battle of Evermore
gespielt wird. Als Songschreiberin erlangte sie bereits 1968 mit dem von Judy
Collins übernommenen Titel Who Knows Where The Time Goes virtuellen Weltruhm. 
Die bekannte US-Folksängerin benannte gleich ihr ganzes in diesem Jahr
veröffentlichtes Album nach einem der ersten Songs, den Sandy Denny als 20jährige
Newcomerin in der britischen Folkszene verfaßt hatte.

Auch das erste Album von Fairport Convention, an dem sie teilhatte, beginnt mit
einem Lied aus ihrer Feder. Fotheringay ist eine für ihr Songwriting typische
Ballade. Von einem melancholischem Grundton durchzogen und in der Hoffnung auf
Befreiung bitter enttäuschend, dreht sich das Lied um die Einkerkerung und
Enthauptung der schottischen Königin Maria Stuart auf Schloß Fotheringhay. Sandy
Denny gab der ersten von ihr selbst gegründeten Band den Namen Fotheringay, so
daß zu vermuten ist, daß sie die Geschichte der 18 Jahre lang an verschiedenen
Orten gefangengehaltenen Königin besonders berührt hat.

Wie überraschend nahe englischer Folk schwarzem Blues sein kann, zeigt die Band
mit dem Titel The Lord Is in This Place ... How Dreadful Is This Place,
unüberhörbar inspiriert von dem berühmten Blind Willie Johnson-Song Dark Was the
Night, Cold Was the Ground. Ein weiterer Höhepunkt des Albums ist die
Einspielung des 1964 von Bob Dylan verfaßten Titels I'll Keep It with Mine. Auch
dieses Stück wurde zuerst durch Judy Collins bekanntgemacht, die es 1965 als
Single veröffentlichte. Die damals nicht nur im Bluesrock, sondern auch im Folk
häufigen transatlantischen Kollaborationen inklusive zahleicher Tourneen auf dem
jeweils anderen Kontinent zeigen, wie eng die Gemeinschaften der britischen und
US-amerikanischen MusikerInnen miteinander verflochten waren. So innovativ und
neuartig die Rock- und Folkmusik vor 50 Jahren war, so überschaubar war die
Zahl der Akteure, die wichtige Impulse beisteuerten und ihr Erscheinungsbild
maßgeblich beeinflußten.

So erscheint mit Eastern Rain auch ein von der kanadischen Folksängerin Joni
Mitchell verfaßter Titel auf dem Album, der die hohe Qualität des
instrumentellen Arrangements hörbar macht. Mit dem von Juni bis Oktober 1968
eingespielten Album braucht sich Produzent Joy Boyd nicht vor heutigen
Produktionen zu verstecken. Ganz im Gegenteil, der Sound verfügt über eine
niemals überladene und klangtechnisch ausgereifte Natürlichkeit, die heute
vermutlich nur mit einem Reengineering damaliger Aufnahmetechniken zu erreichen
wäre.

Bei dem Traditional Nottamun Town handelt es sich um ein in der englischen
Musikgeschichte als Lost Song eingestuftes Lied. Der Text wurde zwar in
schriftlicher Form überliefert, seine Melodie jedoch vergessen, weil die Noten
niemals aufgeschrieben worden waren. Nottamun Town soll seit dem frühen 18. 
Jahrhundert nicht mehr gesungen worden sein, doch die musikalische Feldforschung
entdeckte im 20. Jahrhundert in entlegenen Regionen der Appalachen Beispiele für
seine weitere Verwendung. Weil Nottamun Town mit dem gleichen Text und der
gleichen Melodie an Orten, die Hunderte von Kilometern voneinander entfernt
lagen, gesungen wurde, ging man von einer originären Überlieferung, die 
bis ins England des 17. Jahrhunderts zurückreichte, aus.

Die Hymne Meet on the Ledge schließlich ist so etwas wie die geheime
Erkennungsmelodie der Band. Es wird bis heute auf dem seit 1976 alljährlich
stattfindenden Festival Fairport's Cropredy Convention beim Auftritt der Band
als letzter Song gespielt. Das bei dem Dorf Cropredy im englischen Oxfordshire
im August stattfindende, von rund 20.000 Menschen besuchte dreitägige
Musikfestival ist das älteste seiner Art in England, das bis heute
ununterbrochen stattfindet, und ein großes Treffen aller alten und neuen Fans
der seit über 50 Jahren existierenden Folkrockgruppe. 

6. März 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/8997: Aus aller Welt - 06.03.2019 (SB)




MELDUNGEN



EU-Marine-Mission "Sophia" vor dem Aus?

Die EU-Kommission fordert die italienische Regierung auf, eine
Entscheidung über die Fortsetzung der EU-Mittelmeer-Mission "Sophia"
zu treffen. Nach Angaben von Migrationskommissar Dimitris
Avramopoulos kann das Mandat für die Ende März auslaufende
Mittelmeermission wegen der Blockadehaltung Italiens womöglich nicht
verlängert werden. Hintergrund ist ein Streit mit der populistischen
Regierung in Rom um die Flüchtlingsverteilung. Innenminister Matteo
Salvini will durchsetzen, daß die von "Sophia" geretteten Flüchtlinge
nicht mehr automatisch nach Italien gebracht werden. Eine Änderung
der Einsatzregeln lehnen die anderen EU-Staaten bisher ab.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8997: Kriminalität und Rechtsprechung - 06.03.2019 (SB)




MELDUNGEN



56jähriger durch Polizeischüsse schwer verletzt

Im nordhessischen Lohfelden ist am Dienstagabend ein Mann von der
Polizei niedergeschossen worden. Der 56jährige kam mit schweren
Verletzungen in ein Krankenhaus. Nach Darstellung der
Staatsanwaltschaft Kassel und des hessischen Landeskriminalamts
hatten Anwohner die Polizei alarmiert, weil der Mann mehrere Schüsse
von einem Balkon abgefeuert hatte. Beamte hätten den Mann mit einer
Waffe angetroffen und von der Dienstwaffe Gebrauch machen müssen. Wie
sich anschließend herausstellte, handelte es sich bei der Waffe des
Mannes lediglich um eine Schreckschußpistole.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8994: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 06.03.2019 (SB)




MELDUNGEN



Explosionen und Schußwechsel in Dschalalabad

Ein privates Bauunternehmen in der ostafghanischen Stadt Dschalalabad
ist am Mittwochmorgen Ziel eines Anschlags geworden. Dabei sind 16
Firmenmitarbeiter getötet und neun weitere verletzt worden. Wie ein
Regierungssprecher der Provinz Nangarhar mitteilte, drang eine
bewaffnete Gruppe in das Firmengelände ein und lieferte sich ein
mehrstündiges Feuergefecht mit Sicherheitskräften. Zwei Angreifer
zündeten demnach Sprengstoffwesten, drei weitere Angreifer wurden
erschossen. Zunächst bekannte sich niemand zu der Tat.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8996: Aus Parlament und Gesellschaft - 06.03.2019 (SB)




MELDUNGEN



CSU-Chef Söder lehnt Koalition mit Grünen ab

Eine Regierungszusammenarbeit der Union mit den Grünen ist für
CSU-Chef Markus Söder derzeit keine Option. Eine Zusammenarbeit mit
Leuten, die die Rücknahme von Flüchtlingen in sichere Herkunftsländer
blockierten, sei für ihn unvorstellbar, sagte Söder auf dem
politischen Aschermittwoch seiner Partei in Passau. Mitte Mai hatte
der Bundesrat eine Abstimmung über das von der Regierung eingebrachte
Gesetz zur Einstufung der nordafrikanischen Maghreb-Staaten und
Georgiens als sichere Herkunftsstaaten wegen des Neins der Grünen von
der Tagesordnung nehmen müssen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8995: Tragisches und Kurioses - 06.03.2019 (SB)




MELDUNGEN



Ein Toter und fünf Verletzte nach Brand in Berlin-Schöneberg

Bei einem Brand im dritten Obergeschoß eines achtstöckigen
Wohngebäudes im Berliner Stadtteil Schöneberg ist ein 60jähriger
Mieter ums Leben gekommen. Der leblose Körper sei in der Brandwohnung
gefunden worden, teilte die Feuerwehr mit. Fünf Menschen seien durch
das Feuer verletzt und in umliegende Krankenhäuser gebracht worden.
Das Landeskriminalamt Berlin ermittelt wegen des Verdachts der
fahrlässigen Brandstiftung.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8080: Aus Forschung und Technik - 06.03.2019 (SB)




MELDUNGEN



Israelische Landesonde unterwegs zum Mond

Auf ihrem Weg zum Mond schickte die israelische Raumsonde Beresheet
am Dienstag ein Selfie ins Kontrollzentrum nach Yehud. Die Sonde
begann ihren Flug zum Erdtrabanten am 22. Februar vom Weltraumbahnhof
Cape Canaveral in Florida. Die Landung von Beresheet ist für den 11.
April vorgesehen. Das fast 600 Kilogramm schwere Gerät soll eine
israelische Flagge auf dem Mond aufstellen und das Magnetfeld
untersuchen. Hinter der rund 100 Millionen Euro teuren Mission, die
mit privaten Geldern finanziert wird, steht das israelische
Unternehmen SpaceIL, das zusammen mit der Flugzeugbaufirma Israel
Aerospace Industries (IAI) für das Projekt verantwortlich zeichnet.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8093: Aus aller Welt - 06.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Große Lebensmittellücke in Nordkorea

Die Vereinten Nationen haben am Mittwoch einen Bericht zur
Lebensmittelversorgung in Nordkorea vorgestellt. Demnach ist die
Ernte in der Volksrepublik im vergangenen Jahr um 500.000 Tonnen auf
4,95 Millionen Tonnen zurückgegangen. Das war der schlechteste
landwirtschaftliche Ertrag in mehr als zehn Jahren. Jetzt gibt es in
Nordkorea eine große Lebensmittellücke, wie es der
Nordkorea-Koordinator der Uno, Tapan Mishra, in Bangkok ausdrückte.
10,9 Millionen Menschen im Land, und damit 600.000 mehr als im
vergangenen Jahr, sind auf auf humanitäre Hilfe angewiesen. 43
Prozent der Bevölkerung sind unterernährt und haben keinen
ausreichenden Zugang zu Trinkwasser oder medizinischer Versorgung.
3,8 Millionen Menschen sind lebensgefährlich unterernährt.

Nur ein Fünftel des bergigen Landes ist landwirtschaftlich nutzbar.
Moderne Landmaschinen stehen nicht zur Verfügung. Es fehlt an Dünger.
Auf Hitzewellen im August und September folgten Taifun und
sintflutartige Regenfälle. Mishra forderte die internationale
Gemeinschaft zu Spenden für Nordkorea auf. In diesem Jahr werden für
Hilfsmaßnahmen der Uno 120 Millionen US-Dollar benötigt. Im letzten
Jahr hatte das Spendenaufkommen nicht einmal ein Viertel des
Finanzbedarfs abgedeckt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8052: Medizin und Gesundheitswesen - 06.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Jede 20. Krankenhauseinweisung wegen Medikationsfehler

Nicht weniger als 250.000 Krankenhauseinweisungen im Jahr sind Folge
von Medikationsfehlern. Untersuchungen ergaben, daß rund fünf Prozent
der Krankenhauseinweisungen in Deutschland Folge unerwünschter
Arzneimittelwirkungen sind. Und nicht nur das: Ein Viertel der Fälle
soll vermeidbar sein. Um dem entgegenzuwirken, sollen künftig
Medikationspläne erstellt und regelmäßig aktualisiert werden. Alle
Leistungserbringer sollen in die Erstellung der Pläne eingebunden und
dadurch eine regelhafte Medikationsanalyse durch die Apotheken
ermöglicht werden. Mal sehen, ob die Patienten davon profitieren,
wenn die verschiedenen Interessensgruppen des Gesundheitswesen ein
Auge auf die verabreichten Medikamente werfen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8081: Kriminalität und Rechtsprechung - 06.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Hamas scheitert erneut mit Klage vor dem EuG

Das Gericht der Europäischen Union in Luxemburg hat die Klage der
palästinensischen Hamas gegen ihrer Einstufung in der EU als
Terrororganisation zurückgewiesen. Dem EuG zufolge hat der EU-Rat
2015 ausreichend begründet, warum von der Hamas und ihrem bewaffneten
Arm, den Essedin-al-Kassam-Brigaden, Terrorgefahr ausgeht. Außerdem
kann die Organisation dem Gericht zufolge nicht auf Nichteinmischung
bestehen, weil sie weder ein Staat noch die Regierung eines Staates
ist. Hamas wird bereits seit 2001 von der EU als Terrororganisation
behandelt. Aufgrund des Beschlusses können deren Vermögenswerte in
den EU-Mitgliedstaaten eingefroren werden. Das Europäische Gericht
hatte 2018 eine Klage der Hamas gegen ihre Aufnahme auf die
Terrorliste der EU in den Jahren 2010 bis 2014 sowie 2017 abgewiesen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8004: Sprache, Kunst und Medium - 06.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Fusion am deutschen Wörterbuchmarkt steht bevor

Überraschend gab der Stuttgarter Klett-Verlag bekannt, daß seine
Tochter Pons, die ebenfalls Wörterbücher und Lehrmittel auf
Datenträgern herausgibt, den 1856 in Berlin gegründeten Langenscheidt
Verlag übernehmen will.

Da es sich um die führenden Häuser im Fremdsprachenbereich handelt,
muß das Bundeskartellamt seine Zustimmung geben. Seit 2013 ist der
Langenscheidt-Verlag teil der Günther Holding des Hamburger
Unternehmers Oliver Jaster.

2017 erzielte die auf Bildungsmedien, eigene Schulen und Universitäten
spezialisierte Klett-Gruppe einen Umsatz von mehr als 600 Millionen
Euro.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8071: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 06.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Tödlicher Überfall auf Bauunternehmen von Dschalalabad

In Dschalalabad, der Hauptstadt der ostafghanischen Provinz
Nangarhar, haben fünf Unbekannte am Mittwochmorgen ein privates
Bauunternehmen angegriffen. Zwei Selbstmordattentäter sprengten sich
in die Luft. Beim über sechs Stunden gehenden Scharmützel mit
Sicherheitskräften wurden die drei anderen getötet. Mindestens 16
weitere Menschen kamen der Provinzregierung zufolge ums Leben. Neun
wurden verwundet. Nach dem Überfall wurden auf dem Firmengelände eine
Autobombe, weitere Sprengstoffwesten und einige Bomben entdeckt. Das
Unternehmen ist an Arbeiten am nahegelegenen Flughafen beteiligt, auf
dem auch Militärs der USA stationiert sind.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8085: Aus Parlament und Gesellschaft - 06.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Berlin untersagt Waffenexport an Saudi-Arabien bis Ende März

Deutschland wird in diesem Monat nicht mehr Kriegsgerät an
Saudi-Arabien liefern. Nach Angaben von Außenminister Maas vom
Mittwoch hat die Bundesregierung beschlossen, ihr am kommenden
Samstag endendes Ausfuhrverbot um drei Wochen zu verlängern, und zwar
unter Berücksichtigung des Bürgerkriegs im Jemen, in den sich eine
arabische Kriegsallianz unter Führung Riads eingeschaltet hat. Die
Verschiebung der Waffenlieferungen an Saudi-Arabien möglicherweise
auf April gilt auch für bereits genehmigte Exporte. Wann wieder
deutsche Waffen nach Saudi-Arabien ausgeführt werden sollen, um
möglicherweise im Jemenkrieg eingesetzt zu werden, sagte Maas nicht.
Der SPD-Politiker versicherte, man werde die Entwicklung im
Jemen-Konflikt im Verlauf des Monats im Blick haben. Ursprünglich
hatte die Bundesregierung die Waffenausfuhr nach Saudi-Arabien im
November eingestellt, nachdem der regierungskritische Journalist
Khashoggi in der Istanbuler Botschaft des Landes getötet worden war.
Im Januar wurde das Exportverbot um zwei Monate verlängert. Vom
Beschluß der Bundesregierung sind auch Waffenlieferungen Frankreichs
und Großbritanniens an Saudi-Arabien betroffen. Der Spiegel schrieb
von 50 Verträgen französischer Unternehmen, welche die fraglichen
Gemeinschaftsprojekte betreffen.
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SONSTIGES/8054: Tragisches und Kurioses - 06.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Piloten können die Mitnahme von Passagieren verweigern

Über die NRW-Flughäfen Düsseldorf, Köln/Bonn und Dortmund wurden im
vergangenen Jahr 5.295 Menschen abgeschoben. Weitere etwa 240
sogenannte Rückführungen scheiterten, weil den Piloten das Risiko zu
groß erschien. Sie sind nämlich letzten Endes für die Sicherheit aller
Menschen an Bord verantwortlich.

Wie WDR1 berichtete, wurden allein in Düsseldorf 169 Personen
zurückgewiesen. demnach kommt es nicht selten vor, daß Ausländern die
zunächst einer Abschiebung zugestimmt hatten, am Flughafen klar wird,
worauf sie sich da einlassen. Manche widersetzen sich dann der
Abschiebung.

Bevor die übrigen Passagiere an Bord kommen, können sich die
Flugkapitäne noch gegen den Transport solcher Personen entscheiden.

6. März 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]
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SOZIALES/8082: Arbeit, Soziales und Familie - 06.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Spontandemos gegen EU-Urheberrechtsreform

Vor der CDU-Zentrale in Berlin haben am Dienstagabend rund 2000 meist
junge Menschen gegen die geplante EU-Urheberrechtsreform protestiert.
Die Kundgebung war kurzfristig von der Kampagne "Rettung des
Internets" über soziale Netzwerke organisiert worden, als es in den
Medien hieß, die EVP im EU-Parlament könnte die Abstimmung über die
Reform etwa auf den 16. März vorziehen. Inzwischen hat der
EVP-Fraktionsvorsitzende Weber in einem Interview des
ARD-Hauptstadtstudios deutlich gemacht, daß es beim ursprünglich
anvisierten Abstimmungstermin Ende März bleiben wird. Für den 23.
März sind seit längerem europaweit Protestkundgebungen gegen die
Urheberrechtsreform geplant. Vor allem deren Artikel 13 wird kritisch
gesehen, weil er die Betreiber von Internetportalen nötigt,
automatische Inhaltefilter zu installieren, damit sie nicht für
Urheberrechtsverletzungen durch die Portalnutzer belangt werden
können. Zu einer spontanen Protestkundgebung in München kamen
mindestens 1000 Menschen. Weitere Demos mit mehreren hundert
Teilnehmern und Teilnehmerinnen fanden in Stuttgart, Köln und
Frankfurt a. M. statt.
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UMWELT/8063: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 06.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Tote Meer droht auszutrocknen

Das Tote Meer ist ein einzigartiger Ort. Wegen des extrem hohen
Salzgehalts - zehnmal höher als im Ozean - kann man sich auf seiner
Oberfläche treiben lassen, ohne unterzugehen. Doch dem Idylle droht
Gefahr. Das auch als Heilquelle vor allem für Hautkranke und
Allergiker bekannte Meer trocknet aus. Der Grund: Das Süßwasser aus
seinem Hauptzufluß, dem Jordan, wird fast vollständig abgepumpt, um
es zur Bewässerung einzusetzen oder um durch Verdampfung kostbare
Mineralstoffe aus ihm zu gewinnen. Folglich sinkt der Wasserspiegel
jedes Jahr um rund einen Meter. Eine Katastrophe für viele Wildtiere,
darunter Steinböcke, Klippschliefer, Adler und Füchse, die in den
umliegenden Oasen leben. Denn der fallende Wasserspiegel im Toten
Meer hat Auswirkungen auf die gesamte Gegend: Jeder Tropfen Wasser
bewegt sich in Richtung der Salzlake, um den Abfall zu verlangsamen.
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WIRTSCHAFT/8070: Märkte und Finanzen - 06.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Vattenfall verliert Berliner Stromnetz an Landesbetrieb

In Berlin hat der Senat für Finanzen am Dienstag berichtet, daß sich
der Landesbetrieb Berlin Energie im Verfahren zur Vergabe der
Konzession zum Betrieb des Berliner Stromnetzes gegen seine
Mitbewerber, darunter Vattenfall und die Genossenschaft Bürger
Energie, durchgesetzt hat. Seit mehr als 20 Jahren wird das Netz von
Tochterunternehmen des schwedischen Energiekonzerns Vattenfall
betrieben. Über das rund 35.000 Kilometer langen Netz werden über 2,3
Millionen Stromkunden versorgt. Vattenfall kann wegen des Verlustes
des lukrativen Geschäfts Klage einreichen. Außerdem ist ungeklärt,
welchen Preis das kommunale Unternehmen für die Übernahme des
Stromnetzes an Vattenfall zu zahlen hat. Die Kosten könnten sich im
Bereich von über einer Milliarde Euro bewegen. Vattenfall hat bereits
die Konzession für den Betrieb des Stromnetzes in Hamburg an die
Stadt verloren.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8086: Aus Forschung und Technik - 06.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Immer mehr biometrische Daten werden erfaßt

Offenbar ist in Vergessenheit geraten, daß es Zeiten gab, in denen
der Zukunftsentwurf eines gläsernen Menschen kritisch beäugt wurde.
Davon ist heute nichts mehr zu finden. Schon längst ist die Tür in
eine Zukunft aufgestoßen worden, in der jede Regung des Menschen
elektronisch erfaßt wird. Von allen Seiten sind Sensoren auf ihn
gerichtet, die seine biometrischen Daten erfassen. So messen
Smartwatchs Puls oder Atemrate, um den Gesundheitszustand des Trägers
zu erfassen. Und die Entwicklung steht erst am Anfang. Wissenschaftler 
um Ali Javey vom Fachbereich Elektrotechnik und Informatik an der 
University of California in Berkely haben jetzt ein System von
Sensoren entwickelt, das Stoffe wie Natrium, Kalium, Glukose und
Laktat im Schweiß erfassen kann, um mit Hilfe der unterschiedlichen
Konzentrationen den Gesundheitzustand zu ermitteln. Derzeit ist
Javeys Gruppe dabei, ihr System auf rund 20 unterschiedliche Stoffe
im Schweiß zu erweitern.
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FORSCHUNG/480: Zusammenhang zwischen Starkniederschlägen und Waldbränden in Kalifornien (idw)


Helmholtz-Zentrum Geesthacht - Zentrum für Material- und Küstenforschung -
05.03.2019

Zusammenhang zwischen Starkniederschlägen und Waldbränden in
Kalifornien

Ein jahrhundertelanger Blick auf das kalifornische Klima



Die Zusammenhänge zwischen Starkniederschlägen und Waldbränden in
Kalifornien werden klarer: Ein internationales Team aus Forschenden vom
Helmholtz-Zentrum Geesthacht (HZG), der Universität Hamburg und
Forschungseinrichtungen aus den USA hat dazu eine Studie in den
Proceedings of the National Academy of Sciences veröffentlicht. Mit Daten
aus der Zeit vom 16. Jahrhundert bis heute haben die Wissenschaftlerinnen
und Wissenschaftler zugrundeliegende Faktoren ermittelt, welche die
Extremereignisse in Kalifornien beeinflussen.

In der Studie werden Paläoklimadaten vom 16. Jahrhundert bis heute
verwendet und in Klimasimulationen eingespeist. Dabei liegt ein besonderes
Augenmerk auf starken Winden im Bereich der oberen Troposphäre bis zur
Stratosphäre, sogenannten Jetstreams oder Höhenwinden, und der
Luftfeuchtigkeit in Kalifornien.

Die in der US-Amerikanischen Fachzeitschrift Proceedings of the National
Academy of Sciences(PNAS) veröffentlichte Untersuchung bezieht Daten über
einen Zeitraum von 1571 bis 2013 ein - das ist fast viermal so lang wie
die bislang zugrundeliegenden Messreihen, die in der zweiten Hälfte des
19. Jahrhunderts beginnen. Durch die nun veröffentlichte Langzeitstudie
wird verständlicher, wie es zu extremen Auswirkungen von Waldbränden und
Niederschlägen kommen kann.

Die Arbeit bietet eine fundierte Grundlage für die langfristige Bewertung
regionaler Naturgefahren in Kalifornien. Laut den Aufzeichnungen, die bis
1933 zurückreichen, erlebte Kalifornien 2018 einige der verheerendsten
Waldbrände bislang. Diese Extremereignisse, die teilweise mit Schäden im
Milliardenbereich einhergehen, geben Anlass zur Sorge für die Zukunft.

Die zahlreichen Faktoren, die zu extremen Wetter- und Klimaereignissen
beitragen, machten einen internationalen und multidisziplinären
Forschungsansatz notwendig. Jeder Spezialist im Forschungsteam brachte
dazu unterschiedliche Perspektiven und notwendiges Wissen in die Studie
ein. Dazu gehörten die Expertise in der Paläoklimatologie und
Paläoökologie sowie in der Waldbrandforschung.

Der Küstenforscher Dr. Eduardo Zorita aus dem Institut für Küstenforschung
des HZG analysierte im Projekt die Langzeit-Klimasimulationen zusammen mit
Barumringdaten. Aus beiden Datensätzen lassen sich die Einflüsse und
Auswirkungen der Niederschläge und Heißzeiten ableiten.

Die Luftfeuchtigkeit in Kalifornien wird weitgehend durch die Stärke und
Position des North Pacific Jet-Streams (NPJ) reguliert. Das sind die
Höhenwinde, die während der kühleren Regenzeit zwischen Dezember und
Februar aus dem Westen in den Staat Kalifornien einziehen. Die Stärke und
Richtung der Winde beeinflusst die regionalen Bedingungen, die sich auf
die wärmere Trockenzeit übertragen, wenn Waldbrände häufiger auftreten.
Die Regenzeit NPJ wird so zu einem wichtigen Vorläufer der sommerlichen
Brandbedingungen.

Um ein besseres Verständnis des Einflusses des NPJ im Laufe der Zeit zu
entwickeln, konzentrierten sich die Wissenschaftler auf die winterliche
NPJ-Variabilität in einem Zeitraum von über 400 Jahren. Anhand
paläoklimatologischer Daten wie Baumringe, sowie in den Baumringen noch zu
erkenenden Waldbarndschaden, wurden vergangene Zustände rekonstruiert, um
Zusammenhänge zwischen dem NPJ und den Extremen von Feuchtigkeit und
Waldbränden aufzuzeigen.

Das Team wollte ein besseres Verständnis für die Bedingungen erlangen, die
vor und nach der Einführung der Brandbekämpfungsmethoden im Jahr 1904
herrschten. Die Forscher erstellten eine Liste der Klein- und
Großbrandjahre in der Sierra Nevada für die Jahre 1600 bis 1903 aus den
Paläo-Aufzeichnungen. Anschließend wurden extreme Ereignisse aus der Zeit
vor und nach der Bekämpfung ausgewertet.

Besonders auffällig war, das im Jahr 2017 - entgegen dem bisherigen Muster
- trotz starker Niederschläge und hoher Luftfeuchtigkeit schwere
Waldbrände beobachtet wurden. Eigentlich hätten die Forschenden nach der
kühlen und regenreichen Jahreszeit mit sehr hoher Feuchtigkeit eher
weniger schwere Waldbrände erwartet. In der paläoklimatischen
Rekonstruktion wurde deutlich, dass bis zu dem Einsatz moderner
Brandbekämpfung auf eine starke Niederschlagszeit nie ein starker
Waldbrand folgte. Die Überlegungen der Wissenschaftler: Aufgrund der
Erderwärmung kann es sein, dass starke Regen- und Schneefälle in der
Regenzeit die Waldbrandgefahr im Sommer nicht eindämmen können.

"Die jüngsten Brände in Kalifornien während der nassen North Pacific
Jet-Stream-Periode können ein Hinweis auf diese Veränderung sein", heißt
es in der Veröffentlichung.


Originalpublikation:

Proceedings of the National Academy of Sciences Mar 2019, 201815292;

DOI:10.1073/pnas.1815292116:

Weitere Informationen unter:

https://www.ncei.noaa.gov/news/california-fire-study

- PNAS-DOI:10.1073/pnas.1815292116

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution120

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Helmholtz-Zentrum Geesthacht - Zentrum für Material- und Küstenforschung, 05.03.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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APPELL/003: Rechte von Frauen mit Behinderungen stärken - gegen Mehrfachdiskriminierung vorgehen (DIMR)


Deutsches Institut für Menschenrechte - 6. März 2019

Rechte von Frauen mit Behinderungen stärken, gegen
Mehrfachdiskriminierung vorgehen - Weltfrauentag 8. März



Berlin. Anlässlich des Weltfrauentags am 8. März ruft das Deutsche
Institut für Menschenrechte dazu auf, die Rechte von Frauen und Mädchen
mit Behinderungen zu stärken. Frauen mit Behinderungen sind mehrfacher
Diskriminierung ausgesetzt: Sie werden nicht nur aufgrund ihres
Geschlechts, sondern auch aufgrund ihrer Beeinträchtigung benachteiligt.
Kommen weitere Merkmale - wie etwa eine Fluchterfahrung - hinzu, so
kann dies zu noch stärkerer Benachteiligung führen.

"In Deutschland leben laut Mikrozensus circa 6,43 Millionen Frauen mit
Behinderungen, das entspricht 15,6 der weiblichen Bevölkerung. In vielen
Lebensbereichen sind sie besonders benachteiligt", erklärt Beate Rudolf,
Direktorin des Deutschen Instituts für Menschenrechte. So fehle es etwa
an Angeboten der Assistenz zur Elternschaft von Frauen mit psychosozialen
und intellektuellen Beeinträchtigungen sowie barrierefrei zugänglichen
Angeboten der Gesundheitsversorgung vor allem in ländlichen Regionen.
Mehr als die Hälfte der Frauen mit Behinderungen seien nicht
erwerbstätig und dadurch besonders armutsgefährdet. Darüber hinaus
seien Frauen mit Behinderungen einem besonders hohen Risiko ausgesetzt,
Opfer von Gewalt und Missbrauch zu werden.

"Zehn Jahre nach Inkrafttreten der UN-Behindertenrechtskonvention in
Deutschland sind geschlechtsspezifische Belange bei der Umsetzung der
Konvention stärker zu berücksichtigen", so Rudolf. So müssten
systematisch Daten und Statistiken über die Situation von Frauen und
Mädchen mit Behinderungen erhoben und darauf basierend gezielte
Maßnahmen gegen Mehrfachdiskriminierung umgesetzt werden. Dazu sei
Deutschland zuletzt auch durch die Vereinten Nationen aufgefordert
worden.

Artikel 6 der UN-Behindertenrechtskonvention verpflichtet staatliche
Stellen dazu, durch gezielte Maßnahmen dafür zu sorgen, dass Frauen mit
Behinderungen ihre Rechte gleichberechtigt mit anderen genießen können.


Das Institut ist mit dem Monitoring der Umsetzung der
UN-Behindertenrechtskonvention betraut worden und hat hierfür die
Monitoring-Stelle UN-Behindertenrechtskonvention eingerichtet. Es hat
gemäß der UN-Konvention (Artikel 33 Absatz 2 UN-BRK) den Auftrag, die
Rechte von Menschen mit Behinderungen zu fördern, zu schützen und die
Umsetzung der Konvention in Deutschland zu überwachen. Die
UN-Behindertenrechtskonvention ist seit 2009 in Deutschland
rechtsverbindlich.


Weitere Informationen:

Britta Leisering (2017): Information: Rechte von Frauen und Mädchen mit
Behinderungen. Allgemeine Bemerkung Nr. 3 des UN-Ausschusses für die
Rechte von Menschen mit Behinderungen:

https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/index.php?id=6&tx_publications_products%5Bproduct%5D=775&tx_publications_products%5Baction%5D=show&tx_publications_products%5Bcontroller%5D=Product&cHash=9a483cda2edf10403229663ac368ea31

Heike Rabe, Britta Leisering (2018): Die Istanbul-Konvention. Neue
Impulse für die Bekämpfung von geschlechtsspezifischer Gewalt - Kapitel
4.3: Frauen mit Behinderungen, S. 39-45:

https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/index.php?id=6&tx_publications_products%5Bproduct%5D=833&tx_publications_products%5Baction%5D=show&tx_publications_products%5Bcontroller%5D=Product&cHash=4fb4d216689b922a914a3fecffc9f720

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 6. März 2019

Deutsches Institut für Menschenrechte e. V.

Zimmerstr. 26/27, 10969 Berlin

Telefon: +49 30 259 359 0, Telefax: +49 30 259 359 59

E-Mail: info@institut-fuer-menschenrechte.de

www.institut-fuer-menschenrechte.de
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KURSUS/617: Bielefeld - Kochkurs für Gehörlose, 16.03.19


Stadt Bielefeld

Kochkurs für Gehörlose



Bielefeld (bi). In einem Kochkurs für Gehörlose der VHS-Nebenstelle
Brackwede am Samstag, 16. März, werden die Grundlagen des Kochens
vermittelt. Gemüse, Fleisch und Saucen werden zubereitet, Kräuter
eingesetzt und daraus ein Essen zusammengestellt. Das Angebot ist
besonders für Gehörlose geeignet, da eine Kursleiterin alles
Wissenswerte in Gebärdensprache übersetzt.

Angeboten wird die Veranstaltung von 11 bis 16 Uhr in der Lehrküche
der Gesamtschule Quelle, Marienfelder Straße 81.

Anmeldung und Information unter www.vhs-bielefeld.de oder
Telefon 0521 / 51-3008.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 06.03.19

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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INNEN/3450: Arnulf Baring - ein bedeutender Historiker und großer Deutscher


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 6. März 2019

Arnulf Baring - ein bedeutender Historiker und großer
Deutscher

Lehren des Praeceptor Germaniae gelten bis heute - Blick nach Osten
richten



Am vergangenen Wochenende starb der bedeutende Historiker und
Publizist Arnulf Baring. Dazu erklärt der Sprecher der Gruppe der
Vertriebenen, Aussiedler und deutschen Minderheiten der
CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag, Eckhard Pols:

"Arnulf Baring hat in seiner fast 30jährigen Schaffenszeit als
Professor für Zeitgeschichte und Internationale Beziehungen am
Friedrich-Meinecke-Institut der Freien Universität Berlin bis heute
gültige Standardwerke geschrieben.

Sein hohes Ansehen gründete auf den gründlichen Analysen etwa der
Außenpolitik des ersten Bundeskanzlers ("Im Anfang war Adenauer")
oder der neuen Ostpolitik in der Ära Brandt-Scheel (Bestseller
"Machtwechsel"). Baring zählt damit zu den maßgebenden Chronisten der
Bundesrepublik.

Arnulf Baring hat darüber hinaus die aktuelle politische Entwicklung
der Bundesrepublik mit seinem immensen publizistischen Wirken stets
kritisch - mitunter provokant - begleitet und wurde dadurch zum
bekanntesten deutschen Historiker.

Dabei trat Baring, der 1945 den Dresdner Feuersturm überlebt hatte,
entschieden für ein demokratisch verfasstes Deutschland ein. Mit der
Wiedervereinigung war das mögliche Scheitern der Berliner Republik
sein unermüdlicher Antrieb, auf die bislang - insbesondere von der
Politik - nicht verinnerlichte neue alte Mittelage in Europa und
notwendige Strukturreformen aufmerksam zu machen, damit der deutsche
Staat inneren wie äußeren Krisen gewachsen ist.

Der Konservative Arnulf Baring wurde mit seinen grundlegenden
Betrachtungen über den Zustand unserer Nation zum, so etwa der
SPIEGEL, Praeceptor Germaniae und aufgrund seiner hervorragenden
Leistungen für das Gemeinwesen schließlich 2011 das Große
Verdienstkreuz der Bundesrepublik Deutschland verliehen.

Sein eindringlicher Appell an uns Parlamentarier zu offenem
Vordenken, die wirklichen Probleme des Landes anzugehen und
Führungsbereitschaft neu herauszubilden hallt nach.

Noch 2014 mahnte Baring auf dem Deutschlandtreffen der Ostpreußen,
den Blick nach Osten zu richten. Es sei die historische Aufgabe
Deutschlands, auf die außerordentliche Sorge der östlichen Nachbarn
zu reagieren, wieder unter russische Vormacht zu fallen. Nur vier
Jahre später sind ausgerechnet auf dem Gebiet des ehemaligen
Königsbergs atomar bestückbare Raketen mit einer Reichweite bis nach
Berlin stationiert worden.

Die CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag würdigt Arnulf Baring als
einen bedeutenden Geisteswissenschaftler und herausragenden
Verfechter der Republik: Der Patriot Arnulf Baring gehört zu den
großen Deutschen. Seinem Andenken verpflichten wir uns und unser
tiefes Beileid gilt seiner Familie.

Wir setzen uns dafür ein, dass das Bundesarchiv, Nachlassverwalter
der Unterlagen des Historikers Baring, eine vollständige
Dokumentation seiner publizistischen Werke, insbesondere die Berichte
seiner legendären Exkursionen in die versunkenen Landschaften
Schlesiens oder Böhmens, erstellt."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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SOZIALES/1961: Sexueller Kindesmissbrauch in der DDR aus der Tabuzone herausgeholt


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 6. März 2019

Sexueller Kindesmissbrauch in der DDR aus der Tabuzone
herausgeholt



Zu der von der Unabhängigen Kommission zur Aufarbeitung sexuellen
Kindesmissbrauchs veröffentlichten Fallstudie zu sexuellem
Kindesmissbrauch in Institutionen und Familien in der DDR können Sie
die stellvertretende Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion,
Nadine Schön, wie folgt zitieren:

"Sexueller Missbrauch von Kindern und Jugendlichen war und ist in
ganz Deutschland gesellschaftliche Realität. In der DDR wurde das
Thema noch weit mehr und länger tabuisiert als in den alten
Bundesländern. Für Betroffene ist es gut, dass das Thema nun endlich
aus der Tabuzone heraus geholt wird. Psychologen und
Traumatherapeuten können helfen, das Erlebte zu verarbeiten.
Betroffene brauchen schnell Hilfe und können niedrigschwellige
Unterstützung erhalten aus dem "Fonds sexueller Missbrauch". Dieser
hat die Aufgabe, andauernde Belastungen als Folgewirkung des
sexuellen Missbrauchs auszugleichen bzw. zu mildern. Das Hilfesystem
ersetzt nicht das bestehende Netz sozialrechtlicher
Versorgungssysteme, sondern ergänzt es - zum Beispiel durch die
Kostenübernahme für Psychotherapien, die nicht von der Krankenkasse
übernommen werden, sowie für anerkannte Komplementär- und
Fachtherapien (unter anderem Bewegungs-, Musik-, Ergotherapien). Die
CDU/CSU-Bundestagsfraktion fordert, dass der Fonds verlängert und in
seiner Struktur verändert wird: Die derzeitige Bearbeitungszeit von
26 Monaten muss durch mehr geschultes Personal und schnellere
Verfahren verkürzt werden. Für Betroffene, die in ihrer Kindheit
sexuell missbraucht werden, ist es unzumutbar, so lange auf
Unterstützung zu warten."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. März 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





WIRTSCHAFT/2807: Deutschland als Reiseziel auf Wachstumskurs halten


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 6. März 2019

Deutschland als Reiseziel auf Wachstumskurs halten

Die nationale Tourismusstrategie wird die Branche weiter stärken



Die Internationale Tourismus-Börse (ITB) findet vom 6.- 10. März 2019
in Berlin statt. Hierzu erklärt der tourismuspolitische Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Paul Lehrieder:

"Die heute beginnende größte Reisemesse der Welt, die ITB in Berlin,
zeigt erneut die große Vielfalt der Branche und die große
Attraktivität des Tourismusstandortes Deutschland. Wir haben seit
neun Jahren beständige Zuwächse bei Gästeübernachtungen, die im
vergangenen Jahr um vier Prozent auf jetzt 477 Millionen gestiegen
sind. Deutschland ist nicht nur bei Auslandsreisen weltweit mit an
der Spitze, sondern auch als Reiseziel bei Gästen aus dem In- und
Ausland immer beliebter.

Die Chancen der Branche für die wirtschaftliche Entwicklung sind aber
immer noch nicht ausgeschöpft und die zunehmende internationale
Konkurrenz stellt uns vor große Herausforderungen. Deshalb haben wir
im Koalitionsvertrag eine nationale Tourismusstrategie des Bundes
vereinbart, um die Rahmenbedingungen für die mittelständisch geprägte
Tourismuswirtschaft in Deutschland weiter zu verbessern. Wir wollen
die Bundesförderung noch effizienter gestalten, die Belange der
Branche in allen Politikbereichen noch besser berücksichtigen und
mehr Bewusstsein für die große Bedeutung der Tourismuswirtschaft
schaffen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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AUSSEN/1838: Reisewarnung für Türkei notwendig


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 6. März 2019

Reisewarnung für Türkei notwendig



"Nach den dreisten Drohungen der türkischen Führung, deutsche Urlauber
bei der Einreise festnehmen zu lassen, muss Bundesaußenminister Heiko
Maas umgehend eine Reisewarnung für die Türkei verkünden. Nichts und
niemand ist vor Erdogans Geheimdienstagenten und Denunziationen seiner
Anhänger sicher", erklärt Sevim Dagdelen, stellvertretende Vorsitzende
der Fraktion DIE LINKE. Dagdelen weiter:

"Die Drohungen der türkischen Regierung sind ein direkter Angriff auf
die Demokratie, die Meinungsfreiheit in unserem Land. Die
Bundesregierung muss das Treiben des türkischen Geheimdienstes in
Deutschland unterbinden sowie Erdogans Agenten ausweisen.

Die Absicherung von Wirtschaftsgeschäften mit der Türkei durch
Hermes-Bürgschaften muss gestoppt werden. Es ist nicht einzusehen,
dass deutsche Steuerzahler für Risiken mit dem Erdogan-Regime haften
sollen, das deutschen Urlaubern bei der Einreise mit Verhaftung
droht."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 6. März 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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INNEN/5028: Katja Kipping zur Halbzeitbilanz der Berliner Landesregierung


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 5. März 2019

Zur heute vorgestellten Zwischenbilanz der Berliner Regierungskoalition sagt Katja Kipping, Vorsitzende der Partei DIE LINKE:



Die Berliner Landesregierung hat heute ihre Regierungsbilanz
vorgestellt. Und die kann sich sehen lassen. Kostenlose Kitaplätze,
Rekommunalisierung von Wohnungen und Verbesserungen beim Nahverkehr
sind nur ein paar Beispiele die zeigen: Es ist eben nicht egal, wer
regiert.

Wer sich eine Vorstellung davon machen möchte, wie eine Regierung
diesseits der Union aussehen könnte, ist gut beraten, heute den Blick
auf Berlin zu richten.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 5. März 2019

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin

Telefon: 030/240 09-0, Fax: 030 / 240 09 220

E-Mail: bundesgeschaeftsstelle@die-linke.de

Internet: www.die-linke.de
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SOZIALES/2598: Am 8. März ist Internationaler Frauentag


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 6. März 2019

Am 8. März ist Internationaler Frauentag



Dazu erklären die Vorsitzenden der Partei DIE LINKE, Katja Kipping und
Bernd Riexinger:

Katja Kipping: "Der Frauentag ist dieses Jahr ein wirklicher
Frauenkampftag. Es ist großartig, dass auch hierzulande am 8. März zum
Frauenstreik aufgerufen wird, gemäß dem Motto: Wenn wir streiken,
steht die ganze Welt still. Richtig so: Frauen verrichten nach wie vor
den Großteil unbezahlter Tätigkeiten wie die Pflege Angehöriger,
Hausarbeit und Kindererziehung. Sogar am Sonntag leisten Frauen im
Schnitt 1,5 Stunden mehr unbezahlte Arbeit als Männer. Als "Dank" für
diesen Einsatz bekommen sie im Durchschnitt niedrigere Löhne und
niedrige Renten.

Der Frauenstreik spricht all die Ungerechtigkeiten an und drängt auf
ihre Überwindung. Nötig ist dazu eine Umverteilung der Tätigkeiten
zwischen den Geschlechtern. Mehr gut bezahlte Erwerbsarbeit in
Frauenhand und mehr von der wunderbaren Familien- und Sorgearbeit in
Männerhand. Insofern ist der Frauentag auch ein Tag, um Frauen zu
ermutigen, sich zum einen ihre Rechte zu nehmen und zum anderen
abzugeben - und zwar unbezahlte Arbeit. Gerade die liebevolle,
sinnstiftende Familien- und Sorgearbeit sollte den Männern nicht
länger vorenthalten werden.

Wenn die allgemeine Arbeitswoche eher um die 30 Stunden für alle
Geschlechter kreist, klappt es auch besser mit der paritätischen
Aufteilung der Sorgearbeit."

Bernd Riexinger: "Frauen verdienen in Deutschland 21% weniger als
Männer, damit ist Deutschland Schlusslicht in der EU. Ein Grund für
diesen Gender-Pay-Gap ist, dass Frauen öfter in Pflegeberufen oder
erzieherischen Berufen beschäftigt sind. Diese Berufe werden immer
noch viel zu schlecht bezahlt. Das muss sich endlich ändern, deshalb
fordern wir: Gleicher Lohn für gleiche Arbeit! Am Internationalen
Frauentag sind wir daher besonders solidarisch mit den unter prekären
Bedingungen arbeitenden Pflegekräften. Es ist unerträglich, dass wir
den Leuten, denen wir unser Geld anvertrauen, mehr bezahlen, als
denjenigen, denen wir unsere Alten, Kranken und Kinder anvertrauen."

Katja Kipping weiter: "Reaktionäre Rechte blasen aktuell mit
besonderer Aggression zum Sturm auf bereits erkämpfte Frauenrechte.
Insofern muss das bisher Erkämpfte jeden Tag aufs Neue verteidigt
werden. Zu dem, was erneut erkämpft werden muss, gehört das Recht,
selbst über den eigenen Körper und das eigene Leben entscheiden zu
können, auch im Falle einer ungewollten Schwangerschaft. Deswegen
gehören die Paragraphen 218 und 219a StGB endlich abgeschafft!

Der Frauentag ist aber auch ein Tag, um daran zu erinnern, dass Frauen
im Widerstand zu all den Unterdrückungsverhältnissen viel erreicht und
erkämpft haben. Insofern ist der 8. März auch ein Tag der Ermutigung.
Ein Tag daran zu erinnern, dass es sich lohnt für Frauenrechte und
Solidarität einzustehen. Um es mit den Worten Clara Zetkins zu sagen:
Lassen wir uns nicht schrecken durch die Ungunst äußerer Umstände,
haben wir für alle Schwierigkeiten nur eine Antwort: Erst recht!"

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 6. März 2019

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin

Telefon: 030/240 09-0, Fax: 030 / 240 09 220

E-Mail: bundesgeschaeftsstelle@die-linke.de

Internet: www.die-linke.de
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BUNDESTAG/8109: Heute im Bundestag Nr. 243 - 06.03.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 243

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 6. März 2019, Redaktionsschluss: 15.23 Uhr

1. Aus- und Weiterbildung international

2. Nachhaltigkeit von Tragetaschen

3. Einfluss von Mikroplastik

4. Übereinkommen zur biologischen Vielfalt

5. Finanzierung der Deutschen Umwelthilfe

6. Chancen geordneter Migration

7. Regierung: Migrationspakt nicht bindend



1. Aus- und Weiterbildung international

Berufliche Bildung in der digitalen Arbeitswelt/Anhörung

Berlin: (hib/LBR) Die Enquete-Kommission "Berufliche Bildung in der
digitalen Arbeitswelt" beschäftigt sich am Montag, den 11. März ab 13
Uhr in einer öffentlichen Anhörung mit der beruflichen Aus- und
Weiterbildung im internationalen Vergleich. Insbesondere die Systeme
in der Schweiz und in Österreich sollen im Hinblick auf Ansätze für
die Weiterentwicklung der deutschen Systeme genauer beleuchtet werden.
Zudem soll es um das Validieren informell erworbener Kompetenzen
gehen.

Die Sitzung unter Leitung von Stefan Kaufmann (CDU) beginnt um 13 Uhr
im Sitzungssaal E200 des Paul-Löbe-Hauses. Als externe Sachverständige
sind geladen: Peter Schlögel vom Österreichischen Institut für
Bildungsforschung (öibf) in Wien sowie Patrizia Salzmann vom
Eidgenössischen Hochschulinstitut für Berufsbildung (EHB) in
Zollikofen/Schweiz.

Zuhörer werden gebeten, sich im Sekretariat des Ausschusses mit
vollständigem Namen und Geburtsdatum per E-Mail 

(vorzimmer.pa28@bundestag.de) anzumelden.

 * 

2. Nachhaltigkeit von Tragetaschen

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/LBR Nach Erkenntnissen des IFEU-Instituts weise die
Produktion von Einweg-Papiertragetaschen mit Blick auf die
Bilanzgrößen Klimarelevanz und kumulierte Energieaufwand tendenziell
ökologische Vorteile gegenüber leichten Kunststofftragetaschen auf,
heißt es in der Antwort der Bundesregierung (19/8071) auf eine Kleine
Anfrage der FDP-Fraktion (19/7686). Im Hinblick auf die aquatische
Eutrophierung und die Versauerung seien hingegen leichte
Kunststofftragetaschen in der Produktion im Vorteil. Für
Baumwalltragetaschen könne kein ökobilanzieller Vergleich gezogen
werden, heißt es in der Antwort weiter. Untersuchungen hätten jedoch
gezeigt, dass je nach ökologischer Bilanzgröße "eine Baumwolltasche
zwischen rund 10 und mehr als 100 Nutzungszyklen benötigt, um
ökologisch günstiger zu sein als lediglich einmal genutzte
Papiertragetaschen bzw. leichte Kunststofftragetaschen".

Im Hinblick auf den Verbrauch von Kunststofftragetaschen zeige sich
ein Rückgang in der Nutzung: Während der Pro-Kopf-Verbrauch 2015 noch
bei 68 Stück lag, sei nach Inkrafttreten der EU-Richtlinie 2015/720
eine Reduktion auf 25 Stück pro Jahr erfolgt. Dieser Wert liege
bereits deutlich unter dem langfristigen Verbrauchsziel von 40 Stück,
schreibt die Bundesregierung.

 * 

3. Einfluss von Mikroplastik

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/LBR) Vereinzelte Studien reichen für eine fachliche
abgesicherte Bewertung der verschiedenen gesundheitlichen Eckpunkte,
die von Mikroplastik beeinflusst sein könnten, nicht aus. Daher könne
auch keine "angemessene Höhe" für Forschungsgelder benannt werden, wie
die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/8069) auf eine Kleine Anfrage
der AfD-Fraktion (19/7678) schreibt. Darin hatte sich die Fraktion
erkundigt, welche Erkenntnisse über die Mikroplastik-Belastung im
menschlichen Organismus vorliegen und inwieweit aus den Ergebnissen
einer Pilotstudie der Uni Wien Konsequenzen gezogen würden.

 * 

4. Übereinkommen zur biologischen Vielfalt

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/LBR) Bei der 14. Vertragsstaatenkonferenz zum
Übereinkommen über die biologische Vielfalt in Sharm El Sheik (CBD COP
14) Mitte November 2018 habe sich die deutsche Position in den
EU-Positionen widergespiegelt. Das schreibt die Bundesregierung in
ihrer Antwort (19/8072) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/7687). Bezüglich eines neuen globalen Rahmens für Biodiversität,
vertrete die Bundesregierung die Überzeugung, dass die
Biodiversitätsziele der CBD "nicht hinter das Ambitionsniveau des
aktuellen Strategischen Plans 2011-2020 zurückfallen dürfen", heißt es
weiter. Daher werde sich die Bundesregierung für "einen ambitionierten
Nachfolgeprozess" einsetzen. In den Beschlüssen zu den
sozio-ökonomischen Erwägungen sowie der Risikobewertung und dem
-management bezüglich des Cartagena-Protokolls, habe sich die
EU-Position weitgehend durchsetzen können, schreibt die
Bundesregierung.

 * 

5. Finanzierung der Deutschen Umwelthilfe

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/LBR) Die Projektförderung des Bundes ist grundsätzlich
zweckgebunden, sodass vergebene Mittel nicht etwa für politische
Aktivitäten genutzt werden können. Dies geht aus der Antwort der
Bundesregierung (19/8081) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/7683) hervor, in der sich die Fragesteller nach der öffentlichen
Finanzierung der Deutschen Umwelthilfe e.V. und zu ihr gehörigen
Firmen erkundigt hatten. Eine aktuelle Abfrage bei den Ressorts zu
weiteren Mittelvergaben zwischen dem Jahr 2000 und 2019 "ergab keine
weiteren Auftragsvergaben bzw. Projektförderungen als Zuwendungen" als
diejenigen, die bereits in den Antworten 19/2320, 19/7585 und 19/1241
aufgeführt wurden, schreibt die Bundesregierung weiter.

 * 

6. Chancen geordneter Migration

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesregierung betrachtet den Globalen Pakt für
sichere, geordnete und reguläre Migration als "Ergebnis einer
Überprüfung von Fakten und Daten zum Thema Migration, die im Rahmen
eines offenen, transparenten und inklusiven Prozesses von den
Vereinten Nationen gesammelt wurden". Das schreibt sie in der Antwort
(19/8044) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/7275).
Geordnete, reguläre Migration könne, unter Berücksichtigung der
berechtigten Interessen der Herkunfts-, Transit- und Zielländer,
insbesondere dazu beitragen, sinkende Erwerbspersonenpotenziale in
Zielländern und fehlende Erwerbsmöglichkeiten in Herkunftsländern zu
kompensieren. Die ökonomischen Vorteile insbesondere der Arbeits- und
Ausbildungsmigration, seien unter anderem von der Weltbank und dem
Internationalen Währungsfonds bestätigt worden, heißt es in der
Antwort weiter.

 * 

7. Regierung: Migrationspakt nicht bindend

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesregierung unterstreicht wiederholt, dass
der Globale Pakt für sichere, geordnete und reguläre Migration kein
völkerrechtlicher Vertrag ist, sondern ein "rechtlich nicht bindender
Kooperationsrahmen". Das schreibt sie in der Antwort (19/8055) auf
eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/7669), die sich darin unter
anderem auf eine frühere Antwort auf Drucksache 19/6515 bezogen hatte.
Den Abgeordneten ging es um die Frage, ob aus dem Migrationspakt
unabhängig von der möglichen Entstehung von Völkergewohnheitsrecht
Verpflichtungen erwachsen, weil Formulierungen in dessen Ziffern 7 und
15 ihrer Ansicht nach nicht eindeutig sind. Die Bundesregierung
argumentiert in ihrer Antwort, dass bereits in der Präambel des
Pakttextes deutlich gemacht werde, dass es sich um einen "rechtlich
nicht bindenden Kooperationsrahmen" handle. Außerdem verweist sie auf
die entsprechenden Ausführungen in einem Beschluss des
Bundesverfassungsgerichts vom 7. Dezember 2018.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 243 - 6. März 2019 - 15.23 Uhr
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BUNDESTAG/8108: Heute im Bundestag Nr. 242 - 06.03.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 242

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 6. März 2019, Redaktionsschluss: 14.33 Uhr

1. Knapp 1.000 FinTechs in der EU

2. In der Türkei inhaftierte Deutsche

3. Aufnahme von Bootsflüchtlingen

4. Politisch links motivierte Straftaten

5. AfD hinterfragt Sexual-Broschüre

6. Jobtickets für Beschäftigte des Bundes



1. Knapp 1.000 FinTechs in der EU

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/PK) Nach einer Studie des Bundesfinanzministeriums von
Oktober 2016 hat es 2015 in Deutschland 433 sogenannte
FinTech-Unternehmen gegeben. Die Zahl weiche allerdings von anderen
Studien ab, weil es keine einheitliche Definition des Begriffs gebe,
heißt es in der Antwort (19/8020) der Bundesregierung auf eine Kleine
Anfrage (19/7347) der FDP-Fraktion.

In einer Studie von Ernst & Young 2018 seien 303 FinTechs in
Deutschland identifiziert worden, in einer Studie der Comdirekt Bank,
auch von 2018, werde die Zahl der FinTechs hierzulande auf 793
beziffert.

Das Europäische Parlament nenne in einer Studie von 2018 insgesamt 991
FinTechs in der Europäischen Union, von denen die meisten (454) im
Vereinigten Königreich angesiedelt sind, in Spanien sind es demnach
100, in Deutschland 90 und in Frankreich 64. In den USA sollen der
EU-Studie zufolge 1.491 FinTechs ansässig sein.

 * 

2. In der Türkei inhaftierte Deutsche

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die Fraktion Die Linke will von der Bundesregierung
wissen, wie viele deutsche Staatsangehörige sich aktuell in der Türkei
in Haft befinden, die seit dem Putschversuch am 15. Juli 2016
"mutmaßlich wegen politischer Strafvorwürfe inhaftiert wurden". Auch
erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/8059) danach,
inwieweit die Bundesregierung Kenntnisse hat, "gegen wie viele
deutsche Staatsangehörige, die aus politischen Gründen in der Türkei
in Haft waren beziehungsweise sind, aktuell ordentliche
Gerichtsverfahren in der Türkei eingeleitet wurden". Ferner fragt sie
unter anderem, wie viele Fälle von deutschen Staatsangehörigen der
Bundesregierung bekannt sind, die aufgrund von Ausreisesperren die
Türkei nicht verlassen können.

 * 

3. Aufnahme von Bootsflüchtlingen

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Inanspruchnahme der Ermessensklauseln der
EU-Verordnung Nr. 604/2013 (Dublin-III-Verordnung)" lautet der Titel
einer Kleinen Anfrage der AfD-Fraktion (19/8061). Darin schreibt die
Fraktion, die Bundesregierung habe auf eine schriftliche Frage vom 16.
Januar 2019 geantwortet, "dass die Bundesrepublik Deutschland auf
Ersuchen Maltas die Aufnahme von 60 sogenannten Bootsflüchtlingen nach
Maßgabe des Artikels 17 Absatz 2 der EU-Verordnung Nr. 604/2013
(Dublin-III-Verordnung) erklärt habe". Wie die Fraktion weiter
ausführt, heißt es in dem entsprechenden Artikel, der zuständige
Mitgliedsstaat könne, "bevor eine Erstentscheidung in der Sache
ergangen ist, jederzeit einen anderen Mitgliedsstaat ersuchen, den
Antragsteller aufzunehmen aus humanitären Gründen, die sich
insbesondere aus dem familiären oder kulturellen Kontext ergeben, um
Personen jeder verwandtschaftlichen Beziehung zusammenzuführen, auch
wenn der andere Mitgliedsstaat nach den Kriterien in den Artikeln 8
bis 11 und 16 nicht zuständig sei".

Wissen will die Fraktion, in welcher verwandtschaftlichen Beziehung
die 60 betreffenden Personen nach Kenntnis der Bundesregierung zu in
Deutschland lebenden Personen standen. Auch fragt sie unter anderem,
auf welchem Wege und aufgrund welcher Angaben welche Behörden die
verwandtschaftlichen Beziehungen jeweils überprüft haben und welche
Dokumente die betreffenden Personen zu dieser Überprüfung jeweils
beigesteuert haben.

 * 

4. Politisch links motivierte Straftaten

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die AfD-Fraktion will wissen, wie viele Fälle
politisch links motivierter Kriminalität es nach Kenntnis der
Bundesregierung im November und Dezember 2018 in Deutschland gegeben
hat. Ferner erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/8063)
unter anderem danach, wie viele Tatverdächtige im Zusammenhang mit
diesen Fällen ermittelt wurden.

 * 

5. AfD hinterfragt Sexual-Broschüre

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Mit einer Broschüre der Bundeszentrale für politische
Bildung (bpb) über Sexualität befasst sich die AfD-Fraktion in einer
Kleinen Anfrage (19/8088). Nach Ansicht der AfD werden in der
Publikation heterosexuelle Ehen und "Kernfamilien" abwertend
dargestellt. Die Broschüre genüge nicht den Anforderungen an
Sachlichkeit, Ausgewogenheit und rechtsstaatliche Distanz.

Die Abgeordneten wollen nun mehr wissen über die Hintergründe der
Publikation und die Intention der Bundesregierung in dem Zusammenhang.

 * 

6. Jobtickets für Beschäftigte des Bundes

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die Förderung sogenannter Jobtickets durch den Bund
als Arbeitgeber ist Thema einer Kleinen Anfrage (19/8089) der Fraktion
Die Linke. Die vergünstigten Tickets machten für Beschäftigte die
Nutzung von Bus und Bahn attraktiver. Dieses Angebot des Arbeitgebers
werde als Beitrag zur nachhaltigen Entwicklung angesehen.

Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung nun unter anderem
wissen, was über das Mobilitätsverhalten der Beschäftigten von
Bundesbehörden und anderen Einrichtungen auf Bundesebene bekannt ist.

 * 
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BUNDESTAG/8107: Heute im Bundestag Nr. 241 - 06.03.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 241

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 6. März 2019, Redaktionsschluss: 11.59 Uhr

1. 4,7 Millionen nur geringfügig beschäftigt

2. Deutlicher Anstieg von Teilzeitarbeit

3. Klagen gegen Grundsicherung

4. 50.000 Widersprüche im Januar

5. Budget für Arbeit

6. Beschäftigungsverhältnisse von Frauen



1. 4,7 Millionen nur geringfügig beschäftigt

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Rund 4,7 Millionen Menschen arbeiteten 2018 in einer
ausschließlich geringfügig entlohnten Beschäftigung. 44 Prozent dieser
Beschäftigten übten eine Helfertätigkeit und 43 Prozent eine Tätigkeit
als Fachkraft aus, rund vier Prozent waren jeweils Spezialisten oder
Experten. Das geht aus einer Antwort (19/8077) der Bundesregierung auf
eine Kleine Anfrage (19/7630) der AfD-Fraktion hervor. Darin heißt es
weiter, dass der mittlere Bruttomonatsverdienst (Medianeinkommen) von
sozialversicherungspflichtig Vollzeitbeschäftigten der Kerngruppe
(ohne Auszubildende) im Jahr 2017 von 2.391 Euro
(Mecklenburg-Vorpommern) bis 3.619 Euro (Hamburg) reichte. Die
Berufshauptgruppe mit dem bundesweit niedrigsten Medianentgelt sind
demnach die Reinigungsberufe, in denen Vollzeitbeschäftigte 1.690 Euro
(Ostdeutschland) beziehungsweise 1.923 Euro (Westdeutschland)
verdienten.

 * 

2. Deutlicher Anstieg von Teilzeitarbeit

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Das Arbeitszeitvolumen der Beschäftigten in
Deutschland betrug 2018 rund 52,3 Milliarden Stunden. Dabei ist das
Arbeitszeitvolumen der Vollzeitbeschäftigten seit 1991 von 47,5
Milliarden Stunden auf 40,7 Milliarden Stunden im Jahr 2018 gesunken,
aber das der Teilzeitbeschäftigten deutlich von 4,3 Milliarden Stunden
auf 11,6 Milliarden Stunden gestiegen. Der Anteil des
Vollzeitarbeitsvolumens am gesamten Arbeitsvolumen sank seit 1991 von
91,7 Prozent auf 77,9 Prozent im Jahr 2018, der Anteil des
Teilzeitarbeitsvolumens stieg von 8,3 Prozent auf 22,1 Prozent. Das
geht aus der Antwort (19/8076) der Bundesregierung auf eine Kleine
Anfrage (19/7396) der Fraktion Die Linke hervor.

 * 

3. Klagen gegen Grundsicherung

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Im Jahr 2018 gab es nach Angaben der Bundesagentur
für Arbeit bundesweit rund 178.000 Widersprüche und 177.000 Klagen im
Bestand gegen Bescheide in der Grundsicherung für Arbeitssuchende.
Bundesweit kamen 2018 rund 600.000 Widersprüche und 105.000 Klagen neu
hinzu, während gleichzeitig rund 611.000 Widersprüche durch
Erledigung, Zurückziehung und Zurückweisung erledigt wurden, dasselbe
gilt für rund 110.000 Klagen. Das schreibt die Bundesregierung in
ihrer Antwort (19/8078) auf eine Kleine Anfrage (19/7636) der
AfD-Fraktion.

 * 

4. 50.000 Widersprüche im Januar

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Im Januar 2019 legten in 49.885 Fällen Menschen
Widerspruch und in 7.681 Fällen Klage gegen Bescheide in der
Grundsicherung für Arbeitssuchende ein. Das geht aus einer Antwort
(19/8079) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/7637) der
AfD-Fraktion hervor.

 * 

5. Budget für Arbeit

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Der Bundesregierung liegen noch keine Daten darüber
vor, inwiefern das Budget für Arbeit seit seiner Neuregelung im Januar
2018 in Anspruch genommen wurde. Das schreibt sie in ihrer Antwort
(19/8047) auf eine Kleine Anfrage (19/7590) der FDP-Fraktion. Mit dem
Budget für Arbeit soll Menschen mit Behinderungen der Einstieg in den
regulären Arbeitsmarkt erleichtert werden.

 * 

6. Beschäftigungsverhältnisse von Frauen

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die Fraktion Die Linke hat eine Kleine Anfrage
(19/8087) zu Beschäftigungsverhältnissen von Frauen gestellt. Darin
fragt sie die Bundesregierung unter anderem nach
Normalarbeitsverhältnissen, Leiharbeitsverhältnissen, Verdienst und
Arbeitszeitvolumen.

 * 
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BUNDESTAG/8106: Heute im Bundestag Nr. 240 - 06.03.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 240

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 6. März 2019, Redaktionsschluss: 11.15 Uhr

1. Auswirkungen versenkter Munition

2. Stand der Technik bei Feuerungsanlagen

3. WHO-Plan zur Gesundheitsversorgung

4. Inklusion in der Bundesverwaltung

5. Haftungsverzicht bei Flüchtlingsbürgen

6. Erstattungsbescheide von Jobcentern



1. Auswirkungen versenkter Munition

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/LBR) 25 Prozent der am Rand des
Munitionsversenkungsgebietes in der Kieler Bucht gefangenen und
untersuchten Plattfischart "Kliesche" weise mit dem bloßen Auge
erkennbare Leberknoten auf, bei denen es sich größtenteils um Tumore
handele. Das schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/8070)
auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/7684). Darin hatte sich
die Fraktion nach den Umweltauswirkungen versenkter Munition in der
Ostsee erkundigt.

Diese Befallsrate sei verglichen mit den Befunden aus den unbelasteten
Kontrollgebieten "als sehr hoch einzuschätzen", heißt es in der
Antwort weiter. In Kontrollgebieten in der Kieler Bucht lag die
Befallsrate von Lebertumoren mit Werten unterhalb von 5 Prozent
signifikant niedriger. Der Verdacht liege nahe, dass die erhöhte
Tumorrate der Klieschen aus dem Versenkungsgebiet Kolberger Heide
"ursächlich mit ihrer Belastung durch das aus der versenkten Munition
freigesetzte TNT und seiner Abbauprodukte" zusammenhänge.

Untersuchungen zur Folge liegen circa 300.000 Tonnen konventionelle
Munition und geschätzte 42.000 bis 65.000 Tonnen chemische
Kampfstoffmunition auf dem Meeresboden der Ostsee.

 * 

2. Stand der Technik bei Feuerungsanlagen

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/LBR) Die Erarbeitung eines Merkblatts zu den Besten
Verfügbaren Techniken (BTV-Merkblatt) für mittelgroße Feuerungsanlagen
sei derzeit nicht vorgesehen. Dies geht aus der Antwort der
Bundesregierung (19/8073) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/7688) hervor, die sich darin nach dem Stand der Technik erkundigt
hatte. Im Rahmen des Informationsaustausches über Industrieemissionen
würden derzeit Auftragnehmer der Europäischen Kommission Daten
auswerten. Ein Ergebnis liege daher noch nicht vor. Auch gesicherte
Aussagen zu den Schadstoff-Gesamtemissionen aus Kraft-Wärme-Kopplungs
(KWK)-Anlagen seien anhand der vorhandenen Informationen nicht
möglich, schreibt die Bundesregierung weiter.

 * 

3. WHO-Plan zur Gesundheitsversorgung

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die Fraktion Die Linke hat eine Kleine Anfrage
(19/8001) zum deutschen Beitrag zur Umsetzung des WHO-Aktionsplans für
eine bessere Gesundheitsversorgung von Menschen mit Behinderungen
gestellt. Darin fragt sie die Bundesregierung unter anderem, wann die
Umsetzung des WHO-Plans konkret evaluiert werden soll.

 * 

4. Inklusion in der Bundesverwaltung

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die FDP-Fraktion hat eine Kleine Anfrage (19/7975)
zur Inklusion in den Arbeitsmarkt gestellt. Darin fragt sie vor allem
nach den Beschäftigungsquoten von Menschen mit Behinderungen in der
Bundesverwaltung.

 * 

5. Haftungsverzicht bei Flüchtlingsbürgen

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die AfD-Fraktion hat eine Kleine Anfrage (19/7995)
zum Haftungsverzicht bei Flüchtlingsbürgen gestellt. Sie möchte von
der Bundesregierung unter anderem erfahren, wie viele Flüchtlinge seit
2013 mithilfe einer Bürgschaft nach Deutschland kamen.

 * 

6. Erstattungsbescheide von Jobcentern

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die AfD-Fraktion hat eine Kleine Anfrage (19/8007)
zu Erstattungsbescheiden im Rahmen von Verpflichtungserklärungen
gestellt. Die Bundesregierung soll für jedes einzelne Jobcenter
auflisten, wie viele Erstattungsbescheide dieses erlassen hat, um die
verauslagten öffentlichen Mittel für den Lebensunterhalt von
Flüchtlingen von den Flüchtlingsbürgen zurückzufordern.

 * 
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BUNDESTAG/8105: Heute im Bundestag Nr. 239 - 06.03.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 239

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 6. März 2019, Redaktionsschluss: 09.57 Uhr

1. Seenotfälle vor der libyschen Küste

2. Präsenz der EUBAM-Mission in Tripolis

3. Initiativen zur Lösung des Jemen-Konflikts

4. Einreisesperren für deutsche Staatsbürger

5. Ausnahmen bei Handelsabkommen

6. Unverbindlichkeit des Migrationspakts

7. AfD-Fraktion fragt nach Bagatellsteuern



1. Seenotfälle vor der libyschen Küste

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach Berichten über zwei Seenotfälle vor der
libyschen Küste im Januar dieses Jahres erkundigt sich die Fraktion
Die Linke in einer Kleinen Anfrage (19/7857). Die Abgeordneten wollen
wissen, inwieweit die Bundesregierung Kenntnisse über diese Fälle aus
ihrer Beteiligung an der Militäroperation EUNAVFOR MED, der
Nato-Mission "Sea Guardian" und der Mission "Themis" der Grenzagentur
Frontex hat.

 * 

2. Präsenz der EUBAM-Mission in Tripolis

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesregierung bewertet die Sicherheitslage in
Libyen in weiten Teilen des Landes als unübersichtlich und unsicher.
Es komme regelmäßig zu gewaltsamen Auseinandersetzungen zwischen
rivalisierenden, vor allem nicht-staatlichen Akteuren, heißt es in der
Antwort (19/7864) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke
(19/7242). Die Präsenz der zivilen Mission im Rahmen der Gemeinsamen
Sicherheits- und Verteidigungspolitik (GSVP) EUBAM Libyen soll in der
Hauptstadt Tripolis dennoch gestärkt werden. Die Anzahl der regelmäßig
in Tripolis befindlichen Angehörigen der Mission soll demnach
sukzessive ansteigen, der Missionsstandort in Tunis aber auf absehbare
Zeit erhalten bleiben, heißt es in der Antwort.

 * 

3. Initiativen zur Lösung des Jemen-Konflikts

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach der Jemen-Politik der Bundesregierung erkundigt
sich die Fraktion Bündnis 90/die Grünen in einer Kleinen Anfrage
(19/7935). Die Abgeordneten wollen unter anderem wissen, welche
Initiativen die Bundesregierung zur Konfliktbearbeitung im Jemen im
Rahmen des deutschen Sitzes in UN-Sicherheitsrates plant und welche
Länder sie als wichtige Partner in Bezug auf den Jemen betrachtet.

 * 

4. Einreisesperren für deutsche Staatsbürger

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) "Mutmaßlich politische Inhaftierungen und
Repressionen gegen Deutsche im Ausland" lautet der Titel einer Kleinen
Anfrage (19/7996) der AfD-Fraktion. Die Abgeordneten wollen unter
anderem wissen, wie vielen Deutschen nach Kenntnis der Bundesregierung
im Jahr 2018 die Einreise in einen Staat aus welchen Gründen
verweigert wurde "insbesondere im Hinblick auf die Türkei, Venezuela,
Syrien, China, Russland, Saudi-Arabien und den Iran". Außerdem soll
die Bundesregierung angeben, wie viele deutsche Staatsbürger derzeit
in ausländischen Gefängnissen inhaftiert sind und wie viele von ihnen
aus politischen Gründen.

 * 

5. Ausnahmen bei Handelsabkommen

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Frankreichs Haltung zu audiovisuellen Medien nach
einem Austritt des Vereinigten Königreichs aus der EU thematisiert die
FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/7977). Frankreichs Präsident
Emmanuel Macron habe sich dahingehend positioniert, dass audiovisuelle
Medien kein Bestandteil eines möglichen Freihandelsabkommens nach
einem Brexit sein sollen. "Hintergrund ist, dass Frankreich mit dieser
Herangehensweise seine Kultur und Sprache, aber auch Film und
Fernsehen schützen und fördern möchte", schreiben die Abgeordneten.
Damit halte der französische Präsident am bisherigen Kurs Frankreichs
fest, medienpolitische Themen von solchen Abkommen auszuklammern.

Die Abgeordneten wollen nun unter anderem von der Bundesregierung
wissen, ob sie die französische Position in dieser Frage wie bisher
unterstützt - auch mit Blick auf unterschiedliche Auslegungen des
Begriffs "audiovisueller Medien" in den EU-Mitgliedstaaten.

 * 

6. Unverbindlichkeit des Migrationspakts

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Der "Globale Pakt für eine sichere, geordnete und
reguläre Migration" ist erneut Gegenstand einer Kleinen Anfrage
(19/4669) der AfD-Fraktion. Unter Bezug auf die Antwort der
Bundesregierung (19/6515) auf einer früherer Anfrage (19/6189) wollen
die Abgeordneten unter anderem wissen, welche Bedeutung die
Bundesregierung einzelnen Formulierungen in Ziffer 7 und 15 des Pakts
zumisst in Bezug auf ihre eigene Bewertung des Pakts als "rechtlich
nicht bindend".

 * 

7. AfD-Fraktion fragt nach Bagatellsteuern

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die AfD-Fraktion erkundigt sich in einer Kleinen
Anfrage (19/8062) nach Bagatellsteuern. Solche Steuern mit geringer
fiskalischer Bedeutung dienten lediglich als politisches
Steuerungsinstrument. Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung
nun wissen, welche Bagatellsteuern es gibt und welche Einnahmen sie
bringen.

 * 
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BUNDESTAG/8104: Heute im Bundestag Nr. 238 - 06.03.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 238

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 6. März 2019, Redaktionsschluss: 08.54 Uhr

1. Gescheiterte oder stornierte Abschiebungen

2. Verschwendung von Lebensmitteln

3. Mittel zur Entwicklung ländlicher Räume

4. Was die Natur Wert ist

5. Werbepauschbetrag oft nicht erreicht

6. Widerstandsfähigkeit von Banken



1. Gescheiterte oder stornierte Abschiebungen

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Im Zeitraum von 2015 bis 2018 sind nach Kenntnis der
Bundesregierung mindestens 93.858 Abschiebungen gescheitert
beziehungsweise storniert worden. Davon entfielen 30.902 auf das
vergangene Jahr und 22.775 auf das Jahr 2017 nach 20.923 im Jahr 2016
und 19.258 im Jahr 2015, wie aus der Antwort der Bundesregierung
(19/8030) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/7598) weiter
hervorgeht. Hauptgrund war danach eine "Stornierung im Vorfeld" vor
einer Übergabe an die Bundespolizei mit insgesamt 62.211 Fällen,
gefolgt von einer "nicht erfolgten Zuführung am Flugtag" vor Übergabe
an die Bundespolizei mit insgesamt 24.146 Fällen.

 * 

2. Verschwendung von Lebensmitteln

Ernährung und Landwirtschaft/Unterrichtung

Berlin: (hib/EIS) Die Bekämpfung der Lebensmittelverschwendung stellt
für die Bundesregierung aus ethischer, ökologischer und ökonomischer
Sicht eine Herausforderung dar. Mit der "Nationalen Strategie zur
Reduzierung der Lebensmittelverschwendung" legt die Regierung nun eine
Unterrichtung (19/8000) vor, die einen Katalog von Maßnahmen für ein
gesellschaftliches Umdenken beschreibt. Die Strategie erläutert unter
anderem, wo Abfälle entstehen, aber auch welche politischen
Rahmenbedingungen verändert, Prozessoptimierungen in der Wirtschaft
vorgenommen, Verhaltensänderungen erreicht sowie Potentiale durch
Forschung und Digitalisierung genutzt werden sollen, um
Lebensmittelverschwendung zu vermeiden. Die Umsetzung der Strategie
soll bereits im ersten Quartal 2019 durch "Einbinden aller Akteure mit
der Erarbeitung von Maßnahmen und der Definition von Zielmarken für
die Sektoren starten".

 * 

3. Mittel zur Entwicklung ländlicher Räume

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die Fraktion Die Linke kritisiert in einer Kleinen
Anfrage (19/8023) den von den Koalitionsfraktionen geprägten Begriff
der "Landmilliarde" als irreführend. Damit seien in der Summe alle
durch den Bundeshaushalt zur Verfügung gestellten Fördermittel für den
ländlichen Raum gemeint, die nach Berechnung der Abgeordneten jedoch
weniger als eine halbe Milliarde Euro ausmachen würden. Die
Linksfraktion fordert die Bundesregierung unter anderem dazu auf,
entsprechende Berechnungsgrundlagen zu erläutern.

 * 

4. Was die Natur Wert ist

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/LBR) Die volkswirtschaftlichen Folgen im Zuge des
Verlustes von biologischer Vielfalt sind von der Allgemeinheit zu
tragen und mindern Naturkapital und Wohlfahrt. Eine anerkannte Zahl
als Summe dieser externen Kosten in Deutschland gebe es allerdings
nicht. Dies führt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/7971) auf
eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/7393) aus.

Ergebnisse der Fallstudien im Projekt "Naturkapital Deutschland"
hätten gezeigt, dass der Verlust natürlicher Auen "mitverantwortlich
ist für die Schäden durch Hochwasserkatastrophen" in Deutschland. Die
für land- und forstwirtschaftliche Zwecke entwässerten Moorböden
würden "mit einer Freisetzung von etwa 41 Millionen Tonnen
CO2-Äquivalenten pro Jahr zu 40 Prozent der gesamten
Klimagas-Emissionen aus der deutschen Landwirtschaft" beitragen, heißt
es in der Antwort. Durch Umwandlungen von Dauergrünland in Acker seien
zudem wichtige Ökosystemleistungen, wie etwa die Speicherung von
Kohlenstoff als Beitrag zum Klimaschutz oder die Minderung von
Nitrateinträgen in das Grundwasser, verloren gegangen.

In Zukunft werde die nationalen Berechnungen im Bereich Naturkapital
weiter fortentwickelt, schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort.
Eine vollständige Umsetzung der international verabschiedeten Ziele
bis ins Jahr 2020 werde aber wegen "der methodisch anspruchsvollen und
komplexen Aufgabe sowie der aktuell noch unzureichenden Datenbasis"
nicht möglich sein.

 * 

5. Werbepauschbetrag oft nicht erreicht

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/PK) Viele einkommensteuerpflichtige Personen bleiben mit
ihren Werbungskosten unterhalb der Pauschbeträge. So machen von den
rund 39,7 Millionen Personen mit Einkünften aus nichtselbständiger
Arbeit rund 24,8 Millionen oder 62,5 Prozent keine Werbungskosten
geltend, die über den Arbeitnehmer-Pauschbetrag von 1.000 Euro
hinausgehen, wie die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/8050) auf
eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/7602) schreibt.

Ferner machen nach Schätzungen der Bundesregierung von den rund 5,1
Millionen Personen mit ausschließlich Versorgungsbezügen rund 3,3
Millionen oder 64,7 Prozent keine Werbungskosten geltend, die über dem
Pauschbetrag von 102 Euro liegen.

Von den rund 8,1 Millionen Personen mit sonstigen Einkünften bleiben
den Angaben zufolge 7,8 Millionen oder 96,3 Prozent unter dem
Werbungskosten-Pauschbetrag von 102 Euro.

Bei einem erhöhten Pauschbetrag von 1.250 Euro würden nach Schätzungen
der Bundesregierung von den rund 39,7 Millionen Personen mit
Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit rund 26,7 Millionen oder 67,3
Prozent mit ihren Werbungskosten die Pauschgrenze nicht überschreiten.

 * 

6. Widerstandsfähigkeit von Banken

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/PK) In Deutschland wird derzeit die Implementierung des
sogenannten Tiber-De Rahmenwerks vorbereitet. Dabei würden auch die im
Oktober 2018 von den G7-Finanzministern und Notenbankgouverneuren
verabschiedeten unverbindlichen "G7 Fundamental Elements for
Threat-Led Penetration Testing" berücksichtigt, heißt es in der
Antwort (19/8051) der Bundesregierung auf eine kleine Anfrage
(19/7603) der FDP-Fraktion.

Es geht darum, mittels kontrollierter Cyberangriffe auf die
Informationstechnologie von Banken deren Widerstandsfähigkeit zu
testen.

Die Bundesregierung habe die Bundesanstalt für
Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) beauftragt, in Kooperation mit
der Bundesbank Rahmenbedingungen für eine nationale Implementierung zu
erarbeiten. Die im Oktober 2018 eingesetzte Arbeitsgruppe befasse sich
auch mit der Frage, welche Behörde oder Institution am besten für eine
Begleitung von Threat-Led-Penetrationtests geeignet sei.

 * 
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AGRAR/069: Union und SPD lassen Weidetierhalter beim Wolf im Stich


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 6. März 2019

BUSEN: Union und SPD lassen Weidetierhalter beim Wolf im Stich



Zur Debatte über den Abschuss von Wölfen erklärt der jagdpolitische
Sprecher der FDP-Fraktion Karlheinz Busen:

"Umweltministerin Schulze und Landwirtschaftsministerin Klöckner
streiten lieber öffentlich über den Umgang mit Wölfen, statt ein
gemeinsames Konzept vorzulegen. In der Sache hat Klöckner recht, kann
sich aber offensichtlich nicht durchsetzen. Schulzes Vorschläge gehen
hingegen nicht weit genug. Union und SPD lassen so die
Weidetierhalter im Stich. Immer mehr werden aufgeben müssen, wenn die
Wolfspopulation nicht unter Kontrolle gebracht wird. Die FDP-Fraktion
fordert die Große Koalition auf, endlich zu handeln. Wir brauchen in
entlegenen Regionen ausgewiesene Wolfsverbreitungsgebiete und
außerhalb dieser eine Abschusserlaubnis, um eine zu große Population
zu verhindern. Und der Abschuss von problematischen Wölfen muss
konsequenter erfolgen. Mit der Zögerlichkeit muss jetzt Schluss
sein."

 * 
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EUROPA/1592: Upload-Filter dürfen nicht kommen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 6. März 2019

SCHULZ: Upload-Filter dürfen nicht kommen



Zur Debatte über die EU-Urheberrechtsreform erklärt das
FDP-Fraktionsvorstandsmitglied und Vorsitzender des Ausschusses
Digitale Agenda Jimmy Schulz:

"Zum Glück ist die Trickserei der Europäischen Volkspartei
misslungen, die Abstimmung zur EU-Urheberrechtsreform vorzuziehen.
Denn das wäre so kurz vor der Europawahl ein verheerendes Signal
gewesen. Alle Parteien und alle Abgeordneten müssen sich jetzt dem
Dialog mit den Bürgerinnen und Bürgern stellen. Dazu gehört auch,
ohne Polemik auf die Bedenken der Kritiker von Artikel 11 und 13 der
EU-Urheberrechtsreform einzugehen. Die FDP-Fraktion hat in der Sache
eine klare Haltung: Upload-Filter gefährden das Grundrecht auf freie
Meinungsäußerung und sind nutzlos. Denn es ist technisch nahezu
unmöglich, beispielsweise Satire, Zitate oder Parodien von illegalen
Inhalten zu unterscheiden. Deshalb dürfen sie nicht kommen. Schlimm
genug, dass Union und SPD trotz gegenteiliger Formulierung im
Koalitionsvertrag dabei mitmachen."

 * 
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FINANZEN/2213: Die SPD denkt nur bis zum Gartenzaun


FDP-Pressemitteilung vom 5. März 2019

STRACK-ZIMMERMANN: Die SPD denkt nur bis zum Gartenzaun



Zu den neuesten Grundsteuer-Plänen der SPD, laut derer nur noch
Eigentümer die Grundsteuer zahlen sollen, erklärt die
stellvertretende FDP-Bundesvorsitzende Dr. Marie-Agnes
Strack-Zimmermann:

"Wie bei allen bisherigen "Lustige-Namen-Gesetzen" denkt die SPD nur
bis zum eigenen Gartenzaun und beschuldigt Vermieter wieder einmal
pauschal, nur auf Gewinnmaximierung aus zu sein. Dabei betrifft die
pauschal unterstellte Gewinnmaximierung nur Vermieter in einigen
wenigen Ballungsgebieten.

Die Sozialdemokraten vergessen dabei erneut Vermieter auf dem Land,
Menschen, die mit harter Arbeit für ihr Eigentum sparen und natürlich
wird dabei auch ignoriert, dass durch solche Schnapsideen zusätzliche
Gebühren einfach auf die Miete umgelegt werden und die Mieten weiter
steigen werden."

 * 

Quelle:
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INNEN/4739: Große Koalition muss Einstufung weiterer Länder als sichere Herkunftsstaaten prüfen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 6. März 2019

TEUTEBERG: Große Koalition muss Einstufung weiterer Länder als
sichere Herkunftsstaaten prüfen



Zu den Äußerungen des Bundesinnenministeriums zur Einstufung weiterer
Länder als sichere Herkunftsstaaten erklärt die migrationspolitische
Sprecherin der FDP-Fraktion Linda Teuteberg:

"Es wird Zeit, dass die Große Koalition endlich prüft, ob weitere
Länder als sichere Herkunftsstaaten eingestuft werden können. Damit
hätte die Bundesregierung längst beginnen können. Statt alte Zahlen
zu kommentieren, sollte sie nun in einem geregelten Verfahren prüfen,
welche Staaten letztendlich die verfassungsrechtlichen
Voraussetzungen für eine Einstufung als sichere Herkunftsstaaten
erfüllen. Danach müssen Union und SPD dem Deutschen Bundestag
umgehend einen entsprechenden Gesetzentwurf vorlegen. Die
FDP-Fraktion hatte bereits im Januar einen Vorschlag für ein solches
Verfahren eingebracht, der jedoch von der Großen Koalition abgelehnt
wurde. Wir brauchen bei diesem Thema mehr rechtsstaatliche Konsequenz
und weniger Taktiererei."

 * 
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3275: Erneuerbare Energien besser nutzen mit Sektorenkopplung (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 6. März 2019

Erneuerbare Energien besser nutzen mit Sektorenkopplung



Zur heute in Berlin vorgestellten Studie "Experimentierklauseln zur
Schaffung verbesserter Rahmenbedingungen bei der Sektorenkopplung"
durch das Energieministerium M-V und das Institut für Klimaschutz,
Energie und Mobilität (IKEM) erklärt der energiepolitische Sprecher
der SPD-Landtagsfraktion Philipp da Cunha:

"Das vorgelegte Rechtsgutachten zur Sektorenkopplung zeigt sinnvolle
Wege auf, wie wir die Energiewende zum Nutzen der Bürgerinnen und
Bürger weiter vorantreiben können. Gerade in Mecklenburg-Vorpommern,
dem ersten Bundesland, das seinen Strombedarf komplett aus
erneuerbaren Energien decken kann, ist die Sektorenkopplung wichtig.
Hier im Land erzeugte Energie direkt weiter zu nutzen und zu speichern
hilft uns, Stromnetze zu stabilisieren, Netzkosten für die
Verbraucherinnen und Verbraucher zu senken und Wertschöpfung im Land
zu generieren. Bisher sind solche Geschäftsmodelle aufgrund der
rechtlichen Rahmenbedingungen oft noch unwirtschaftlich.

Wir werden daher auf Bundesebene für Mehrheiten werben, um den in der
Studie vorgestellten Vorschlag so schnell wie möglich mindestens als
Modellprojekt umsetzen zu können. Das sind wir übrigens auch den
hunderttausenden jungen Menschen weltweit schuldig, die bei den
Fridays-for-Future-Protesten schnelles und sinnvolles Handeln der
Politik hinsichtlich des Klimaschutzes fordern. Wenn man Klimaschutz
und sinnvolle Wirtschaftspolitik miteinander kombinieren kann, dann
darf man nicht zögern, sondern man muss entschlossen handeln."

Hintergrund: Die sogenannte Sektorenkopplung verbindet
unterschiedliche Netze der Energieversorgung. Zum Beispiel Strom-,
Wärme- und Gasnetze. Sie gilt Fachleuten als Schlüsseltechnologie im
Rahmen der Energiewende.

 * 
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3274: Einigung beim Finanzausgleichsgesetz ist ein großer Wurf (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 6. März 2019

Einigung beim Finanzausgleichsgesetz ist ein großer Wurf



Vertreter der Kommunen und die Landesregierung haben sich auf die
Grundlagen des zukünftigen Finanzausgleichsgesetzes geeinigt.

Durch die Neuregelung können Städte und Gemeinden mit einer deutlich
besseren Finanzausstattung rechnen. Allein in den kommenden drei
Jahren werden 450 Mio. Euro zusätzlich in die Kommunen fließen. Dazu
erklärt der Vorsitzende der SPD-Landtagsfraktion Thomas Krüger:

"Ich bedanke mich bei den Verhandlungspartnern. Mit der Einigung
versetzen wir die Kommunen in die Lage, ihre Zukunft aus eigener Kraft
zu gestalten. Die zusätzlichen Mittel werden in den Bereichen Schulen,
Kindertagesstätten, Straßen, ÖPNV, Sportanlagen,
Feuerwehr/Brandschutz, kommunaler Wohnungsbau und für
Digitalisierung/Breitband eigesetzt werden und damit unmittelbar bei
den Menschen ankommen. Obendrein wollen wir die Gemeinden in den
kommenden zehn Jahren über den Entschuldungsfonds von ihren
Altschulden befreien. Dazu werden zusätzliche Mittel bereitgestellt.
Das ist ein wichtiger Schritt, um gestalterische Spielräume
zurückzugewinnen. Gleichzeitig haben wir vereinbart, den kommunalen
Ausgleichsfonds auf 500 Mio. anwachsen zu lassen, um so die Kommunen
vor den Risiken eines möglichen Konjunktureinbruchs schützen.

Ich freue mich, dass es mit gemeinsamer Anstrengung gelungen ist,
dieses große Paket für die Zukunft unserer Städte und Gemeinden zu
schnüren. Im parlamentarischen Verfahren werden wir den weiteren Weg
der Gesetzgebung nun eng begleiten."

 * 
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3273: Menschen mit Mobilitätseinschränkungen nicht zusätzlich belasten (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 6. März 2019

Menschen mit Mobilitätseinschränkungen nicht zusätzlich belasten



Auf Initiative der SPD-Landtagsfraktion hat der Sozialausschuss des
Landtages gemeinsam mit dem Energie- und Infrastrukturausschuss eine
Expertenanhörung durchgeführt.

Thema war die "Allgemeine Service-Hotline für Geh-und Sehbehinderte im
Schienenpersonenverkehr". Im Anschluss an die Sitzung erklärt der
verkehrspolitische Sprecher der SPD-Landtagsfraktion Jochen Schulte:

"Auch nach der Anhörung der Experten bleibt der Eindruck bestehen,
dass die Verkehrsunternehmen ihre Differenzen auf dem Rücken von
Menschen mit Behinderungen austragen. Es sollte unstrittig sein, dass
es vor Reiseantritt einen einheitlichen Ansprechpartner für Menschen
mit Mobilitätseinschränkungen geben muss. Alles andere würde diesen
Menschen das Leben noch schwerer machen. Ich fordere die
Verkehrsunternehmen daher auf, sich zeitnah zu einigen. Ansonsten ist
der Gesetzgeber gefordert, hier eine einheitliche Lösung
herbeizuführen. Wenn es nicht anders geht, wird meine Fraktion dazu
auch eine Bundesratsinitiative anstoßen."

Hintergrund: Die Deutsche Bahn hat seit Ende Januar ihre
Service-Hotline für Geh-und Sehbehinderte im Schienenpersonenverkehr
für private Konkurrenzunternehmen eingestellt. Das führt für
mobilitätseingeschränkte Reisende zu erheblichem Mehraufwand.

 * 
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NORDRHEIN-WESTFALEN/2374: Sorge vor hartem Brexit (Li)


Landtag intern 1/2019

Informationen für die Bürgerinnen und Bürger

Plenarbericht

Sorge vor hartem Brexit

Aktuelle Stunde zum Austritt Großbritanniens aus der EU

von Michael Zabka, Thomas Becker, Sonja Wand



23. Januar 2019 - Welche Folgen hätte ein ungeregelter Austritt
Großbritanniens aus der Europäischen Union (EU) für Nordrhein-
Westfalen? Wie bereitet sich die Landesregierung auf einen solchen
"harten Brexit" vor? Diese Fragen standen im Mittelpunkt einer
Aktuellen Stunde. Hintergrund: Die Abgeordneten des Unterhauses hatten
die zwischen der britischen Regierung und der EU ausgehandelte
Vereinbarung zum Austritt mit großer Mehrheit abgelehnt. Der Austritt
soll am 29. März 2019 wirksam werden.


Zwei Anträge lagen der Aktuellen Stunde zugrunde: "Nach der
Ablehnung des EU-Austrittsabkommens durch das britische Unterhaus: Wie
bereitet die Landesregierung Nordrhein-Westfalen auf einen möglichen
harten Brexit vor?" (Grüne, Drs. 17/4884) sowie "Kommt der 'Hard
Brexit' und wie hart wird er für NRW?" (AfD, Drs. 17/4887). Bereits am
21. Januar 2019 hatte sich der Ausschuss für Europa und
Internationales in einer Sondersitzung mit dem Thema befasst.

Die Opposition versuche seit Monaten, von der Landesregierung
Informationen über einen geregelten oder auch ungeregelten Brexit zu
bekommen, sagte Johannes Remmel (Grüne). Dabei gebe es eine
"Bringschuld der Regierung", etwa in Form einer Unterrichtung des
Landtags oder einer Regierungserklärung. Remmel fragte, warum die
Landesregierung keine Strategie vorlege. Am Anfang habe sie auf den
Brexit-Beauftragten gesetzt, dessen Arbeitsergebnisse seien aber
"dünn". In Schulen, beim Zoll, an Flughäfen, in Reisebüros, in
Vereinen und Hochschulen fragten sich die Menschen, was nach dem
29. März 2019 passieren werde.

Sven Tritschler (AfD) warf der Landesregierung "Ideenlosigkeit"
vor. Zehntausende Arbeitsplätze und Existenzen in Nordrhein-Westfalen
hingen unmittelbar an den Handelsbeziehungen zu Großbritannien. Dass
das Abkommen im britischen Unterhaus gescheitert ist, sei kein Wunder,
sagte Tritschler. Es hätte "das Vereinigte Königreich zu einem
Vasallenstaat gemacht". Die Landesregierung müsse nun ihren Einfluss
in Berlin und Brüssel nutzen und sich für ein "faires
Austrittsabkommen" starkmachen. Die Entscheidung der Briten, die
Europäische Union zu verlassen, müsse man als Demokrat anerkennen.


"Schlimme Fehlentscheidung"

Dr. Marcus Optendrenk (CDU) bewertete den Brexit als
"bedauerlich" und eine "schlimme Fehlentscheidung" des britischen
Volkes. Es sei beklemmend zu sehen, wie die politische Elite eines
Landes, das "mit als Wiege der Demokratie anzusehen ist", aktuell
"kollektiv versagt". Die Europäische Union habe eine konsequente und
faire Trennung vorgeschlagen. Nordrhein-Westfalen wiederum sei
eingebunden in das, was die Bundesrepublik - auch in Brüssel - mit den
Briten verhandle. "Wir werben weiter um den Verbleib unserer
britischen Freunde in der EU." Auch nach dem Brexit bleibe die Hand
ausgestreckt.

Über Monate habe es die Landesregierung in Nordrhein-Westfalen
versäumt, das Land auf den Brexit vorzubereiten, kritisierte Susana
dos Santos Herrmann (SPD): "Die Landesregierung verschläft leider
weiter die Entwicklung." Bundesländer wie Hessen und Niedersachsen
seien deutlich weiter und begnügten sich nicht mit der Aussage, die
Gestaltung des Brexit sei überwiegend Aufgabe des Bundes; sie gingen
"proaktiv" vor. "Das fehlt hier in Nordrhein-Westfalen leider völlig."
Auf der Strecke blieben die Sorgen vieler Menschen um ihren
Arbeitsplatz - etwa beim Automobilhersteller Ford, aber auch bei
vielen kleinen und mittleren Betrieben.

"Für meine Generation ist Europa kein Projekt, aus dem man wieder
austreten kann. Für meine Generation ist Europa Tatsache, Zukunft und
Herzensangelegenheit", betonte Moritz Körner (FDP). "Was ist,
wenn nach 'America first', nach 'Brasil first', nach 'Italy first'
niemand mehr 'second' sein will? Dann kämpfen wieder
Nationalinteressen gegeneinander, dann führen wir wieder Krieg",
warnte er. Die Landesregierung bereite sich auf alle Szenarien vor,
ebenso wie 88 Prozent der betroffenen Unternehmen. Fest stand für
Körner, dass die Personenfreizügigkeit niemals aufgegeben werden
dürfe.

Europaminister Dr. Stephan Holthoff-Pförtner (CDU) warnte vor
einer Scheindiskussion. "Wenn Europa verhandelt, kann nicht irgendein
Bundesland noch mitverhandeln. Das ist das System, das uns seit 70
Jahren Frieden gebracht hat. Das ist ein System, das uns Väter und
Großväter gegeben haben, die zwei Weltkriege mitgemacht haben und
deren größtes Bestreben es war, dass nie wieder in Europa und von
Europa ein Krieg ausgeht", argumentierte er. NRW unterhalte nicht nur
wirtschaftliche, sondern auch freundschaftliche Verbindungen zu
Großbritannien. Es gelte, dort die pro-europäischen Kräfte zu stärken.

 * 
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SOZIALES/2755: Sönke Rix zum Internationalen Frauentag


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 6. März 2019

Arbeitsgruppe: Familie, Senioren, Frauen und Jugend

Damit Frauen ihre Möglichkeiten voll ausschöpfen können



Sönke Rix, frauenpolitischer Sprecher:

Das Grundgesetz verpflichtet den Staat in Artikel 3, die
Gleichberechtigung von Frauen und Männern durchzusetzen und
Benachteiligungen zu beseitigen. Diesen Handlungsauftrag nimmt die
SPD-Bundestagsfraktion ernst und begrüßt anlässlich des
Internationalen Frauentages am 8. März den Vorschlag von
Bundesarbeitsminister Hubertus Heil für eine Grundrente.

"Wir wollen Gesetze, die zeitgemäße Rollenbilder von Frauen und
Männern unterstützen. Auch wenn wir in den vergangenen Jahren
beispielsweise mit dem Elterngeld, der Quote für Frauen in
Führungspositionen, dem gesetzlichen Mindestlohn und dem Rückkehrrecht
auf vorherige Arbeitszeit viel dafür getan haben, laufen Frauen noch
immer Gefahr, ihre Möglichkeiten nicht voll ausschöpfen zu können: Sie
werden durchschnittlich schlechter bezahlt, steigen familienbedingt
öfter und länger aus dem Job aus, steigen überwiegend in Teilzeit
wieder in den Job ein, und das nicht selten unterhalb ihrer
Qualifikation. Das wirkt sich negativ auf ihre Alterssicherung aus.
Unsere aktuellen Vorschläge für eine Grundrente gehen diese
Ungleichheit an. Vor allem Frauen, die ihre Erwerbstätigkeit wegen
ihrer Kinder einschränken oder oft jahrelang zu Niedriglöhnen arbeiten
mussten, würden von der Grundrente profitieren.

Neben der Einführung einer Grundrente müssen wir aber gleichzeitig
weiter daran arbeiten, dass Frauen über den gesamten Lebensverlauf
hinweg die gleichen Chancen wie Männer haben: auf einen gut bezahlten
Job und letztlich auf eine eigenständige und auskömmliche
Alterssicherung. Dazu gehört, dass wir die sozialen und die
Gesundheitsberufe aufwerten. Es ist nicht plausibel, dass eine Arbeit
mit so hohen Anforderungen und so großer Bedeutung für die
Gesellschaft so gering entlohnt wird.

Die SPD-Bundestagsfraktion will dringend etwas gegen den geringen
Anteil von Frauen in den Parlamenten tun. Der Frauenanteil im
Deutschen Bundestag ist derzeit so niedrig wie seit knapp 20 Jahren
nicht mehr. Unsere Antwort darauf ist ein Paritätsgesetz. Denn schon
bei der Quote für Führungspositionen in der Privatwirtschaft haben wir
gesehen, dass Selbstverpflichtungen nicht wirkungsvoll sind."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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FORSCHUNG/1190: Quallen - Eine Delikatesse (idw)


Max-Planck-Institut für Polymerforschung - 05.03.2019

Quallen: Eine Delikatesse!



Quallen gelten in der asiatischen Küche schon seit Jahrhunderten als
Delikatesse. Ein Forscherteam um Prof. Thomas Vilgis (Arbeitskreis Prof.
Kurt Kremer) des Max-Planck-Instituts für Polymerforschung (MPI-P) hat nun
die genauen, auf einer molekularen Ebene ablaufenden Prozesse der
traditionellen Zubereitungsmethode untersucht. In ihrer Forschung haben
sie zusätzlich eine neue, bisher noch nicht genutzte Methode der
Zubereitung entwickelt, die auf dem chemisch-physikalischen Verständnis
der gelartigen Struktur von Quallen basiert.

Quallen sind sogenannte wirbellose Lebewesen, die aus einer geleeartigen
Masse bestehen, welche zwischen zwei diese Masse einschließenden Schichten
angeordnet ist. Sowohl die gelartige Masse - das Mesogloea - als auch die
als Epithel bezeichneten Schichten sind für den Menschen in ihrer
natürlichen Form unverdaulich. Eine Umwandlung, wie es z. B. bei anderen
Lebensmitteln durch Kochen oder Braten geschieht, ist bei Quallen nicht
möglich, da z. B. das Kochen die Qualle nur in eine schleimige Masse
verwandelt, während ein Trocknen sie zu einem Puder zerfallen lässt.

In einer intensiven wissenschaftlichen Zusammenarbeit haben Mie Thorborg
Pedersen (Universität von Süddänemark, Odense) und Thomas Vilgis (MPI-P)
die traditionelle asiatische Zubereitungsmethode der Qualle nun im Rahmen
der Polymerphysik betrachtet. In dieser wird die Qualle für Monate in
einer Salzmischung bestehend aus Kochsalz (Natriumchlorid) und Alaun -
sogenanntem "Tonerdesalz" - eingelegt. Dies führt am Ende zu einer
knackigen Textur der Qualle und transformiert die eigentlich ungenießbare
Mesogloea in essbares Material. "Wir konnten in unserer Forschung zeigen,
dass beide Salze notwendig sind", so Vilgis. "Nutzen wir nur eines, so
schlägt die Zubereitung fehl." Dies führen die Forscher auf die
Wechselwirkung der aus dem Salz stammenden Ionen Natrium und Aluminium mit
den komplexen chemischen Strukturproteinen der Mesogloea zurück. Diese
besteht größtenteils aus dem aus der Kosmetik bekannten Stoff "Collagen"
sowie "Elastin". Beide sind auch im Bindegewebe (z. B. der Haut)
vorhanden. Vilgis: "Wir führen die Zubereitungsmethode darauf zurück, dass
Aluminium dreifach geladen auftritt, während Natrium nur einfach geladen
vorliegt." Die einzelnen Moleküle der Qualle müssen während des Einlegens
durch die Salze zusammengebunden und stabilisiert werden, um am Ende eine
stabile und damit im kulinarischen Sinne "knackige Textur" zu erhalten.
Dies funktioniert nur durch große und mehrfach geladene Ionen - die
elektromagnetische Kraft und Reichweite kleiner bzw. nur einfach geladener
Ionen wie Natrium reicht nicht aus, um eine stabile Bindung zu erzeugen.

Durch die detaillierte Untersuchung der molekularen Struktur von Quallen
konnten die Forscher um Vilgis ebenfalls eine neue und schnellere
Zubereitungsmethode entwickeln, die nicht mehr - wie in der asiatischen
Küche - ein mehrere Wochen dauerndes Einlegen benötigt. Das neue Verfahren
basiert auf einer Betrachtung der Löslichkeit der einzelnen chemischen
Bestandteile der Qualle in verschiedenen Flüssigkeiten. Die Qualle wird
hierbei nicht mehr in Salz eingelegt, sondern wenige Tage mit Ethanol
behandelt. Im Gegensatz zu Wasser lösen sich in Ethanol Proteine der
Qualle, die in Wasser unlöslich sind. Diese sogenannten Mucoproteine und
polare Polysaccharide (Vielfachzucker) bilden einen großen Teil der
gelartigen Struktur der Qualle. Ein Lösen in Alkohol führt dazu, dass man
ein elastisches, gummiartiges Gel erhält. "Von einem gastronomischen
Standpunkt her gesehen erwarten wir, dass dies ein sehr interessantes
Mundgefühl ergibt", so Vilgis.

Die neue Präparationsmethode erlaubt es, die Qualle innerhalb von zwei
Tagen zuzubereiten. Nach dem Trocknen und dem vollständigen Verflüchtigen
des Alkohols verändert sich die Textur von gummiartig zu knusprig. Auf
molekularer Ebene spricht man in diesem Fall von einem sogenannten
"Glasübergang", ganz wie bei vielen Polymermaterialien.

Die Ergebnisse der Wissenschaftler wurden jüngst in der renommierten
Fachzeitschrift "International Journal of Gastronomy and Food Science"
veröffentlicht.


Max-Planck-Institut für Polymerforschung

Das Max-Planck-Institut für Polymerforschung (MPI-P) zählt zu den
international führenden Forschungszentren auf dem Gebiet der
Polymerforschung. Durch die Fokussierung auf weiche Materie und
makromolekulare Materialien ist das MPI-P mit seiner Forschungsausrichtung
weltweit einzigartig. Seine Aufgabe ist es, neue Polymere herzustellen und
zu charakterisieren. Zum Aufgabengebiet gehört auch die Untersuchung ihrer
physikalischen und chemischen Eigenschaften. Das MPI-P wurde 1984
gegründet. Es beschäftigt mehr als 500 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
aus dem In- und Ausland, von denen die große Mehrzahl mit
Forschungsaufgaben befasst ist.

Originalpublikation:

Soft matter physics meets the culinary arts: From polymers to jellyfish

https://www.sciencedirect.com/science/article/pii/S1878450X18301367

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution350

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für Polymerforschung, 05.03.2019
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INTERNATIONAL/199: "Ernährung ist jetzt Dorfgespräch" - Forschungsprojekt "Scale-N" in Tansania (idw)


Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung (BLE) - 05.03.2019

"Ernährung ist jetzt Dorfgespräch" - Forschungsprojekt "Scale-N" in
Tansania



Gemüseanbau nur von Juni bis September und eine Mahlzeit pro Tag für die
erwachsene Bevölkerung: Im Dorf Chinoje, 60 km von Dodoma, der Hauptstadt
Tansanias entfernt, zählt das zum Alltag. Seit 2015 gehört das Dorf zu
einer der Pilotregionen des Forschungsprojektes Scale-N, das die BLE als
Projektträgerin betreut. Was hat sich seitdem getan? Darüber informierte
sich der Parlamentarische Staatssekretär im BMEL, Michael Stübgen, bei
einer Tansania-Reise vom 27. Februar bis 3. März 2019.

"Die Dinge haben sich geändert. Ernährung ist kein reines Frauenthema
mehr, sondern es geht um unser aller Wohlbefinden. Alle reden darüber.
Wenn sie es nicht von unseren Gemeindeleitern hören, erhalten sie
Nachrichten von den Dorfversammlungen oder im Krankenhaus oder sogar von
unseren Schulkindern", so Dorfbewohner James Lungwa. Wie wurde die
Ernährungssicherung der ländlichen Bevölkerung also verbessert?

Langfristige Maßnahmen mit Bevölkerung entwickelt

Zum Beispiel durch Lösungen zur langfristigen Erhöhung der
Bodenfruchtbarkeit, den Anbau von Lebensmitteln in Hausgemeinschaften und
Schulgärten, einen Online-Marktplatz für den An- und Verkauf
landwirtschaftlicher Produkte sowie Schulungen und Bildungsmaßnahmen. Das
Forschungsprojekt Scale-N entwickelte diese Maßnahmen in den vergangenen
drei Jahren in einem partizipativen Forschungsansatz; das heißt alle
Beteiligten - Forscher, landwirtschaftliche Berater, Farmer, Vertreter von
Nichtregierungsorganisationen und kleinen Wirtschaftsunternehmern sowie
politische Entscheidungsträger - wurden von Beginn an in das Projekt
eingebunden.

"Die Einbindung der lokalen Bevölkerung bei der Entwicklung der
Innovationen zur Ernährungssicherung ist von besonderer Wichtigkeit. Ich
habe den Eindruck, die Projektergebnisse sind direkt bei den Menschen vor
Ort angekommen und erfolgreich umgesetzt worden", stellte der
Parlamentarische Staatssekretär im BMEL, Michael Stübgen, fest.
"Insbesondere die Begeisterung der jungen Menschen für das Thema Ernährung
und Landwirtschaft geben Hoffnung für langfristige und nachhaltige
Strukturen."

Küchen- und Schulgärten als Erfolgsmodell

Vor allem die Küchen- und Schulgärten und die Sensibilisierung aller
Beteiligten leisten in Chinoje heute einen wertvollen Beitrag, um die
Nahrungsmittelversorgung zu verbessern. Begleitet wurden die
Praxismaßnahmen durch gezielte Bildungsinitiativen und Coachings. Ein
langfristiger Projekterfolg ist damit gewährleistet und kann als Modell
für andere ländliche Regionen dienen.

Klimawandel und Abhängigkeit von Landwirtschaft

Traditionell produziert die einheimische Bevölkerung in Chinoje nur vier
Monate im Jahr Gemüse in den feuchten Flussbetten kurz nach der Regenzeit.
Diese prekäre Situation wird sich zukünftig verschärfen, denn der
Klimawandel trifft den afrikanischen Kontinent besonders hart. Laut
Ernährungsreport 2018 der Vereinten Nationen (FAO) sank das
Durchschnittseinkommen allein in den vergangenen fünf bis zehn Jahren
durch die starken Schwankungen der Regenzeiten um etwa 35 Prozent.
Die Abhängigkeit von der Landwirtschaft ist groß: 69 Prozent der in
Tansania produzierten Lebensmittel werden in kleinbäuerlichen Strukturen
angebaut - sie dienen der Ernährungs- und Einkommenssicherung.


Hintergrund

Die Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung (BLE) agiert im Auftrag
des Bundesministeriums für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) als
Projektträgerin für das Projekt "Scale-N" (Scaling-up Nutrition:
Anwendungsmöglichkeiten einer ernährungssensitiven und diversifizierten
Landwirtschaft für eine verbesserte Ernährungssicherung). Geleitet wird
das Projekt vom Leibniz-Zentrums für Agrarlandschaftsforschung (ZALF) e.
V. Aktuell fördert die BLE in den Regionen Subsahara-Afrika und
Südostasien 26 Forschungsprojekte im Bereich Welternährung mit einem
Gesamtvolumen von 21 Millionen Euro.

Weitere Informationen unter:

https://susland.zalf.de/scale-n/

https://service.ble.de/ptdb/index2.php?detail_id=38104&site_key=141&stichw=scale+n&zeilenzahl_zaehler=211#newContent

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1079
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Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung (BLE), 05.03.2019
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WISSENSCHAFT/1433: Präsident der Hochschulrektorenkonferenz fordert Freilassung von Ahmadreza Djalali (idw)


Hochschulrektorenkonferenz (HRK) - 05.03.2019

HRK-Präsident fordert sofortige Freilassung von Ahmadreza Djalali -
Medizinische Versorgung verwehrt



"Nachrichten, dass Dr. Djalali trotz kritischen Gesundheitszustandes
keinen Zugang zu medizinischer Versorgung erhält, versetzen mich in tiefe
Sorge. In einem offenen Brief habe ich das Staatsoberhaupt des Iran
aufgefordert, den bereits seit fast drei Jahren inhaftierten
Wissenschaftler unverzüglich aus der Haft zu entlassen", so HRK-Präsident
Peter-André Alt. "In Zusammenarbeit mit einer Reihe internationaler
Partner werden wir uns auch weiterhin in aller Deutlichkeit für die
Freiheit von Dr. Djalali einsetzen. Die Wahrung der Menschenrechte und
akademischen Freiheiten sind unumgängliche Voraussetzungen für die
Zusammenarbeit auch mit iranischen Hochschulen."

"Nachrichten, dass Dr. Djalali trotz kritischen Gesundheitszustandes
keinen Zugang zu medizinischer Versorgung erhält, versetzen mich in tiefe
Sorge. In einem offenen Brief habe ich das Staatsoberhaupt des Iran
aufgefordert, den bereits seit fast drei Jahren inhaftierten
Wissenschaftler unverzüglich aus der Haft zu entlassen", so der Präsident
der Hochschulrektorenkonferenz (HRK) Prof. Dr. Peter-André Alt heute in
Berlin. "In Zusammenarbeit mit einer Reihe internationaler Partner werden
wir uns auch weiterhin in aller Deutlichkeit für die Freiheit von Dr.
Djalali einsetzen. Die Wahrung der Menschenrechte und akademischen
Freiheiten sind unumgängliche Voraussetzungen für die Zusammenarbeit auch
mit iranischen Hochschulen."

Die HRK unterstützt den dringenden Aufruf von Scholars at Risk, dem
internationalen Netzwerk zum Schutz gefährdeter Wissenschaftler,
Unterstützerschreiben für Ahmadreza Djalali an die iranische Regierung zu
schicken.

Scholars at Risk berichtet, dass Dr. Djalali trotz des dringenden
Verdachts auf eine Leukämieerkrankung eine medizinische Versorgung
verwehrt wird. Seit April 2016 befindet sich der in Schweden lebende
Wissenschaftler in iranischer Haft. Im Oktober 2017 wurde Djalali wegen
"Verdorbenheit auf Erden" (ifsad fil-arz) zum Tode verurteilt. Einen
Antrag auf Überprüfung des Urteils lehnte das oberste Gericht des Iran im
Februar 2018 ab. Dr. Djalalis Gesundheitszustand hat sich während der
Haftzeit kontinuierlich verschlechtert.

Die HRK hatte sich bereits unter ihrem ehemaligen Präsidenten Prof. Dr.
Horst Hippler mehrfach gegenüber der iranischen Staatsführung für eine
Freilassung von Ahmadreza Djalali eingesetzt.

Laut der HRK-Datenbank über die internationalen Hochschulkooperationen 
unterhalten deutsche Hochschulen derzeit 77 Kooperationen mit iranischen 
Partnern.

Den offenen Brief von HRK-Präsident Alt an das Staatsoberhaupt des Iran,
Ayatollah Ali Khamenei, finden Sie unter:

https://www.hrk.de/fileadmin/redaktion/hrk/02-Dokumente/02-02-PM/190305_HRK_Germany_letter_DrDjalali_.pdf

Weitere Informationen unter:

http://salsa4.salsalabs.com/o/50943/p/dia/action4/common/public/?action_KEY=25979

- Aufruf von Scholars at Risk

https://www.internationale-hochschulkooperationen.de/staaten.html

- Internationale Hochschulkooperationen

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution313
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ASIEN/922: Südchinesisches Meer - US-militärisches Drängen ... (SB)


Südchinesisches Meer - US-militärisches Drängen ...



Nicht damit zufrieden, zusammen mit Nationalem Sicherheitsberater John
Bolton am 28. Februar in Hanoi die Friedensverhandlungen zwischen dem
eigenen Präsidenten Donald Trump und dem nordkoreanischen
Staatsratsvorsitzenden Kim Jong-un erfolgreich torpediert zu haben,
flog Mike Pompeo gleich am nächsten Tag nach Manila, von wo aus der
amtierende US-Außenminister unzweideutige Kriegsdrohungen an die
Adresse der Volksrepublik China richtete. Das Säbelrasseln des
ehemaligen CIA-Direktors hat die Regierung um Präsident Rodrigo
Duterte derart in Schrecken versetzt, daß diese nun laut über eine
Revidierung des militärischen Beistandsabkommens mit den USA aus dem
Jahr 1951 nachdenkt, damit die Philippinen nicht in die Schußlinie
zwischen den Streitkräften Pekings und Washingtons geraten.

Seit einigen Jahren baut im Südchinesischen Meer die chinesische
Volksmarine eine Reihe kleiner Inseln und Riffe - über mehrere
Nachbarländer, allen voran Vietnam und die Philippinen, die ebenfalls
territorialen Anspruch erheben - zu militärischen Stützpunkten mit
Raketenstellungen, Hafen- und Bunkeranlagen sowie Start- und
Landebahnen aus. Mit Hilfe der USA haben die Philippinen vor einiger
Zeit China deshalb vor dem Ständigen Schiedshof in den Haag verklagt
und Anfang Juni 2016 Recht bekommen. Ende desselben Monats wurde
Benigno Aquino als philippinischer Präsident von Rodrigo Duterte
abgelöst. Der ehemalige Bürgermeister von Davoa-Stadt, der den USA
weit kritischer als Aquino gegenübersteht, hat sich entschieden, den
Insel-Streit mit China nicht zu forcieren, sondern zu Peking ein
harmonisches Verhältnis anzustreben. Die Entscheidung hat sich gelohnt
und zu einer Ankurbelung des bilateralen Handels sowie zu verstärkten
chinesischen Investitionen in den Philippinen geführt.

In den USA, wo im November 2016 der New Yorker Baulöwe Donald Trump
mit dem Versprechen, China in seine Schranken zu weisen und Amerika
"wieder groß zu machen", zum Präsidenten gewählt wurde, ist man über
den Schmusekurs Dutertes gegenüber der Volksrepublik überhaupt nicht
glücklich. Ganz im Gegenteil. Folglich zeichnet sich die Entwicklung
im Südchinesischen Meer in den letzten beiden Jahren durch verstärktes
militärisches Auftreten der USA in Form von Überflügen strategischer
Bombenflugzeuge, die auf der westpazifischen Insel Guam stationiert
sind, sowie in Form sogenannter Freedom of Navigation Operations
(FNO) aus. Damit sind provokative Fahrten amerikanischer Kriegsschiffe
durch die Zwölf-Seemeilen-Zone um die eine oder andere
chinesisch-besetzte Insel gemeint, um zu demonstrieren, daß Washington
den territorialen Anspruch Pekings nicht anerkennt. Der Eindruck, den
solche Maßnahmen erzeugen sollen, nämlich daß die USA damit die "freie
Schiffahrt" durch das Südchinesische Meer durchsetzen oder 
verteidigen, ist grober Unfug. Kein Land ist mehr an einem 
ungehinderten Seehandel in der Region interessiert als China. Die 
Präsenz der US-Marine dort stellt die unausgesprochene Drohung der 
Verhängung einer Seeblockade zu Lasten der Volksrepublik dar.

Vor diesem Hintergrund liefert die Erklärung, die Mike Pompeo in
Manila nach dem Treffen mit dem Amtskollegen Teodoro Locsin jun. 
abgegeben hat, schon Anlaß zur Sorge. Mit dem unmittelbaren Verweis 
auf das Abkommen von 1951 sagte Pompeo zum philippinischen Publikum: 
"Chinas Inselausbau und seine militärische Aktivitäten im 
Südchinesischen Meer bedrohen ihre Souveränität, Sicherheit und 
ihr wirtschaftliches Wohlergehen und somit auch die der Vereinigten 
Staaten. Da das Südchinesische Meer einen Teil des Pazifiks 
darstellt, wird jeder bewaffnete Angriff auf die Streitkräfte, 
Flugzeuge oder zivile Schiffe der Philippinen im Südchinesischen Meer 
die gegenseitigen Verteidigungsverpflichtungen nach Artikel IV 
unseres Beistandsvertrags aktivieren."

Pompeos brisante "Kriegsgarantie" - die Bezeichnung nutzte Patrick
Buchanan, der ehemalige Präsidentenberater von Richard Nixon, Gerald
Ford und Ronald Reagan, am 4. März in einem eigenen Kommentar bei
Creators Syndicate - sorgt in den Philippinen für Kopfschütteln.
Ebenfalls am 4. März hat Verteidigungsminister Delfin Lorenzana eine
Überprüfung des Beistandspakts auf seine Tauglichkeit hinsichtlich der
veränderten geopolitischen Rahmenbedingungen angeordnet. "Die
Philippinen stehen mit niemandem in Konflikt und werden auch in der
Zukunft keinen Krieg mit irgend jemanden führen", stellte er vor der
Presse fest. Dutertes Verteidigungsminister hob den Umstand hervor,
daß "sich die Vereinigten Staaten aufgrund zunehmender Fahrten ihrer
Kriegsschiffe im westphilippinischen Meer [so die offizielle
Bezeichnung Manilas für das Seegebiet - Anm. d. SB-Red.] eher in einen
heißen Krieg verwickeln werden". Nur wegen eines 60 Jahre alten
Vertrages wollten "die Philippinen nicht automatisch" in eine solche
Auseinandersetzung hineingezogen werden, so Lorenzana.

Zur Unterstreichung der Ernsthaftigkeit der Kriegsdrohung Pompeos hat
am 4. März das US-Militär auf Guam zwei Bombenflugzeuge vom Typ
B-52H-Stratofortress, die sowohl eine konventionelle als auch eine
atomare Sprengstoffladung transportieren können, jeweils einen Flug
über das Ostschinesische sowie das Südchinesische Meer absolvieren
lassen. Es waren die ersten solcher Flüge in der Region seit November
2018. Während das eine Flugzeug an einem Trainingsmanöver mit der
japanischen Luftwaffe teilnahm, flog das andere die philippinische
Westküste entlang, bevor es sich zurück zum Fliegerhort Andersen auf
Guam begab.

6. März 2019
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FRAUEN/776: Feministisch streiken (Wir Frauen)


WIR FRAUEN - Das feministische Blatt 1/2019

Frauenstreiks

Auf diesen 8. März freuen wir uns besonders!

von Melanie Stitz



Vielerorts haben sich Bündnisse gegründet, um zum Streik aufzurufen und
Aktionen zu planen. "Alte Häsinnen" trafen sich dabei wieder und viele neue
Gesichter kamen dazu, darunter auch viele, die sich erstmals oder neu
engagieren. Weil es reicht - aber eben nicht dazu, um gut miteinander zu
leben. Vielmehr weil es genug ist mit den rechten Worten und Taten, weil
wir die Aufmärsche selbsternannter "LebensschützerInnen" satt haben, weil
uns die Geduld ausgeht, mit allen, die glauben, Sexismus sei harmlos,
witzig, verkaufsfördernd oder ein Mittel, uns auf "unseren Platz" zu
verweisen. Genug der Gewalt und der täglichen Ausbeutung der Arbeit, die
allerorts unsichtbar, aus Liebe bevorzugt von Frauen verrichtet wird -
wenn's gut läuft für ein paar Blumen einmal im Jahr. Genug auch mit den
Verhältnissen, in denen wir entlang von Herkunft, Nationalität, Religion,
Geschlecht, Einkommen... gegeneinander gestellt sind. Genug, dass uns
unsere Zeit geraubt wird, die wir so dringend benötigen, um uns tagtäglich
gemeinsam unser Menschsein anzueignen: solidarisch produzierend, was wir
zum Leben benötigen; eingreifend in Politik und Weltgeschehen - Einmischung
ist dringend notwendig; um uns und andere sorgend; uns selbsttätig
realisierend und entwickelnd in Kunst und Kultur! Es ist Zeit, den
Herrschaftsknoten zu sprengen, von dem Frigga Haug so anschaulich schreibt!
Dafür, dass wir auf Zukunft noch hoffen können, ohne Angst, dass der Planet
kollabiert. Jenseits der Norm und der Formen, in die wir gepresst werden
sollen, wollen wir leben, lieben und sein was und wie es uns gefällt.

Die Ni Una Menos (Nicht eine weniger!)-Bewegung in Argentinien mobilisierte
2016 zum Streik gegen Feminizide. Sie wandte sich damit gegen die
Entpolitisierung dieser Verbrechen und stellte sie "in einen breiten
ökonomischen und soziopolitischen Kontext", so Isabell Lorey in ihrem
Aufsatz "8M - Der große feministische Streik" [1]. Und genau darum geht
es: Patriarchale und kapitalistische Verhältnisse sind - nach Zeit und Ort
unterschiedlich - miteinander verzahnt, bedingen und stützen einander. Sie
lassen sich weder nacheinander noch jeweils für sich überwinden. Dieser
Gedanke durchzieht auch die Artikel auf den folgenden Seiten.

Herzlich danken wir der Künstlerin Andrea Isa (www.andrea-isa.de), die uns
einige ihrer Bilder für diese Ausgabe zur Verfügung gestellt hat.


Anmerkung:

[1] https://transversal.at/media/8m.pdf

Weitere Informationen zu der Ausgabe "Wir Frauen" 1/2019 siehe
unter:

https://wirfrauen.de/

 * 

Quelle:

Wir Frauen, Jahrgang 38, Frühjahr 1/2019, Seite 6

Herausgeberin: Wir Frauen - Verein zur Förderung von Frauenpublizistik e.V.

Rochusstraße 43, 40479 Düsseldorf,

E-Mail: info@wirfrauen.de

Internet: www.wirfrauen.de

 

Wir Frauen erscheint viermal jährlich.

Jahresbezugspreis:

Postvertriebsstück jährlich 16,- Euro

Förder-Abo jährlich 26,- Euro

Stückpreis/Einzelheft 3,30 Euro
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ARBEIT/2914: Homeoffice - Väter machen Überstunden, Mütter kümmern sich zusätzlich mehr um die Kinder (idw)


Hans-Böckler-Stiftung - 05.03.2019

Homeoffice: Väter machen Überstunden, Mütter kümmern sich zusätzlich 
mehr um die Kinder



Frauen und Männer mit Kindern nutzen flexible Arbeitsmodelle wie
Gleitzeit, Vertrauensarbeitszeit und Homeoffice unterschiedlich: Während
die Väter sehr viel mehr Zeit in den Job stecken, machen Mütter etwas mehr
Überstunden, vor allem nehmen sie sich aber deutlich mehr Zeit für die
Kinderbetreuung.

Damit hilft flexibles Arbeiten zwar bei der Vereinbarkeit von Beruf und
Familie, es kann zugleich aber auch die klassische Rollenverteilung
zwischen Frauen und Männern festigen oder sogar verstärken. Dagegen helfen
könnten klarere Regelungen, etwa eine Zeiterfassung im Homeoffice, und
stärkere Anreize für Väter, sich ausführlicher um ihre Kinder zu kümmern.
Mehr Freizeit haben weder Mütter noch Väter durch flexible Arbeitszeiten.
Das zeigt eine Studie von Dr. Yvonne Lott, Gender- und
Arbeitszeitforscherin am Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen
Institut (WSI) der Hans-Böckler-Stiftung.*

Wer nicht um Punkt sieben Uhr auf der Matte stehen muss, sondern seinen
Arbeitsbeginn selbst bestimmen kann, hat es leichter - wenn der Nachwuchs
morgens zu lange trödelt, wird die verlorene Zeit eben nachmittags
aufgeholt. Noch flexibler können Beschäftigte die Arbeitszeit handhaben,
wenn sie von Zuhause arbeiten dürfen. Anhand von Daten des
Sozio-oekonomischen Panels, einer ausführlichen Befragung, an der mehrere
tausend Haushalte teilnehmen, hat WSI-Wissenschaftlerin Lott ermittelt,
wie viel Zeit am Ende auf Erwerbsarbeit, Kinderbetreuung und andere
Aktivitäten entfällt.

- Homeoffice: Mütter, die im Homeoffice arbeiten, kommen demnach in
der Woche auf drei Stunden mehr Betreuungszeit für die Kinder als Mütter,
die nicht von Zuhause arbeiten können. Zugleich machen sie eine zusätzliche
Überstunde im Job. Bei Vätern sieht es anders aus: Sie machen im
Homeoffice mehr Überstunden - wöchentlich zwei mehr als Väter ohne
Heimarbeit -, nehmen sich aber nicht mehr Zeit für die Kinder.

- Selbstbestimmte Arbeitszeiten: Noch mehr zusätzliche Überstunden,
nämlich wöchentlich vier, machen Väter, die völlig frei über ihre
Arbeitszeiten entscheiden können. Bezahlt wird davon nur ein relativ
kleiner Teil, die sichtbare Präsenz dürfte sich aber positiv auf
Karrierechancen auswirken, vermutet die Wissenschaftlerin. Um die Kinder
kümmern sich Väter mit derartiger "Vertrauensarbeitszeit" hingegen sogar
geringfügig weniger lang als Männer mit Kindern und festen Arbeitszeiten.
Haben Mütter selbstbestimmte Arbeitszeiten, widmen sie der Erwerbsarbeit
wöchentlich eine knappe Stunde mehr als Mütter mit festen Arbeitsstunden.
In die Zeit mit Kindern fließen bei ihnen anderthalb Stunden zusätzlich.

Zusätzliche Erholungszeit, also etwa für mehr Schlaf, individuell
gestaltete Freizeit oder Sport, haben Beschäftigte mit Kindern im Haushalt
durch flexible Arbeitszeiten generell nicht. Lotts Fazit ist eindeutig:
"Einen Freizeitgewinn mit flexiblen Arbeitsarrangements gibt es weder für
Mütter noch für Väter."

Grundsätzlich führen flexible Modelle also bei beiden Geschlechtern im
Schnitt zu längeren Arbeitszeiten im Job, zeigt Lott. Bei Männern sei
dieser Effekt deutlicher ausgeprägt als bei Frauen. Wobei Letztere
gleichzeitig mehr Zeit für die Kinder aufwenden und so häufig doppelt
belastet sind. Der Abstand bei den Zeiten, die Mütter und Väter jeweils
mit Erwerbstätigkeit und mit Kinderbetreuung verbringen, wächst mit der
Flexibilität der Arbeit. Flexibles Arbeiten, das als wichtige Hilfe bei
der Vereinbarkeit von Familie und Beruf gilt, hat damit durchaus eine
Schattenseite, warnt die Forscherin: Ohne bessere Leitplanken als es sie
heute in vielen Unternehmen gibt, kann es die traditionelle
Rollenverteilung befördern.

Um die Gleichstellung zu fördern und die zeitliche Belastung von Eltern zu
reduzieren, gäbe es der Forscherin zufolge eine Reihe politischer
Maßnahmen: Die Zahl der Partner-Monate beim Elterngeld könnte von zwei auf
sechs erhöht werden, um Anreize für Väter zu schaffen, sich stärker in der
Kinderbetreuung zu arrangieren. Hinzukommen sollte ein Recht auf
Familienarbeitszeit, das Männern die Teilzeitarbeit schmackhaft macht. Da
das Ehegattensplitting offensichtlich eine ungleiche Verteilung zwischen
den Partnern fördert, sollte es abgeschafft werden. Zudem hält Lott ein
Recht auf Homeoffice für sinnvoll.

Doch auch die Sozialpartner sind gefragt: Eine "lebenslauforientierte
Personalpolitik" würde Beschäftigten in privat besonders belastenden
Phasen mehr Luft verschaffen. Führungskräfte sollten überkommene
Rollenbilder und die Vorstellung infrage stellen, lange Präsenz im Betrieb
sei gleichbedeutend mit hoher Motivation. Dafür könnten Unternehmen
Schulungen anbieten. Schließlich sollten klarere Regeln für Homeoffice und
selbstbestimmte Arbeitszeiten geschaffen werden, um Selbstausbeutung zu
verhindern, rät Lott. Da, wo völlig autonom oder zu Hause gearbeitet wird,
kann auch eine Zeiterfassung helfen, die Überstunden begrenzt. In
Betrieben mit Betriebsrat könnten die Arbeitervertreter dazu Regeln
aushandeln, die für alle gelten.


Originalpublikation:

(*) Yvonne Lott:

Weniger Arbeit, mehr Freizeit? Wofür Mütter und Väter flexible
Arbeitsarrangements nutzen.

WSI Report Nr. 47, März 2019.

Download: https://www.boeckler.de/pdf/p_wsi_report_47_2019.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution621

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hans-Böckler-Stiftung, 05.03.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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STATISTIK/4381: Immer mehr Frauen leben von eigener Erwerbstätigkeit (Destatis)


Statistisches Bundesamt - Pressemitteilung vom 06.03.2019

Immer mehr Frauen leben von eigener Erwerbstätigkeit
Fakten über Frauen zum Internationalen Frauentag



WIESBADEN - Im Jahr 2017 bestritten rund 72 % der 25- bis 54-jährigen
Frauen ihren überwiegenden Lebensunterhalt aus einer eigenen
Erwerbstätigkeit. Wie das Statistische Bundesamt (Destatis) anlässlich des
Internationalen Frauentages am 8. März 2019 weiter mitteilt, hatte dieser
Anteil vor zehn Jahren bei 65 % gelegen. In der Altersgruppe der 55 - 64
Jährigen ist eine noch eindeutigere Veränderung zu sehen. Lag hier der
Anteil der Frauen im Jahr 2007 noch bei 36 %, stieg er im Jahr 2017auf rund
57 %.

Verdienstunterschied zwischen Müttern und Vätern nimmt auch mit zunehmendem
Alter der Kinder nicht ab

Nach Ergebnissen der Einkommensteuerstatistik 2014 erhielten Mütter im Jahr
nach der Geburt des ersten Kindes (sofern sie weiterhin erwerbstätig waren)
durchschnittlich 29 000 Euro weniger Bruttolohn als Väter. Elterngeld ist
dabei nicht berücksichtigt. Ab dem zweiten Lebensjahr des Kindes
verringerte sich die Differenz auf rund 22 000 Euro und blieb zumindest bis
zum 18. Lebensjahr in annähernd gleicher Höhe bestehen. Ältere Kinder sind
nur noch in Ausnahmefällen steuerlich relevant und somit nicht mehr
vollständig in der Statistik enthalten.

Aufgrund der langen Fristen zur Steuerveranlagung ist die
Einkommensteuerstatistik erst etwa dreieinhalb Jahre nach Ende des
Veranlagungsjahres verfügbar.

Anteil von Frauen in Führungspositionen bei knapp 30 %

Der Anteil der Frauen in Führungspositionen betrug 2017 gemäß
Arbeitskräfteerhebung 29,2 %. Im Bereich Erziehung und Unterricht (64,6 %)
sowie im Gesundheits- und Sozialwesen (61,3 %) arbeiteten mehr Frauen in
Führungspositionen als Männer. Im Baugewerbe war der Anteil von Frauen in
Führungspositionen mit 11 % am geringsten.

Selbstständige: Höchster Frauenanteil in der Floristik, niedrigster in der
Landwirtschaft

Im Jahr 2017 waren rund 35 % der Selbstständigen im Alter von 25 bis 54
Jahren Frauen. Einen hohen Anteil an weiblichen Selbstständigen gab es in
Berufen der Floristik (93 %), der Körperpflege (87 %) und in der
Erziehung/Sozialarbeit (87 %). Allerdings werden diese Berufe auch
insgesamt von Frauen dominiert. In etwa ausgeglichen ist das
Geschlechterverhältnis zum Beispiel in den Bereichen Redaktion und
Journalismus (52 %) und Reinigung (49 %). Am unteren Ende liegt der
Frauenanteil unter den Selbstständigen in den Berufen der Land- und
Tierwirtschaft. Dieser betrug lediglich 15 %.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 079 vom 06.03.2019

Herausgeber: Statistisches Bundesamt, Pressestelle

65180 Wiesbaden

Telefon: (0)611/75-34 44, Telefax: (0)611/75-39 76

E-Mail: presse@destatis.de

Internet: www.destatis.de
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UNTERNEHMEN/2756: Hannover Re - Jahresbilanz überschattet von schlechter Klimabilanz (urgewald)


urgewald - Pressemitteilung vom 6. März 2019

Hannover Re: Jahresbilanz überschattet von schlechter Klimabilanz



Hannover, 6.3.2019 Wenn der viertgrößte Rückversicherer der Welt am
Donnerstag seine Jahreszahlen präsentiert, dürften sich darin auch die
Schadenszahlen aus den Wetterextremen des vergangenen Jahres
niederschlagen. Zunehmend heftige Stürme, Extremregenfälle und Dürren
stehen in Zusammenhang mit dem Klimawandel. Hannover Re versucht jedoch
weiter ihre eigene Rolle hierbei zu ignorieren. Während die Konkurrenten
Munich Re, Swiss Re und SCOR bereits zum Teil Versicherungsgeschäfte im
klimaschädlichen Kohlesektor ausschließen, sichert Hannover Re weiterhin
ohne Einschränkungen Kohleprojekte und -firmen ab.

Regine Richter, Energie-Campaignerin bei urgewald, kommentiert: "Schäden
durch Naturkatastrophen sind nicht länger ein Thema bloß für Bilanzkenner.
Sie zeigen die Klima-Widersprüche der Versicherungskonzerne.
Rückversicherer wie Hannover Re müssen aufhören den Klimawandel, gegen
dessen Auswirkungen sie Kunden versichern, durch Unterstützung des
Kohlesektors selbst anzuheizen. Diese Strategie gefährdet uns alle."

So ist Hannover Re seit Jahren ein treuer Unterstützer des polnischen
Versicherers PZU, eine tragende Säule der dortigen Kohleindustrie: Die PZU
Gruppe sichert 85 Prozent der Steinkohleminen und 70 Prozent der
Braunkohleminen in Polen ab, außerdem alle vier großen polnischen
Energieversorger, die alle neue Kohlekraftwerke planen. Dazu gehört das
Kraftwerk Kozienice, das erweitert werden soll - was zu massiven
Klimaschäden und geschätzt 72 vorzeitigen Todesfällen pro Jahr führen
würde.

Im Juni 2018 verkündete Hannover Re nach öffentlicher Kritik, sie werde
nicht mehr in Unternehmen investieren, die ihre Umsätze zu 25 Prozent oder
mehr mit Kohlebergbau oder Kohleenergie machen. "Offenbar hat der
scheidende Konzernchef Ulrich Wallin gehofft, damit hätte er seine
Klimaverantwortung erfüllt. Doch ein reiner Verkauf von Kohle-Anlagen
reicht nicht, der Konzern muss auch in seinem Kerngeschäft als Versicherer
Haltung für das Klima beweisen."

Richter ergänzt: "Der künftige Konzernchef Jean-Jacques Henchoz hat bei
seinem bisherigen Arbeitgeber Swiss Re Erfahrungen damit gesammelt,
Klimaschutz im Kerngeschäft umzusetzen. Wir hoffen, dass er damit bei
Hannover Re endlich einen Kurswechsel einläutet."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 6. März 2019

Herausgeber: urgewald e.V.

Hauptgeschäftsstelle:

Von-Galen-Straße 4, 48336 Sassenberg

Telefon: 02583/1031, Fax: 02583/4220

Internet: www.urgewald.org
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MELDUNG/239: Projekt - Diakonie aus Sicht der Bevölkerung (idw)


Sozialwissenschaftliches Institut der EKD - 05.03.2019

Diakonie aus Sicht der Bevölkerung - Trends und Perspektiven aus einer
bundesweiten Repräsentativbefragung



Das Sozialwissenschaftliche Institut der EKD führt seit Herbst 2016 das
empirische Forschungsprojekt "Soziale Praxis und Image der Diakonie"
durch.

Während die Kirche kleiner wird, expandiert die Diakonie. In dieser
Situation bleibt klärungsbedürftig, welchen Stellenwert soziale
Thematiken, die Kommunikation darüber, sowie der eigene aktive Einsatz für
andere Menschen (=soziale Handlungspraxis) in der Bevölkerung insgesamt -
und unter Kirchenmitgliedern - haben, in welcher Relation dies zur
subjektiven religiösen Orientierung und zur Sicht auf die Diakonie bzw. zu
eigenem sozialen Engagement steht.

Seit Herbst 2016 führt das Sozialwissenschaftliche Institut der EKD das
empirische Forschungsprojekt "Soziale Praxis und Image der Diakonie"
durch. Das Projekt verbindet zwei unterschiedliche Perspektiven in den
Ansichten der Bevölkerung zur Diakonie. Zum ersten geht es um die
Bekanntheit und das Image der Diakonie. Im Vergleich mit zwei
Vorgängerbefragungen aus den Jahren 2001 und 2005 können nun Entwicklungen
in der Wahrnehmung und Einschätzung dieser großen Wohlfahrtsorganisation
sichtbar gemacht werden.

Zum zweiten stehen die "soziale Handlungspraxis" der Befragten selbst und
deren Bezug insbesondere zur Diakonie, aber auch zur Kirche im Fokus.
Ausgangspunkt hierfür sind die Kirchenmitgliedschaftsuntersuchungen der
EKD. Sie zeigen eine eher geringe Bedeutung der religiösen Kommunikation
bzw. der Kommunikation über Religion im eigenen Lebensumfeld als Form
eigener religiösen Praxis. Zugleich ist seit langem bekannt, dass der
Einsatz für (sozial) Benachteiligte den höchsten Rang unter den
Erwartungen (nicht nur) der Kirchenmitglieder an die Kirche einnimmt.

Die Kirche greift dieses Interesse mit vielfältigem diakonischem
Engagement auf. Während die Kirche kleiner wird, expandiert die Diakonie.
In dieser Situation bleibt klärungsbedürftig, welchen Stellenwert soziale
Thematiken, die Kommunikation darüber, sowie der eigene aktive Einsatz für
andere Menschen (=soziale Handlungspraxis) in der Bevölkerung insgesamt -
und unter Kirchenmitgliedern - haben, in welcher Relation dies zur
subjektiven religiösen Orientierung und zur Sicht auf die Diakonie bzw. zu
eigenem sozialen Engagement steht. Mit der Frage danach, inwieweit
Ausrichtung und Angebote von Diakonie und Kirche aus Sicht der Befragten
daran anknüpfen, soll deren gesellschaftlicher Bedeutung als Basis und
Motor für die soziale Praxis nachgegangen werden.

Die für die Bevölkerung in Deutschland ab 14 Jahren repräsentative Studie
mit 2.001 Teilnehmer*innen wurde wie die Vorgängerbefragungen telefonisch
(CATI) durchgeführt.


Teil I: Nah dran? - Trends zu Bekanntheit und Image der Diakonie in der
Bevölkerung

http://www.siekd.de/wp-content/uploads/2018/06/SI-Kompakt_2-2018_final.pdf

Teil II: Nah dran? - Relevanz sozialer Themen in der Bevölkerung und
wahrgenommenes Engagement von Diakonie und Kirche

https://www.siekd.de/wp-content/uploads/2019/03/SI-Kompakt_1-2019_final.pdf.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2126

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Sozialwissenschaftliches Institut der EKD, 05.03.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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SCHACH-SPHINX/06858: Sterne lügen nicht (SB)


Ein logisch denkender Mensch und zumal ein Schachspieler wird, hört er
das Wort Astrologie, die Nase rümpfen. Sonderbarerweise sind es aber
gerade diese Herren Logiker, die keinem Gespräch mit
Astrologiefreunden aus dem Wege gehen. Mag die Kunst der
Sternendeuterei auch wissenschaftlich suspekt sein. Unstrittig ist,
daß es sich hierbei um ein logisches Konzept handelt, mit anders
gearteten Prämissen zwar, aber nichtsdestotrotz eben doch vom Verstand
her nachvollziehbar. Nun sind Schachspieler - wieder ein Widerspruch
zum hohen Anspruch der Vernunft - abergläubisch bis in die letzte
Gehirnzelle hinein, und so lassen sie sich gerne vor einer Partie, und
insbesondere einer wichtigen, das Tageshoroskop vorlesen. Oder besser
noch: Sie lesen es heimlich im Schatten der Empfangshalle, indem sie
ganz nachlässig in einer Illustrierten herumblättern, mit den Augen
aber hinüberschielen auf die Seite mit den Sternenweisheiten. Im
heutigen Rätsel der Sphinx hatte Wassily Symslow durchaus vor seiner
Partie gegen seinen Landsmann Paul Keres einen Blick in den
Sternenalmanach geworfen, und als sein Kontrahent zuletzt 1...Tc8-c4
zog, wußte er so eine schlagende Antwort darauf, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06858: Sterne lügen nicht (SB)]



Smyslow - Keres

Moskau 1948


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Ein starker Angriff läßt sich selten von einer soliden Abwehr
bändigen, wie Ernst Grünfeld erfahren mußte. Nachdem Alexander
Aljechin mit 1.e4-e5! f6xe5 2.Lf1-d3! den entscheidenden Durchbruch
geschafft hatte, fiel die schwarze Stellung rasch zusammen: 2...e5-e4
3.Sc3xe4 Sd6xe4 4.Ld3xe4 Sd7-f6 5.f5xe6+ Te8xe6 6.Le4-g6+ - zwingender
als 6.Le4-f5 - 6...Kf7-e7 7.Le3xg5 b5-b4 8.Lg6-f5 Te6-e2 9.Th1-e1 und
Schwarz gab angesichts der wenig erfreulichen Möglichkeiten 9...Te2xe1
10.Td1xe1+ Ke7-d8 11.Da2-f7 bzw. 9...Da5-b5 10.a3-a4 Db5-a6 11.Lf5-d3
auf.



Erstveröffentlichung am 7. März 2006

6. März 2019
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ERWACHSEN/063: Im Fokus - Weiterbildung digital (idw)


Julius-Maximilians-Universität Würzburg - 05.03.2019

Im Fokus: Weiterbildung digital

Digitalisierung betrifft auch die Erwachsenen- und berufliche
Weiterbildung. Die Gelingensbedingungen in diesem Prozess untersucht ein
neues Forschungsprojekt an der Uni Würzburg.



Welche Maßnahmen zur Digitalisierung führen Einrichtungen der
Erwachsenenbildung und der beruflichen Weiterbildung sowie deren
Landesverbände aktuell durch? Welche Erfahrungen machen sie bisher mit
diesen Maßnahmen? Welche Faktoren fördern diese
Digitalisierungsentwicklungen, welche hemmen sie? Welche Wechselwirkungen
zwischen Gesellschaft, Einrichtungen sowie Lehrenden und Lernenden treten
dabei zu Tage? Und: Welche Konzepte zur Förderung der Digitalisierung sind
auf dieser Basis gemeinsam zu gestalten?

Diese und weitere Fragen werden im neuen Forschungsprojekt
"Digitalisierung in der Erwachsenenbildung und beruflichen Weiterbildung",
kurz DigiEB, erforscht. Beteiligt daran sind zwei Kooperationspartner der
Julius-Maximilians-Universität Würzburg (JMU), nämlich die Professur für
Erwachsenenbildung/Weiterbildung und der Lehrstuhl für Schulpädagogik mit
dem Forschungsschwerpunkt Medienpädagogik mit insgesamt vier
wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern.

Finanziert wird das Forschungsprojekt in den kommenden drei Jahren vom
Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) sowie vom Deutschen
Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR) mit rund 720.000 Euro im Rahmen der
BMBF-Förderlinie "Digitalisierung im Bildungsbereich".

Ausgangslage in der Erwachsenenbildung

Angesichts der rasanten Entwicklung digitaler Technologien in Geschäfts-,
Bildungs- und Kulturbereichen unserer Gesellschaft verweist Silke Grafe,
Leiterin des Lehrstuhls für Schulpädagogik, auf die Bedeutsamkeit von
Medienkompetenz als eine Basiskompetenz in der Berufs- und Lebenswelt
erwachsener Menschen: "Medienkompetenz als sachgerechtes,
selbstbestimmtes, kreatives und sozialverantwortliches Handeln in einer
durch Digitalisierung und Mediatisierung geprägten Welt sehen wir im
Projekt als grundlegende Kompetenz für Erwachsene und als eine wichtige
Voraussetzung für die Berufsfähigkeit an."

Regina Egetenmeyer, Professorin für Erwachsenenbildung/Weiterbildung,
konkretisiert hinsichtlich der Digitalisierung der
Weiterbildungseinrichtungen die Entwicklungslage und Potenziale: "Viele
Einrichtungen der Erwachsenenbildung und Weiterbildung befinden sich
aktuell in einem digitalen Wandel, der die gesamte Organisationsstruktur
betrifft. Damit verbunden ist eine hohe Innovationskraft dieses
Bildungsbereichs. Diese Entwicklungen zu untersuchen und dabei
Gelingensbedingungen zu identifizieren, ist Ziel des Projekts DigiEB".

Eine wichtige gemeinsame Stärke im Projektverbund sehen die Beteiligten in
der Wissensvernetzung: "Das Projekt ist dadurch gekennzeichnet, dass es
die Expertise aus der Medienpädagogik und der
Erwachsenenbildung/Weiterbildung der Universität Würzburg eng miteinander
verzahnt. Wir erwarten dadurch hohe interdisziplinäre Erkenntnisgewinne".

Impulse zur Praxisentwicklung

Wesentliches Element des Forschungsvorhabens ist die enge Kooperation
zwischen Forschenden und Vertreterinnen und Vertretern aus der Praxis. Sie
werden bereits im Verlauf der Datenerhebung und deren anschließender
Auswertung kontinuierlich miteinander im Austausch stehen. Neben
Interviews mit Expertinnen und Experten sowie Fragebogenerhebungen sind
interaktive Fokusgruppendiskussionen, Webinare und eine abschließende
Praxisveranstaltung Teil des Projekts. Die Ergebnisse daraus sollen am
Ende die Fragen nach Gelingensbedingungen von Digitalisierung mit
verschiedenen Mitteln umfassend beantworten.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution99

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Julius-Maximilians-Universität Würzburg, 05.03.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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KONFERENZ/030: Ulmer Denkanstöße - "Einsamkeit - Isolation und Freiraum?!", 13.-16.03.2019


Universität Ulm - 05.03.2019

12. Ulmer Denkanstöße: Vier Tage zu Einsamkeitserfahrungen zwischen
Inspiration und Isolation



Vom 13. bis zum 16. März widmen sich die Ulmer Denkanstöße einem
gesellschaftlich hoch relevanten Thema: der Einsamkeit. In Vorträgen, bei
Diskussionsrunden und Kulturveranstaltungen beleuchten so unterschiedliche
Persönlichkeiten wie Soziologieprofessor Hartmut Rosa, Profi-Bergsteiger
Alexander Huber oder der ehemalige Topmanager Dr. Thomas Middelhoff
verschiedenste Aspekte des "Alleinseins mit sich selbst". Den
Abschlussvortrag am Samstag, 16. März, hält der bekannte Ulmer Psychiater
und Medienkritiker Professor Manfred Spitzer.

1000 Facebook-Freunde, ständig erreichbar und trotzdem einsam? Gerade in
diesen Zeiten, in denen das nächste Tinder-Date oder der neue berufliche
Kontakt bei XING nur wenige Wischbewegungen entfernt sind, ist
"Einsamkeit" ein bedeutendes Thema. So bedeutend, dass in Großbritannien
sogar ein Ministerium zur Bekämpfung der Einsamkeit eingerichtet wurde.
Verschiedenen Aspekten des "Alleinseins mit sich selbst" widmen sich die
diesjährigen Ulmer Denkanstöße vom 13. bis zum 16. März. Unter dem Titel
"Einsamkeit - Isolation und Freiraum?!" haben das Humboldt-Studienzentrum
der Universität Ulm, die Kulturabteilung der Stadt Ulm sowie die Stiftung
Bildung und Soziales der Sparda-Bank Baden-Württemberg ein umfangreiches
Programm zusammengestellt.

"Einsam ist nicht gleich unglücklich: Seit jeher nutzen nicht nur
Intellektuelle den bewussten Rückzug aus der Gesellschaft als Quelle der
Inspiration", sagt Professorin Renate Breuninger, Geschäftsführerin des
Humboldt-Studienzentrums. Auf der anderen Seite scheint gerade unsere
durchdigitalisierte Gesellschaft, in der Familienbande immer rissiger
werden, soziale Isolation zu fördern. An vier Tagen beleuchten die Ulmer
Denkanstöße im Stadthaus verschiedene Facetten der Einsamkeit. Den
Eröffnungsvortrag am Donnerstagabend (19:30 Uhr) hält der bekannte Jenaer
Soziologe und Politikwissenschaftler Professor Hartmut Rosa. Unter dem
Titel "Die Unverfügbarkeit der Gefühle" beschreibt Rosa ein Spannungsfeld
unserer Zeit: Auf der einen Seite ist die Welt in ungeahntem Ausmaß
verfügbar, und auf der anderen Seite nimmt der Frust darüber zu, dass das
Leben nicht immer hält, was es verspricht. Der Soziologe glaubt, dass dem
allgemeinen Unmut - auch ausgedrückt durch Proteste von Wutbürgern oder
Gelbwesten - die Verwechslung von Verfügbarkeit und Erreichbarkeit
zugrunde liegt.

Der Freitagnachmittag (ab 14:00 Uhr) steht unter dem Motto "Einsamkeit in
Höhen und Tiefen". Das Spektrum der Impulsreferate reicht von den
Erfahrungen eines Zimmermanns auf der Walz bis zur Abgeschiedenheit eines
Mönchs im Kloster. Der wohl prominenteste Referent, Dr. Thomas Middelhoff,
hat das Vorstandsbüro mit einer Gefängniszelle getauscht. Bei den Ulmer
Denkanstößen berichtet er sowohl von der Einsamkeit eines Topmanagers, der
alleine weitreichende Entscheidungen treffen muss, als auch von seinen
Erfahrungen als Häftling mit stark begrenztem Kontakt zur Außenwelt.
Deutlich positiver besetzt versprechen die Einsamkeitserfahrungen von
Profibergsteiger Alexander Huber zu werden. Ob in den Alpen, in Pakistan
oder in der Arktis: Der jüngere des bekannten Duos "Huberbuam" hat die
herausforderndsten Gipfel der Welt erklommen. In seinem Abendvortrag bei
den Ulmer Denkanstößen berichtet der studierte Physiker von bewussten
Alleingängen und Gemeinschaftserfahrungen - untermalt von beeindruckenden
Bildern.

Wege aus der Einsamkeit zeigen Impulsreferate am Samstag (ab 14:00 Uhr)
auf: Referentin Lydia Staltner hat beispielsweise den Verein "LichtBlick
Seniorenhilfe" gegründet, der Bedürftigen durch Spenden wie Winterschuhe
oder Einladungen zu gesponserten Veranstaltungen die Teilhabe am
gesellschaftlichen Leben ermöglicht. Ganz ohne Geld kommt das ebenfalls
vorgestellte Augsburger Projekt "Opendot" aus: Durch Klebepunkte an der
Haustür signalisieren die Bewohner Gesprächsbereitschaft und weisen so
Wege aus der Anonymität. Von der wissenschaftlichen Perspektive aus nähern
sich schließlich der Soziologe Dr. Janosch Schobin und der Psychiater
Professor Manfred Spitzer dem Alleinsein. Lokalmatador Spitzer, der es mit
seinem Buch "Einsamkeit - die unerkannte Krankheit" erneut in die
Bestsellerlisten geschafft hat, hält den Abschlussvortrag.

Die Ulmer Denkanstöße werden von einem Kulturprogramm umrahmt, das ein
Dunkelkonzert und den Film "Lost in Translation" im Xinedome umfasst. Der
Eintritt ist frei, die Organisatorinnen und Organisatoren bitten jedoch um
Spenden für die Vesperkirche Ulm.


Veranstaltung im Überblick:

12. Ulmer Denkanstöße

Einsamkeit - Isolation und Freiraum?!

Mittwoch, 13. März, bis Samstag, 16. März

Stadthaus Ulm

Münsterplatz 50

89073 Ulm

Eröffnungsvortrag:

Prof. Dr. Hartmut Rosa

"Die Unverfügbarkeit der Gefühle"

Donnerstag, 14. März, um 19:30 Uhr

Impulsreferate und Diskussionen:

Freitag- und Samstagnachmittag, 15. und 16. März, ab 14:00 Uhr

Vortrag

Alexander Huber

"Einsamkeit in den Bergen"

Freitag, 15. März, 17:00 Uhr

Abschlussvortrag

Prof. Dr. Dr. Manfred Spitzer

"Gemeinsam statt einsam - wissenschaftliche Erkenntnisse zu Einsamkeit und
sozialer Isolation"

Samstag, 16. März, 17:00 Uhr

Kulturprogramm:

Kinofilm

"Lost in Translation"

Mittwoch, 13. März

18:00 Uhr

Xinedome

Am Lederhof 1

89073 Ulm

Dunkelkonzert

Jürgen Grözinger (Perkussion)

Milan Vrsajkov, Violoncello

Cello-Suiten von Bach und Schlagwerk-Interpretationen

Mittwoch, 13. März

20:30 Uhr


Weitere Informationen unter:

http://www.ulmer-denkanstoesse.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution22

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Ulm, 05.03.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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KLEINKUNST/911: Lübeck - Das neue Bühnenprogramm von Baumann & Clausen "Die Schoff", 28.3.2019


THEATER LÜBECK

Baumann & Clausen

Das neue Bühnenprogramm von Baumann & Clausen: DIE SCHOFF

28.3.2019, 19.30 Uhr, Großes Haus

Eintritt 35 Euro (ermäßigt 25 Euro)



Baumann und Clausen werden 25!!! Dieses unglaubliche Käffchen-Jubiläum
wird gefeiert - mit der bisher größten Schoff von Baumann & Clausen
(Anm. der Redaktion: Show). Oberamtsrat Alfred Clausen sagt dazu auf
der offiziellen Pressekonferenz im Haus des Schlafes in Berlin: »Es
ist die erste Schoff der Welt mit Doppel-f: fiel Freude«. Deutschlands
beliebteste Bürokraten zeigen an diesem Abend, dass sie »echte
Ententrainer« sind, so Alfred Clausen (Anm. d. Redaktion:
Entertainer). Erleben Sie Baumann und Clausen mit Gästen, die Sie noch
nie auf einer deutschen Theaterbühne erlebt haben. »Vielleicht bringen
wir sogar Ella mit, wenn das mit der Bühnenbreite hinkommt«, freut
sich auch Hans-Werner Baumann vom Passamt auf das gigantische
Jubiläumsprogramm. Eine neue Live-Show also, die nur ein Motto kennt:
Lachen bis zum Schluss.

Baumann und Clausen zeigen mit ihrem neuesten Programm »DIE SCHOFF«,
dass sie auf die ganz großen Bühnen gehören. So wie einst Dick & Doof,
Charlie & Chaplin oder Ernie & Bert. Lachen sie mit HaWe und Alfred.
Dieser 25. wird unvergesslich. Darauf ein doppeltes Jubiläumskäffchen?
Bingo!

Weitere Infos www.baumannundclausen.de

Theaterkasse 0451/399 600 Kartenkauf online www.theaterluebeck.de

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 4. Februar 2019

Theater Lübeck gGmbH

Beckergrube 16, 23552 Lübeck

Telefon: 0451/7 08 80, Telefax; 0451/70 88-222

E-Mail: kontakt@theaterluebeck.de

Internet: http://www.theaterluebeck.de
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TANZ - BALLETT/225: Magdeburg - "Dracula" von Gonzalo Galguera, 6.4./12.4./23.5./2.6.19


Theater Magdeburg

Ballett mit Biss
Gonzalo Galguera bringt »Dracula« auf die Magdeburger Opernhausbühne

Premiere am Samstag, 6.4.2019, 19.30 Uhr



Ballettdirektor und Chefchoreograf Gonzalo Galguera hat sich für sein
neuestes Handlungsballett »Dracula« von Bram Stokers legendärem Roman
aus dem Jahre 1897 inspirieren lassen und lässt den untoten
blutsaugenden Grafen tänzerisch sein Unwesen treiben. Die Uraufführung
von »Dracula« feiert am Sa. 6.4.2019, 19.30 Uhr im Opernhaus / Bühne
Premiere.

Eine Geschäftsreise führt den jungen Londoner Rechtsanwalt Jonathan
Harker auf das Schloss des Grafen Dracula in den Karpaten. Als er dem
blutigen Geheimnis des düsteren Gastgebers auf die Spur kommt und sein
Leben in Gefahr ist, schafft er es zu fliehen und nach London
zurückzureisen. Dracula ist Jonathan gefolgt und hat dort ein Auge auf
Jonathans Verlobte, die schöne Mina geworfen. Die junge Frau kann sich
dem Charme des Fremden kaum entziehen. Es entspinnt sich ein Geflecht
aus romantischer Sehnsucht, Verführung und verbotener Liebe?

In seinem neuen Handlungsballett spürt Ballettchef Gonzalo Galguera
der faszinierenden Figur nach, deren Ikonografie durch Stokers Roman
geprägt wurde und auf den sich die nachfolgenden Interpretationen
berufen. Was verbirgt sich hinter der ambivalenten Romangestalt, die
düstere Unmoral und erotische Anziehungskraft in sich vereint? An dem
Dracula-Stoff interessiert Gonzalo Galguera besonders, den Mythos auf
eine nachvollziehbare Ebene zu holen. Dabei stellt er die
Dreiecksbeziehung von Dracula, Jonathan und Mina in den Mittelpunkt
seiner Erzählung. Während Mina die tugendhafte Frau gemäß des
Moralkodex des 19. Jahrhunderts verkörpert, stellt ihre Freundin Lucy
durch ihre Verführbarkeit und ihren Somnambulismus die unterbewusste,
triebhafte weibliche Sexualität dar. Die Präsenz Draculas ist selbst
dann spürbar, auch wenn er nicht physisch anwesend ist: Gerade die
Zwischenbereiche, das Nicht-Offensichtliche des Stoffes, eignen sich
hervorragend, mit den Mitteln des Tanzes - der »schwebenden Sprache« -
ausgedrückt zu werden. Darko Petrovic zeichnet nach »Le Corsaire«
2016/2017 und »Raymonda« 2017/2018 erneut verantwortlich für das
Bühnen- und Kostümbild und wird mit viel Fantasie und von der
neugotischen Architektur Englands inspiriert, die verschiedenen
Aspekte zur Geltung bringen.

Svetoslav Borisov, 1. Kapellmeister und stellvertretende GMD des
Theaters Magdeburg, wird mit der Magdeburgischen Philharmonie
»Dracula« auf der Bühne des Opernhauses zum Leben erwecken. Das
musikalische Spektrum mit Werken u. a. englischer und slawischer
Spätromantik lohnt den Vorstellungsbesuch zusätzlich. Sergej
Rachmaninows »Sinfonische Tänze«, die eine unglaubliche erzählerische
Qualität haben, bilden das musikalische Herzstück der
Ballett-Neukreation. Ergänzt werden sie durch Werke von Edward Elgar
oder Ralph Vaughan Williams, aber auch unbekannter Kompositionen von
George Lloyd und der Komponistin Elizabeth Maconchy. Gerade in aller
Munde ist Leon Gurvitch. Die Musik des aus Minsk stammenden, weltweit
gefeierten Shooting-Stars der Komponistenszene bewegt sich zwischen
Jazz, Folklore, Klassik und Weltmusik. Von ihm sind Ausschnitte aus
seinen »5 Dances in Old Style« in »Dracula« vertreten.

URAUFFÜHRUNG

Dracula

Ballett von Gonzalo Galguera nach Bram Stoker

Musik von Sergej Rachmaninow, Jean Sibelius, Ralph Vaughan Williams,
Edward Elgar, Elizabeth Maconchy, George Lloyd, Franz Schreker und
Leon Gurvitch

Musikalische Leitung Svetoslav Borisov

Choreografie / Regie Gonzalo Galguera

Bühne / Kostüme Darko Petrovic

Video Jacopo Castellano

Dramaturgie Ulrike Schröder, Hannes Föst

Mit

Ballett Magdeburg

Magdeburgische Philharmonie

Premiere Sa. 6.4.2019, 19.30 Uhr

Opernhaus / Bühne

Ballettschaufenster Di. 26.3.2019, 18.00 Uhr

Opernhaus / Bühne

Premierenfieber So. 24.3.2019, 11.00 Uhr

Opernhaus / Wagnerfoyer

Vorstellungen

Fr 12.4. / Do. 23.5. / So 2.6.2019

Karten Premiere: 17 € - 36 € / ermäßigt 12 € - 26

€ 


Karten weitere Vorstellungen: 13 € - 32 € / ermäßigt 8

€ - 22 €


Kartenreservierung und -kauf an der Theaterkasse:

Tel. 0391/40 490 490 oder online: www.theater-magdeburg.de

oder per Mail: kasse@theater-magdeburg.de

 * 

Quelle:

Theater Magdeburg

Universitätsplatz 9, 39104 Magdeburg

Internet: www.theater-magdeburg.de
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FRAGEN/026: Tierschutz als Qualitätsmerkmal (PROVIEH)


PROVIEH MAGAZIN - Ausgabe 2/2018

Tierschutz als Qualitätsmerkmal

Interview mit Dr. Colette Vogeler von Jasmin Zöllmer



Dr. Colette Vogeler ist seit 2015 Post-Doc am Lehrstuhl für
Vergleichende Regierungslehre und Politikfeldanalyse an der
Technischen Universität in Braunschweig. Ihre Forschungsschwerpunkte
verorten sich in der Politikfeldanalyse und der politischen
Ökonomie. Aktuelle thematische Schwerpunkte sind Wirtschafts- und
Agrarpolitik mit einem Fokus auf Tierschutzpolitik, insbesondere im
Feld der Nutztierhaltung.

Frage: Was führte Sie zu Ihrer Forschung im Bereich der
"Nutz"tierhaltung? Was war Ihre Motivation?

Dr. Colette Vogeler: Zum einen schaue ich als
Wissenschaftlerin erst einmal nach Forschungslücken. In der
Politikwissenschaft wird das Thema Tierschutzpolitik kaum
untersucht. Es gibt vielleicht eine Handvoll Wissenschaftler, die
sich mit dem Thema befassen. Einige beschäftigen sich mit ethischen
 und philosophischen Fragen, aber weniger mit der konkreten
Gesetzgebung: Was beeinflusst Gesetzgebung? Warum unterscheidet
sich Tierschutzgesetzgebung in verschiedenen Ländern und welche
Politikinstrumente werden genutzt? Das sind Fragen, die mich
sehr interessieren und umso mehr hat es mich verwundert, wie wenig
diese Themen in der Politikwissenschaft bisher präsent sind. Zudem
wird Tierschutzpolitik aktuell stark diskutiert. Umso wichtiger,
die Debatte aus wissenschaftlicher Perspektive zu begleiten.

Frage: Wie entwickeln sich Ihrer Ansicht nach gesellschaftliche
 Anforderungen an Landwirtschaft und Tierhaltung?

Dr. Colette Vogeler: Für die Landwirtschaft generell kann
man sagen, dass es ein steigendes Bewusstsein für
Nachhaltigkeit gibt. Das kann man zum Beispiel auch im
wachsenden Biosegment beobachten. Im Feld Tierschutz gibt es
eine aktuelle repräsentative Umfrage in allen
EU-Mitgliedsstaaten - das sogenannte Euro-Barometer. Hier kann man
sehen, dass das gesellschaftliche Bewusstsein steigt: Für 82 Prozent
der Europäer ist das Thema Tierschutz in der Nutztierhaltung zentral.
 In Deutschland ist dieser Wert sogar noch höher. Grundsätzlich
kann man Unterschiede feststellen - der gesellschaftliche Stellenwert
 für Tierschutz ist zum Beispiel in Südeuropa geringer als in
Nordeuropa. Noch geringer ist der gesellschaftliche Stellenwert für
Tierschutz außerhalb Europas.

Frage: Reagiert die Politik auf die neuen Anforderungen?

Dr. Colette Vogeler: Wenn wir uns die neue
Landwirtschaftsministerin Julia Klöckner anschauen, sowie auch
den ehemaligen Minister Schmidt, wird das Feld Tierschutz zwar
 immer wieder thematisiert, allerdings gibt es vergleichsweise
wenige konkrete Maßnahmen. Es gibt Ankündigungen wie zum
Beispiel das freiwillige Tierwohllabel, aber nur wenige
gesetzliche Verbesserungen. Wobei wir grundsätzlich zur Kenntnis
nehmen sollten, dass die Tierschutzgesetzgebung in Deutschland im
internationalen Vergleich bereits sehr umfassend ist. Wir haben
Haltungsvorschriften, Transport- und Schlachtverordnungen.
Allerdings sind nicht alle Tiere abgedeckt. Es gibt zum Beispiel
für Puten keine Tierschutzgesetze.

Aktuell gibt es eine spannende wissenschaftliche Debatte über
die Frage, ob Tierschutz zunehmend dem Markt überlassen wird. Das
sehen wir aktuell zum Beispiel an der freiwilligen
Haltungskennzeichnung von Lidl.

Frage: Sehen Sie eher Chancen oder Risiken, wenn der
Handel mit einer eigenen Kennzeichnung vorangeht?

Dr. Colette Vogeler: Beides! Chancen bestehen beispielweise
in erhöhter Transparenz für den Konsumenten. Allerdings hat
der Konsument in der Regel sehr wenig Wissen darüber, wie
eine artgerechte Tierhaltung aussieht. Wenn das Tier 0,7
Quadratmeter mehr Platz hat, ist das nun gut? Oder wäre es wichtiger,
die Anzahl von Tieren in einer Gruppe zu reduzieren? Diese Fragen
müssten aus verhaltensbiologischer Perspektive beantwortet
werden. Häufig basieren Labels vom Handel auf Kriterien, die
der Konsument erwartet und die man gut vermarkten kann. Sie
basieren nicht immer auf wissenschaftlichen Erkenntnissen.
Dennoch sind Handelsinitiativen wahrscheinlich flexibler im
Vergleich zur Gesetzgebung und können Anreize für Produzenten
bieten, da Aufpreise möglich sind. Landwirte werden also
motiviert, beziehungsweise können es sich dadurch erst leisten,
das Tierwohl ihrer Tiere zu erhöhen. Hier kann der Handel sicherlich
wichtige Impulse setzen.

Frage: Sie haben die Tierschutzpolitik der
unterschiedlichen Parteien in Deutschland analysiert. Spielen
Parteien eine Rolle bei der Tierschutzgesetzgebung?

Dr. Colette Vogeler: In meiner Studie habe ich mir die
deutschen Bundesländer angeschaut, Legislaturperioden verglichen und
analysiert, ob es einen Unterschied macht, welche Parteien an der
 Regierung beteiligt sind. Wichtige Unterschiede finden sich
bereits in den Wahlprogrammen. Bei den Grünen hat das Thema
Tierschutz den größten Stellenwert. Interessant ist, dass die große
Mehrheit der Bundesratsinitiativen, die zu einer Verbesserung des
Tierwohls beitragen sollten, vor allem durch grüne
Regierungsbeteiligung zustande gekommen sind, beispielsweise das
Verbot der ganzjährigen Anbindehaltung von Rindern.

Niedersachsen, Schleswig-Holstein und Nordrhein-Westfalen
 haben unter grüner Regierungsbeteiligung an einem
Tierschutz-Verbandsklagerecht gearbeitet. Es gibt außerdem
verschiedene Erlasse in diesen Ländern, wie zum Schnabelkürzen
bei Legehennen. Außerdem gibt es finanzielle Förderungen, die
in einigen Bundesländern gewährt werden, zum Beispiel für die
Weidehaltung von Milchkühen oder für die Haltung auf Stroh bei
Schweinen und Rindern. Auch hier sind es nur Länder mit grüner
Regierungsbeteiligung, in denen solche Fördermaßnahmen aktuell
existieren. Also ja, es lässt sich empirisch belegen: Es macht einen
Unterschied, welche Partei an der Regierung beteiligt ist.

Frage: In einer weiteren Studie vergleichen Sie die
Tierschutzpolitik Deutschlands mit der von Österreich und der Schweiz.
Wie unterscheiden sich die drei Länder in der
Tierschutzgesetzgebung?

Dr. Colette Vogeler: Zunächst haben alle drei Länder im
internationalen Vergleich sehr hohe Standards, allerdings gibt es
Unterschiede in der Entwicklung. In der Schweiz wurden bereits 1981
für viele Nutztiere Gesetze verabschiedet. Außerdem sind hier
mehr Spezies geschützt als in Österreich oder in Deutschland.
In allen drei Ländern gibt es gesetzliche Regelungen zu
Platz, Eingriffen und Transportzeiten. Hier ist die Schweiz
Vorreiter: Im Gegensatz zu Österreich und Deutschland sind
viele Eingriffe, wie beispielsweise das Ringelschwanz-Kupieren,
verboten. Auch die Transportzeiten sind geringer.

Eine Besonderheit in der Schweiz ist die Detaillierung der
Vorgaben: Ganz aktuell wurde im Januar 2018 ein Gesetz
verabschiedet, welches regelt, dass Hummer vor dem Kochen
betäubt werden müssen. So etwas wird in Deutschland nicht
einmal diskutiert. Ein anderes Beispiel bietet die
Kastenstandhaltung bei Sauen. Diese ist in der Schweiz nur in
 extremen Ausnahmefällen möglich, in Deutschland ist sie die
Regel. Einen wichtigen Unterschied gibt es auch bei den
Instrumenten. Ganz wichtig sind die Programme BTS (besonders
tierfreundliche Ställe) und RAUS (Weidezugang): Hier fördert
der Staat mit finanziellen Prämien die Landwirte, die Auslauf,
mehr Platz und Beschäftigungsmaterial bieten. Vergleichbare Programme
 gibt es in Deutschland nicht, zumindest nicht auf Bundesebene.

Frage: Ist die direkte Demokratie in der Schweiz hilfreich für
den Tierschutz? Inwiefern?

Dr. Colette Vogeler: Man kann zeigen, dass direkt-demokratische
Elemente historisch eine wichtige Rolle in der Entwicklung des
Tierschutzes in der Schweiz gespielt haben. So wurde zum
Beispiel die Überarbeitung der nationalen Tierschutzgesetzgebung
2002 durch die Initiative Tierschutz Ja! vorangetrieben. Auch in
den USA gibt es positive Beispiele, wo Verbesserungen im Tierschutz
häufig auf Petitionen zurückzuführen sind.

Frage: Wo sehen Sie die Hauptgründe für die Unterschiede in
der Tierschutzgesetzgebung der drei Länder?

Dr. Colette Vogeler: Es gibt eine Vielzahl an Faktoren.
Die Rolle von Parteien habe ich bereits genannt. Weiter sind
gesellschaftliche Erwartungen wichtig. Man geht davon aus, dass
diese Erwartungen in die Politik transportiert werden. Einmal durch
direktdemokratische Elemente, wie in der Schweiz. Oder durch
Parteien, die diese Erwartungen aufnehmen. Andere Einflussfaktoren
sind organisierte Interessensgruppen. Das können
Tierschutzverbände oder auch Bauernverbände sein.

Dann gibt es sogenannte Pfadabhängigkeiten: Wie ist eine Industrie
aufgestellt, wie lange sind Umstellungsfristen? Wenn einmal ein Pfad
eingeschlagen wurde, wie beispielsweise in Deutschland den Pfad der
starken Intensivierung der Tierhaltung, kann man nicht so schnell
umstellen. Da hängt viel dran - massive Investitionen in Stallbauten,
teilweise basieren ganze Regionen auf dem Wirtschaftsmodell.

Man kann Veränderungen schon anstoßen, muss sich aber auch
bewusst machen, welche Umstellungsbarrieren existieren.

Der Einfluss der Faktoren auf die Tierschutzgesetzgebung variiert
allerdings zwischen den Ländern sehr stark. So spielen in
manchen Ländern Parteien eine große Rolle, in anderen gibt es
verstärkte Pfadabhängigkeiten.

Frage: Wie wichtig ist die internationale Integration in
den Weltmarkt? Steht die internationale Wettbewerbsfähigkeit mit
 Tierschutz im Gegensatz?

Dr. Colette Vogeler: Internationale Wettbewerbsfähigkeit ist
ein klassisches Argument gegen höhere Tierschutz- oder auch
gegen höhere Umweltstandards. In Großbritannien zum Beispiel hatten
strengere Vorschriften in der Sauenhaltung auch tatsächlich einen
Einfluss auf die Abwanderung der Produktion.

Es kommt allerdings auf das Modell an. Wer auf Kostenführerschaft
statt auf Qualität setzt, versucht die Produktionskosten so gering wie
möglich zu halten, um international wettbewerbsfähig zu sein.
Hier sind zwei Wege zu unterscheiden, die zu Kostenvorteilen und damit
 zu internationalen Wettbewerbsvorteilen führen können: Entweder
werden Kosten zu Lasten von Tieren und/oder Arbeitnehmern
gesenkt, zum Beispiel durch weniger Platz für die Tiere sowie
 eine sehr geringe Entlohnung der Arbeitnehmer. Oder man
versucht höher zu skalieren, sich zu spezialisieren und damit einen
höheren Intensivierungsgrad zu erreichen. Letzteres muss nicht
unbedingt ein Problem für den Tierschutz darstellen. Auch wenn
die zunehmende Intensivierung der Tierhaltung sehr negativ
wahrgenommen wird, gibt es keinen wissenschaftlich
nachgewiesenen Zusammenhang zwischen Betriebsgröße und Tierwohl. Im
Gegenteil sind oft größere Betriebe eher in der Lage, in
tierfreundlichere Systeme zu investieren. In Deutschland kann
man das an der Anbindehaltung von Milchkühen sehen, auf
kleineren Höfen vor allem ein Problem, weil auch die
Umstellungskosten sehr hoch sind. In größeren Betrieben ist
Laufstallhaltung Standard.

In Deutschland wird trotz der im internationalen Vergleich hohen
Tierschutzstandards etwa die Hälfte der Tierproduktion exportiert,
dies ist unter anderem durch den hohen Spezialisierungsrad und
die Intensivierung der Produktion möglich.

Frage: Und was ist mit der Schweiz?

Dr. Colette Vogeler: Die Schweiz ist ein Sonderfall,
Exporte spielen hier keine große Rolle, und die Konsumenten sind
bereit für höhere Tierschutzstandards und lokale Produkte mehr zu
zahlen. Außerdem gibt es umfangreiche Förderprogramme durch die
Regierung. Am Beispiel der Schweiz kann man allerdings schon
feststellen, dass es für ein Land einfacher ist, höhere
Tierschutzstandards durchzusetzen, wenn es weniger in den Weltmarkt
integriert ist.

Gleichzeitig ist Wettbewerbsfähigkeit nicht nur durch geringere
Tierschutzstandards zu erreichen. Im Gegenteil: Höhere Standards
 können bei gesellschaftlichen Anforderungen auch ein Qualitätsmerkmal
sein! Deutschland hat es in anderen Branchen, zum Beispiel in der
Automobilindustrie, geschafft, über Premiumqualität
Wettbewerbsfähigkeit zu erlangen. In der Tierproduktion ist diese
Art der Differenzierung bisher kaum gelungen. Dies ist
allerdings eine Option, die stärker fokussiert werden könnte, um
nicht nur über den Preis zu exportieren, sondern über eine
Qualitätsdifferenzierung.

Zusammenfassend kann man sagen, dass es auch auf andere
Faktoren, wie die jeweilige Struktur der Branche, ankommt. Die
Integration in den Weltmarkt kann eine Rolle spielen, muss sie aber
nicht zwingend.

Frage: Welche Lösungsansätze sehen Sie, den Tierschutz in
Deutschland voranzubringen?

Dr. Colette Vogeler: Der Tierschutz ist im internationalen
Vergleich bereits relativ weit. Dennoch bestehen zahlreiche
Gesetzeslücken und Probleme bei der Implementierung.

Ein Aspekt, der für Deutschland sicherlich interessant wäre,
sind die RAUS und BTS Prämien in der Schweiz, die es
Landwirten ermöglichen, tierfreundliche Haltungssysteme
umzusetzen. Hier hilft man den Landwirten wettbewerbsfähig zu
bleiben, indem man diese Haltungssysteme fördert. Kurzfristige
Gesetzesverschärfungen dagegen können Landwirte schnell
finanziell überfordern.

Ein wichtiger Trend in Deutschland ist die Zusammenarbeit zwischen
Handel, Gesellschaft und Politik. Es müsste ein Zusammenspiel geben
zwischen klassischer Gesetzgebung und freiwilligen Anreizen für
Landwirte sowie zwischen Handel, Landwirten und Politik.

Langfristig ist die Frage zu klären, welche Art der
tierischen Produktion in Deutschland zukunftsfähig ist. Eine
Option ist, statt immer billiger zu produzieren, mehr auf Qualität
zu setzen und über diese Differenzierung auf dem Weltmarkt
wettbewerbsfähig zu sein.

Frage: Gibt es denn auch außerhalb Deutschlands eine
Nachfrage nach Produkten mit höheren Tierschutzstandards?

Dr. Colette Vogeler: Es gibt Umfragen, die zeigen, dass
Bürger bereit wären, mehr für Tierwohl in der Nutztierhaltung
zu zahlen, auch in anderen Ländern. Beobachten kann man das
aktuell bereits bei nichtverarbeiteten Eiern. Hier gibt es eine
hohe Anzahl an Kunden, die nach tierfreundlicheren
Haltungssystemen greift, seit es die verpflichtende
Kennzeichnung gibt. Aber auch in asiatischen und afrikanischen
Ländern gibt es ein wachsendes Bewusstsein für Tierschutz. Meines
Erachtens - und das belegen auch Umfragen - wird es in Zukunft
einen steigenden Bedarf nach solchen Produkten geben.

Frage: Werden Sie weiterhin zum Thema Tierschutzpolitik
forschen?

Dr. Colette Vogeler: Ja, definitiv! Ich arbeite aktuell an
 zwei Studien. Eine befasst sich im internationalen Vergleich
mit der Entwicklung von Labelsystemen. In einer zweiten Studie
untersuche ich gemeinsam mit einer Kollegin die Probleme der
Arbeitnehmer in der Branche. Gerade in der fleischverarbeitenden
Industrie herrschen prekäre Arbeitsbedingungen. Auch das hat
wiederum Einfluss auf das Tierwohl. Wenn weniger über den
Preis und mehr über die Qualität nachgefragt würde, könnte
dies sowohl Tierschutzstandards als auch die Arbeitsbedingungen
positiv beeinflussen.

Vielen Dank!

 * 

Quelle:

PROVIEH MAGAZIN - Ausgabe 2/2018, Seite 6-11
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PFLANZEN/175: Wildpflanzen - Vielfalt ist überlebenswichtig (idw)


Universität Regensburg - 04.03.2019

Vielfalt ist überlebenswichtig



Landnutzungswandel, Monokulturen, Herbizide, versiegelte Flächen -
der Lebensraum für Wildpflanzen wird immer knapper. Inzwischen gelten
92 Wildpflanzenarten als "Arten nationaler Verantwortlichkeit
Deutschlands", d. h. Deutschland hat für diese Pflanzenarten
international eine besondere Verantwortlichkeit, da sie nur in
Deutschland vorkommen oder ihr Hauptverbreitungsgebiet in Deutschland
liegt.




[image: Foto: © Benjamin Schwarz]

Mittig im Vordergrund auf einer Alpen-Wiese: Echte Arnika (Arnica
montana).

Foto: © Benjamin Schwarz



Um Maßnahmen zum Schutz und Erhalt dieser 92 Wildpflanzenarten zu
entwickeln und durchzuführen, läuft seit etwa einem halben Jahr die
zweite Phase des Verbundprojekts Wildpflanzenschutz-Deutschland
(WIPs-De II). Verbundpartner sind die Botanischen Gärten der
Universitäten Regensburg, Osnabrück, Potsdam, Berlin und Mainz.

"Ohne Pflanzen gibt es kein menschliches Leben auf der Erde - wir
ernähren uns grundsätzlich von Pflanzen", betont der wissenschaftliche
Leiter des Botanischen Gartens an der Universität Regensburg, Prof.
Dr. Peter Poschlod, der die Gesamtkoordination des Projekts WIPs-DE II
innehat. "Bei den Kulturpflanzen ist die frühere Arten- und genetische
Vielfalt der Einfalt gewichen. Unter den Ackerwildkräutern finden wir
deshalb heute auch die höchste Anzahl ausgestorbener Arten eines
Lebensraums. Genetisch vielfältige und artenreiche Pflanzenbestände
sind auch resistenter gegen Schädlinge oder neue Krankheitserreger.
Vielfalt ist für das Überleben wichtig." Pflanzliche Artenvielfalt
kann aber noch mehr, als nur für den eigenen Erhalt zu sorgen: Sie ist
Nahrungsgrundlage für die meisten Insekten, schützt vor Überflutungen
sowie Bodenerosion u.v.m.. Und hier spielen auch und gerade die
Wildpflanzen eine erhebliche Rolle. Für 92 Wildpflanzenarten sieht
sich Deutschland besonders in der Pflicht. Im Projekt WIPs-DE II geht
es zum einen um die Sicherung der genetischen Ressourcen und zum
anderen darum, Standorte zu sichern.




[image: Foto: © Judith Lang]

Röntgenaufnahme zur Qualitätsprüfung von Samen der Echten Arnika.

Foto: © Judith Lang



"Nachdem wir wissen, wo die 92 Arten vorkommen und die Genehmigungen
von den Naturschutzbehörden haben, werden wir die Samen sammeln", so
Prof. Poschlod. In Regensburg steht die Saatgut-Genbank im
Mittelpunkt. "Wir untersuchen die Saatgutqualität, wie lange Samen
lebensfähig sind, wenn wir sie einlagern und unter welchen Bedingungen
das Saatgut zum Keimen gebracht werden kann", erzählen die
Bearbeiterinnen Dr. Daniela Listl und Judith Lang. Dafür nutzen die
Wissenschaftler in Regensburg u. a. ein Samenröntgengerät - das
einzige an einer deutschen Universität. In Osnabrück werden das
digitale Handwerkszeug (Web-Mapping) und die Standards für das Sammeln
der Samen entwickelt. In Berlin untersucht man hauptsächlich, welche
Bedingungen die Wildpflanzenarten brauchen, wenn Populationen im
Gelände ausgepflanzt werden sollen. In Potsdam werden die
Erhaltungskulturen koordiniert, die ortsnah zu den
Ursprungspopulationen deutschlandweit in Botanischen Gärten angelegt
werden. Mit Hilfe von Bildungsmaterialien soll das Thema
Wildpflanzenschutz für Kinder und Erwachsene aufgearbeitet werden.
Dafür sind v. a. die Kollegen aus Mainz zuständig. Ziel des Projektes
ist es, zum einen die Artenvielfalt im Lebensraum (also in situ) zu
sichern, indem man Pflege- und Erhaltungsmaßnahmen durchführt. Zum
anderen soll die genetische Vielfalt auch außerhalb des Lebensraums
(also ex situ) gesichert werden, also in Genbanken und
Erhaltungskulturen.

WIPs-DE in Überblick

Das Verbundprojekt Wildpflanzenschutz-Deutschland (WIPs-DE) wird seit
2013 vom Bundesamt für Naturschutz (BfN) mit Mitteln des
Bundesumweltministeriums (BMU) im Bundesprogramm Biologische Vielfalt
gefördert. Mit einer Gesamtsumme von 5,7 Millionen Euro (davon 4,2
Millionen Euro Fördersumme) nehmen sich in der zweiten Phase des
Projekts, im WIPs-DE II, die Verbundpartner bis 2023 den 92
Verantwortungsarten Deutschlands an. Verbundpartner sind die
Botanischen Gärten der Universitäten Regensburg, Osnabrück, Potsdam,
Berlin und Mainz. Die Auftaktveranstaltung des Projektes findet von
28. bis 30. März 2019 am Botanischen Garten und Botanischen Museum in
Berlin-Dahlem statt.

Weitere Informationen finden Sie unter

www.wildpflanzenschutz.de.

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news711497

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution87

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Regensburg - 04.03.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GENTECHNIK/228: Neue Studien zeigen, Glyphosat ist überall und krebserregend (Informationsdienst Gentechnik)


Informationsdienst Gentechnik

Nachrichten - 19.02.2019

Neue Studien zeigen: Glyphosat ist überall und krebserregend



Wissenschaftler der Universität Washington haben einen 'überzeugenden
Zusammenhang' festgestellt zwischen der Nutzung glyphosathaltiger
Herbizide und dem Risiko, an Lymphdrüsenkrebs zu erkranken. Eine
deutsche Studie wies Glyphosat in Baumrinden weitab von Feldern nach.

Das Team um Professorin Lianne Sheppard von der Universität Washington
hatte sechs epidemiologische Studien von 2001 bis 2018 ausgewertet.
Das sind Untersuchungen, bei denen bestimmte Bevölkerungsgruppen, ihre
Glyphosatnutzung und die Rate an Krebserkrankungen in Beziehung
gesetzt wurden. Bei der Auswertung legten die Wissenschaftler ihr
Augenmerk auf die Gruppe innerhalb der einzelnen Studien, die am
intensivsten mit dem Herbizid in Kontakt gekommen war. Für diese
Menschen ergab sich ein bis zu 41 Prozent höheres Risiko, an einem
bestimmten Lymphdrüsenkrebs, dem Non-Hodgkin-Lymphom, zu erkranken.
Einbezogen hatten sie auch eine 2018 erschienene Langzeit-Studie, die
54.000 US-Farmer umfasste, die US Agricultural Health Study. Diese
Arbeit wurde bisher von Bayer als Beleg für die Ungefährlichkeit von
Glyphosat verwendet. Doch auch hier zeigte sich ein Effekt bezogen auf
die am stärksten exponierten Landwirte. Sheppards Team wies der
Langzeitstudie zudem eine Reihe von Schwächen nach, durch die das
Krebsrisiko niedriger ausfiel als in den anderen Arbeiten. Im Gegenzug
warf Bayer laut dem Kölner Stadtanzeiger den Washingtoner Forschern
vor, sie würden Äpfel mit Birnen vergleichen und ihre Analyse weise
'schwerwiegende methodische Schwächen auf'. Die Börsianer beeindruckte
das nicht. Der Kurs der Bayer-Aktie gab direkt nach der
Veröffentlichung um vier Prozent nach. Am 25. Februar beginnt in
Kalifornien der nächste Jury-Prozess über die krebserregende Wirkung
von Glyphosat. Dann wird sich zeigen, wie die Geschworenen die neue
Studie bewerten.

Nicht die Gefährlichkeit von Glyphosat, sondern die Verbreitung des
Herbizids jenseits landwirtschaftlich genutzter Flächen war das Thema
einer Studie von TIEM Bremen. Die Experten für Umweltmonitoring hatten
an 47 Standorten bundesweit Rindenproben entnommen und auf Pestizide
untersucht. Die Baumrinde wirkt dabei als Passivsammler, der
Schadstoffe aus der Luft filtert. Die Standorte umfassten intensiv
landwirtschaftlich genutzte Regionen ebenso wie Schutzgebiete und
einige Großstädte. Insgesamt wies das Labor 106 verschiedene Pestizide
nach. Am häufigsten fanden sich die beiden als leicht flüchtig
bekannten Pestizide Pendimethalin und Prosulfocarb. 55 Prozent der
Proben wiesen auch Glyphosatspuren auf. Die Einträge seien bis mitten
in großräumige Schutzgebiete hinein feststellbar gewesen, 'die km-weit
von nächsten Anbauflächen entfernt waren', heißt es in der Studie. Als
wahrscheinlichsten Verbreitungspfad nennt TIEM die Verfrachtung
glyphosathaltiger Stäube von erosionsgefährdeten Ackerflächen. In
Auftrag gegeben hatte die Studie das aus Bio-Unternehmen bestehende
Bü?ndnis für eine enkeltaugliche Landwirtschaft. Es forderte eine
Neubewertung der Zulassung von Glyphosat, da die offensichtlich
stattfindende Luftverfrachtung im EU-Zulassungsverfahren nicht
berücksichtigt worden sei. Angesichts der Ergebnisse sieht das Bündnis
langfristig die Koexistenz von ökologischer und konventioneller
Landwirtschaft gefährdet. (lf)



Lianne Sheppard et.al.: Exposure to Glyphosate-Based Herbicides and
Risk for Non-Hodgkin Lymphoma: A Meta-Analysis and Supporting Evidence
(10.02.2019)

https://www.sciencedirect.com/science/article/pii/S1383574218300887

University of Washington: UW study: Exposure to chemical in Roundup
increases risk for cancer (13.02.2019)

https://www.washington.edu/news/2019/02/13/uw-study-exposure-to-chemical-in-roundup-increases-risk-for-cancer/

Kölner Stadtanzeiger: Neue Studie zu Glyphosat sieht Krebs-Bezug
(15.02.2019)

https://www.ksta.de/wirtschaft/umstrittener-unkrautvernichter-von-bayer-neue-studie-zu-glyphosat-sieht-krebs-bezug-32045670

Bündnis für eine enkeltaugliche Landwirtschaft: Die erste umfassende
Studie zur Pestizid-Verbreitung durch die Luft liegt vor
(13.02.2019)

http://enkeltauglich.bio/aktuelle-studie

TIEM: Biomonitoring der Pestizid-Belastung der Luft (10.02.2019)

http://enkeltauglich.bio/wp-content/uploads/2019/02/Bericht-H18-Rinde-20190210-1518-1.pdf

Link zu diesem Beitrag beim Informationsdienst Gentechnik

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33584/


weitere Nachrichten des Informationsdienstes Gentechnik: 

Bayer: 11.200 Glyphosat-Klagen in den USA, 27.02.2019

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33598/

Diesel-Pkw fahren mit Gentechnik im Tank, 25.02.2019

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33591/

Der Schweizer Bundesrat will lockere Regeln für Genome Editing,
12.02.2019

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33576/

Umstritten: Wie (un)sichtbar schneidet die Gen-Schere?, 08.02.2019


https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33574/

 * 

Quelle:

Nachricht, 19.02.2019

Informationsdienst Gentechnik

c/o Zs-L Zukunftsstiftung Landwirtschaft

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

Telefon: 030 / 28482304, Fax: 030 / 28482309

E-Mail: info(at)keine-gentechnik(dot)de
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GENTECHNIK/227: Schweizer Bundesrat will lockere Regeln für Genome Editing (Informationsdienst Gentechnik)


Informationsdienst Gentechnik

Nachrichten - 12.02.2019

Der Schweizer Bundesrat will lockere Regeln für Genome Editing



Die Schweizer Regierung will das dortige Gentechnikrecht ändern und
bis Ende des Jahres einen entsprechenden Gesetzentwurf vorlegen.
Dessen Ziel soll sein, die Zulassung von Produkten aus Genome Editing
zu erleichtern. Bestrebungen in diese Richtung gibt es auch in den
Niederlanden und Norwegen.

Der Schweizer Bundesrat hat beschlossen, das geltende Gentechnikrecht
solle 'risikobasiert den neuen Entwicklungen angepasst werden'. Um das
Vorsorgeprinzip zu wahren, müssten 'Gefährdungen und
Beeinträchtigungen durch die aus neuen gentechnischen Verfahren
hergestellten Organismen frühzeitig - bereits vor der Anwendung -
identifiziert und Massnahmen zur Risikoverminderung getroffen werden'.
Auf dieser Basis sollen die Produkte dann in verschiedene
Risikokategorien eingestuft werden, für die unterschiedliche
Anforderungen gelten würden. Die Details sollen Wirtschafts- und
Umweltministerium klären. Anschließend will der Bundesrat nach dem
Sommer 2019 'Eckpunkte zur Anpassung der rechtlichen Grundlagen'
verabschieden und bis Ende des Jahres einen ersten Gesetzentwurf in
die öffentliche Diskussion geben.

Man sei offen für eine Differenzierung der Risiken, zitierte die Neue
Züricher Zeitung (NZZ) Paul Scherer, den Geschäftsführer der Schweizer
Allianz Gentechfrei. Allerdings müssten geneditierte Produkte zwingend
gekennzeichnet werden. Ob dann 'GVO' oder 'geneditiertes Produkt' auf
der Verpackung stehe, spiele eine untergeordnete Rolle.

Der Anbau gentechnisch veränderter Pflanzen ist in der Schweiz noch
bis Ende 2021 verboten. Rechtzeitig vorher muss das Schweizer
Parlament entscheiden, ob es dieses Moratorium verlängert. Dann wird
zur Debatte stehen, ob das Moratorium auch für gen-editierte Pflanzen
gelten soll, oder ob deren Anbau zulässig sein wird. Allerdings sei
ein Schweizer Alleingang aufgrund des Warenaustauschs mit der EU in
der Praxis nicht möglich, zitiert die NZZ Sarah Stalder, die
Geschäftsführerin der Stiftung für Konsumentenschutz. Die Schweizer
Regulierung müsse sich aus praktischen Gründen an jene der EU
anlehnen, sekundierte ein Schweizer Rechtsprofessor in der NZZ.

Doch welchen Weg werden die EU und ihre Mitgliedsstaaten gehen? In den
Niederlanden hat sich das Rathenau Institut für eine dem Schweizer
Vorstoß vergleichbare Lösung ausgesprochen. Das Institut ist eine
Denkfabrik der Königlichen Akademie der Wissenschaften und hat sich
mit einem Bericht direkt an die Abgeordneten des niederländischen
Parlaments gewandt. Darin steht auch, dass sich die niederländische
Regierung dafür einsetze, genom-editierte Pflanzen, bei denen keine
fremde DNA im Endprodukt vorhanden ist, von der
EU-Gentechnik-Richtlinie auszunehmen. Als positives Beispiel erwähnt
der Rathenaubericht Norwegen, das wie die Schweiz nicht zur EU gehört.

Dort hat der Biotechnologierat, der die Regierung berät, im Dezember
2018 einen Vorschlag zur Änderung des Gentechnikrechts vorgelegt. Er
empfiehlt, für genom-editerte Produkte vier Risikoklassen einzuführen.
Ein Thema, das in der Debatte immer wieder auftaucht, ist norwegischer
Lachs, eines der wichtigsten Exportprodukte des Landes. Der könnte mit
Hilfe von Genome Editing resistenter gegen Lachsläuse werden, schwärmt
etwa die Zeitschrift Fiskeribladet. [lf]



Bundesrat der Schweiz: Neue gentechnische Verfahren: Bundesrat prüft
Anpassung der rechtlichen Regelung (30.11.2018)

https://www.admin.ch/gov/de/start/dokumentation/medienmitteilungen.msg-id-73173.html

NZZ: Neue Gentech-Verfahren sollen in der Schweiz liberaler reguliert
werden als in der EU (21.01.2019)

https://www.nzz.ch/schweiz/crisprcas-bundesrat-strebt-liberalere-regelung-an-als-die-eu-ld.1452558

Rathenau Instituut: Genome editing bij planten en gewassen
(15.01.2019)

https://www.rathenau.nl/sites/default/files/2019-01/Bericht%20aan%20het%20Parlement%20-%20Genome%20editing%20bij%20planten%20en%20gewassen_4.pdf

Bioteknologirldet: Forslag til oppmyking av regelverketfor utsetting
av genmodifiser te organismer. (Dezember 2018)

http://www.bioteknologiradet.no/filarkiv/2018/12/2018-12-03-Komplett-genteknologiloven-Bioteknologir%C3%A5det-til-web.pdf

Fiskeribladet: Mener naringen ma vage a ta debatten om genredigering
(16.01.2019)

https://fiskeribladet.no/tekfisk/nyheter/?artikkel=64632

Link zu diesem Beitrag beim Informationsdienst Gentechnik

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33576/


weitere Nachrichten des Informationsdienstes Gentechnik: 

Bayer: 11.200 Glyphosat-Klagen in den USA, 27.02.2019

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33598/

Diesel-Pkw fahren mit Gentechnik im Tank, 25.02.2019

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33591/

Neue Studien zeigen: Glyphosat ist überall und krebserregend,
19.02.2019

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33584/

Umstritten: Wie (un)sichtbar schneidet die Gen-Schere?, 08.02.2019


https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33574/

 * 

Quelle:

Nachricht, 12.02.2019
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MASSNAHMEN/296: Endlich in die Hufe kommen, Schutzgebietsnetz Natura 2000 umsetzen (NABU NI)


NABU Landesverband Niedersachsen - 6. März 2019

Endlich in die Hufe kommen 

BUND: Landesregierung muss Schutzgebietsnetz Natura 2000 umsetzen



Der BUND hat die niedersächsische Landesregierung aufgefordert, die
Umsetzung des Europäischen Schutzgebietsnetzes Natura 2000 erheblich
konsequenter als bislang zu verfolgen. Anlass ist ein Schreiben der
EU-Kommission, die Bund und Länder mahnt, die so genannte
FFH-Richtlinie endlich vollständig umzusetzen. 8 Jahre nach Ablauf der
Frist ist rund ein Drittel der 385 in Niedersachsen gemeldeten
FFH-Gebiete immer noch ohne Schutz. Damit ist das Land bundesweites
Schlusslicht. In einem Brief an Ministerpräsident Stephan Weil,
Umweltminister Olaf Lies und die Landtagsfraktionen macht der BUND
deutlich, dass die Forderungen der Kommission folgerichtig und
unverzichtbar seien.

"Die Kommission bestätigt unsere seit Jahren vorgetragene Kritik an
der mangelhaften Umsetzung des Schutzgebietsnetzes Natura 2000", sagt
Heiner Baumgarten, Vorsitzender des BUND Niedersachsen. "26 Jahre nach
Inkrafttreten der FFH-Richtlinie sind viele Lebensräume, Pflanzen und
Tiere unserer Kulturlandschaft nach wie vor vom Aussterben bedroht
oder gefährdet. Nur bei einer konsequenten Umsetzung wird es gelingen,
den dramatischen Verlust an Arten und Lebensräumen zu stoppen. Zum
Schutz der natürlichen Vielfalt gibt es kein annähernd so wirksames
Instrument wie Natura 2000." Das massenhafte Sterben der Insekten und
das Verschwinden von Vogelarten aus der Landschaft zeigt die
dramatische Entwicklung. "Immer mehr Menschen wollen dies nicht länger
dulden, wie das erfolgreiche Volksbegehren in Bayern zeigt", so
Baumgarten.

Der BUND fordert die Landesregierung deshalb auf, die noch nicht
gesicherten Gebiete endlich als Schutzgebiete auszuweisen. Auch müssen
der Ausgangsbestand der zu schützenden Lebensraumtypen und Arten
beschrieben, präzise Ziele formuliert und konkrete Maßnahmenpläne
entwickelt und umgesetzt werden. "Die bislang fertig gestellten
Verordnungen und Pläne zur Umsetzung von Natura 2000 bilden in vielen
Fällen eine wichtige Grundlage, müssen aber konkretisiert werden",
stellt Baumgarten klar.

Auch muss die Landesregierung endlich das angekündigte
Landschaftsprogramm als landesweite Planungsgrundlage vorlegen und
immer noch bestehende Datenlücken zu Arten und Lebensräumen schließen,
fordert der Umweltverband. Nur so seien die zuständigen Fachbehörden
auf Landes- und Kreisebene in der Lage, ihre Aufgaben EU-konform zu
erfüllen. Verordnungen und Pläne allein reichen jedoch nicht aus, um
den anhaltenden Verlust an biologischer Vielfalt aufzuhalten. "Die
Landespolitik muss dafür sorgen, dass die notwendigen Finanzmittel auf
Landes- und EU-Ebene bereitgestellt werden", betont der
Landesvorsitzende. "In der neuen EU-Förderperiode müssen
Naturschutzleistungen von Landnutzer*innen einkommenswirksam honoriert
werden."

HINTERGRUND: 

Im Jahr 1992 trat die Richtlinie 92/43 EWG zur Erhaltung der
natürlichen Lebensräume sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen
(kurz "FFH-Richtlinie") in Kraft. Bereits 2010 hätten Gebiete, die für
den Erhalt europaweit geschützter Arten und Lebensräume von
wesentlicher Bedeutung sind, unter Schutz gestellt werden müssen. Da
Bund und Länder die Vorgaben der Natura 2000-Richtlinie nur
unvollständig umsetzten, hat die EU-Kommis¬sion in 2015 ein
Vertragsverletzungsverfahren gegen Deutschland eingeleitet.

Mit einem ergänzenden Aufforderungsschreiben vom 24.01.2019 hat die
EU-Kommission nun ihre Kritikpunkte deutlich erweitert und
konkretisiert: So fehlen Erhaltungsziele für die besonders
schutzwürdigen Gebiete, sie seien zu unkonkret und münden nicht in
dringend notwendige Maßnahmen. Auch sei die Öffentlichkeit über die
Planungen in den FFH-Gebieten nicht ausreichend informiert worden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 06.03.2019

Naturschutz aktuell - NABU Pressedienst
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STELLUNGNAHME/548: Wasserentnahmeentgelt - Einheitliche Regelung für Gewässerschutz überfällig (BUND)


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) - Pressemitteilung
vom 6. März 2019

BUND-Studie zum Wasserentnahmeentgelt: Einheitliche Regelung für
Gewässerschutz überfällig



Berlin. Im Rahmen einer aktuellen Auswertung zu
Wasserentnahmeentgelten der Länder fordert der Bund für Umwelt und
Naturschutz Deutschland (BUND) eine einheitliche Regelung zum
Wasserentnahmeentgelt auf Bundesebene. "Wir begrüßen ausdrücklich,
dass 13 von 16 Bundesländern eigene Gesetze verabschiedet haben. Um
Wettbewerbsverzerrungen zwischen den Bundesländern aufzuheben und um
finanziellen Spielraum für einen besseren Gewässerschutz zu erhalten,
sind aber bundesweit einheitliche Regeln notwendig", so Laura von
Vittorelli, Gewässer-Expertin beim BUND, zur heute vorgelegten Studie.

Von Vittorelli erläutert: "Das gemeinsame europäische Ziel ist, dass
alle Gewässer bis spätestens 2027 in einem guten ökologischen Zustand
sind. Deutschland ist auch deshalb noch weit davon entfernt, dieses
Ziel zu erreichen, weil finanzielle und personelle Ressourcen für die
nötigen Maßnahmen fehlen. Einheitliche Regeln zum Wasserentgelt
schaffen hier Abhilfe, weil darüber Maßnahmen wie Renaturierungen,
Rückbau von Querbauwerken und Wiederansiedlungsprojekte finanziert
werden können." Entscheidend für eine gute Regelung über die
Entgelthöhe sei, dass das Verursacherprinzip gelte. Nur so werde eine
Lenkungswirkung erzielt, bei der diejenigen zahlen müssen, die das
Wasser verunreinigen und nicht die Verbraucher.

Das Wasserentnahmeentgelt, auch Wasserabgabe, Wassercent oder veraltet
Wasserpfennig genannt, ist eine landesspezifisch ausgestaltete Abgabe
für die Entnahme, das Fördern, Ableiten oder die vergleichbare
Verwendung von Grundwasser oder Wasser aus Oberflächengewässern. "Wir
brauchen einen nachhaltigeren und ökologischeren Umgang mit der
Ressource Wasser", mahnt die BUND-Expertin. "Wirtschaftszweige, die
Wasser nutzen, sollten nicht von der Entrichtung eines
Wasserentnahmeentgeltes ausgenommen werden können. Dies gilt
insbesondere für die Landwirtschaft oder den Bergbau. Vielmehr sollten
diese Verursacher sogar höhere Abgabesätze zahlen, als beispielsweise
für die Entnahme von Trinkwasser zu entrichten sind."

Hintergrund zum Wasserentnahmeentgelt: Das Wasserentnahmeentgelt soll
in erster Linie dem vorsorgenden Ressourcenschutz dienen, wobei das
Entgelt als lenkende Gegenleistungsabgabe erhoben wird. So erhält der
Entnehmende einen individuellen Sondervorteil, indem er auf den
Wasserhaushalt zugreifen darf, der als Gut der Allgemeinheit gilt. Für
diesen Sondervorteil hat er ein entsprechendes Entgelt zu entrichten,
dessen Höhe aktuell die Länder selbst bestimmen. Jedoch kann auch von
Bundesseite ein einheitliches Wasserentnahmeentgelt eingeführt werden.

Die BUND-Studie finden Sie unter:

www.bund.net/wasserentnahme-studie

 * 

Quelle:

BUND-Pressedienst, 06.03.2019
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KLIMA/692: Erderwärmung - auf dem Gaspedal ... (SB)




Die EU-Kommission hat acht Optionen für eine neue
Klimaschutzstrategie vorgelegt, doch kaum eine von ihnen wird der
Geschwindigkeit, mit der sich die Erdsysteme gegenwärtig verändern,
gerecht. Der weitestgehende Vorschlag sieht zwar eine rechnerisch
vollständige Dekarbonisierung der Wirtschaft bis zum Jahr 2050 vor,
allerdings mit einem Ausbau der Atomenergie sowie der umstrittenen
Kohlenstoffverklappung. Möglicherweise würden weiterhin fossile
Energieträger verbrannt, nur daß deren CO₂-Emissionen
abgefangen, verflüssigt und unterirdisch gelagert würden. Dieses CCS
genannte Verfahren ist seinerseits energieaufwendig und damit
natürlich eine äußerst gelungene Geschäftsidee ausgerechnet für jene,
die große Mengen CO₂ emittieren.

So unzureichend selbst der klimapolitisch ehrgeizigste der acht
Entwürfe auch ist, bei einer Diskussion der EU-Energieminister über
die Strategievorschläge der EU-Kommission gingen sie dem Vertreter
Deutschlands noch zu weit. Manchmal sei es besser, wenn man langsamer
und mit Bedacht vorgehe, erklärte Wirtschaftsstaatssekretär Thomas
Bareiß laut klimareporter.de. [1]

Die hier reklamierte Bedachtsamkeit, das hat der
1,5-Grad-Sonderbericht des Weltklimarats im Oktober vergangenen
Jahres unmißverständlich klargestellt, steht der Menschheit nicht
mehr zur Verfügung, will sie Klimafolgeschäden für Millionen Menschen
vermeiden. Mit jedem Jahr, das tatenlos verstreicht, ohne daß meßbare
Klimaschutzerfolge erzielt werden, wird es um vieles schwieriger, die
Erderwärmung auf unter 1,5 Grad Celsius gegenüber der
vorindustriellen Zeit zu senken, wie es als Wunschziel im
Übereinkommen von Paris vereinbart ist. Die Bundesregierung verfehlt
jetzt schon ihre Klimaschutzziele für das Jahr 2020, tut aber so, als
hätte sie noch viel Zeit. Im Geiste dieser Behäbigkeit hat offenbar
auch die von der Regierung eingesetzte sogenannte Kohlekommission den
Ausstieg aus der Kohleverbrennung auf das sehr ferne Jahr 2038
verlegt.

Bei jenem EU-Energieministertreffen am Montag in Brüssel kritisierten
laut EurActiv.de [2] fünf Mitgliedstaaten die von der EU-Kommission
vorgeschlagenen Szenarien, da keines von ihnen auf 100 Prozent
erneuerbare Energien bis 2050 setze und sechs der acht Vorschläge
sich sowieso am inzwischen überholten EU-Klimaschutzplan von 2014
orientierten. Wie man längst weiß, schreitet die globale Erwärmung
schneller voran, als noch vor fünf Jahren vermutet, so daß es nicht
reichen würde, die Wirtschaft der EU-Staaten bis Mitte des
Jahrhunderts um 80 bis 90 Prozent zu dekarbonisieren.

Konsequenterweise erteilte der luxemburgische Energieminister Claude
Turmes, der bis Juni 2018 für die Fraktion der Grünen/EFA im
Europaparlament saß, jenen sechs Szenarien eine pauschale Absage.
Turmes forderte die EU-Kommission zu mehr Transparenz über die
verwendete Zahlengrundlage auf und bezeichnete den Vorschlag der
Juncker-Kommission, die bis 2050 50 oder 60 neue Kernreaktoren bauen
wolle, als "Bedrohung" der EU-Bürger und "keine gute,
nachbarschaftliche Politik". Über die zukünftige Energie- und
Klimapolitik der EU könne nicht debattiert werden, solange kein
Vorschlag zu 100 Prozent erneuerbare Energien vorgelegt werde. Neben
Luxemburg unterstützen auch Irland, Litauen, Österreich und Spanien
eine 100prozentige Umstellung auf erneuerbare Energien. Wie gesagt,
Deutschland sprach sich dagegen aus.

Turmes strebt nicht nur 100 Prozent erneuerbare Energien für die
Stromproduktion an, sondern für den gesamten Energieverbrauch,
einschließlich des Heizens, Kühlens und des Personen- und
Güterverkehrs.

Die EU-Kommission erweckt gerne den Eindruck, sie würde sich für
wirksamen Klimaschutz starkmachen. So hat vor kurzem der
Kommissionsvorsitzende Jean-Claude Juncker die 16jährige schwedische
Klimaschutzaktivistin Greta Thunberg in Brüssel per Handkuß begrüßt,
aber in seiner späteren Rede ihrem Anliegen nach einer viel rascheren
Umsetzung von Klimaschutzmaßnahmen eine Absage erteilt. Vielleicht
war es ihm dann doch etwas säuerlich aufgestoßen, daß laut der "Welt"
Thunberg in ihrer Rede gesagt hatte, man werde sich womöglich an die
Leute, die nicht zuhören und nicht genug gegen die Erderwärmung
machen, später als "die größten Schurken aller Zeiten" erinnern. [3]

Wer wie die EU-Kommission der Industrie in die Hände spielt, braucht
natürlich ein großes Zeitfenster für seine Vorstellung einer atomaren
Zukunft. Wobei ausgeblendet werden muß, daß für den Bau neuer
Kernreaktoren sehr viel Energie verbraucht wird, man folglich nicht
von einer klimafreundlichen Technologie sprechen kann - ganz zu
schweigen von den Ewigkeitskosten und -aufwänden der Lagerung des
hochradioaktiven Abfalls nach dem Betriebsende eines Akws.

Allen acht Optionen, die von der EU-Kommission als Klimastrategie
2050 ins Spiel gebracht wurden, mangelt es an einer umfassenden
Vision, wie die Treibhausgasemissionen gesenkt werden können, indem
von vornherein deutlich weniger Energie verbraucht wird. Die
EU-Kommission will allenfalls den fossilen Extraktivismus durch den
regenerativen Extraktivismus ersetzen, aber eben nicht die
Produktionsweise so verändern, daß sich die Europäische Union von der
fatalen Wachstumsideologie verabschiedet.


Fußnoten:

[1] https://www.klimareporter.de/europaische-union/fuenf-laender-wollen-100-prozent-erneuerbare-eu-im-jahr-2050

[2] https://www.euractiv.de/section/energie-und-umwelt/news/fuenf-eu-staaten-fordern-100-prozent-erneuerbare-energie-bis-2050/

[3] https://www.welt.de/wirtschaft/article189170629/Greta-Thunberg-nennt-Jean-Claude-Juncker-indirekt-einen-Schurken.html
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BILDUNG/3322: Fledermausforschung - Bildvortrag am 13.3. im Nationalparkhaus Sankt Andreasberg


Nationalpark Harz - Pressemitteilung, 6. März 2019

Fledermausforschung im Nationalpark Harz 

Bildvortrag im Nationalparkhaus Sankt Andreasberg



Am Mittwoch, den 13. März findet um 19:00 Uhr im Nationalparkhaus
Sankt Andreasberg der Vortrag "Fledermausforschung im Nationalpark
Harz" statt.

Die Referentin Annika Schröder ist im Nationalparkhaus beschäftigt und
betreut unter anderem auch die dortige Dauerausstellung
"FledermausReich". Im Rahmen ihrer Masterarbeit erstellte sie ein
Habitatmodell für die gesamte Fläche des Nationalparks. Hierfür wurden
mit Bat-Rekordern Fledermausrufe erfasst um diese anschließend in
Zusammenhang mit der vorherrschenden Vegetation zu bringen. Die
Ergebnisse dieser Arbeit werden vorgestellt. Annika Schröder wird aber
auch auf die spannende Tiergruppe der Fledermäuse ganz generell
eingehen sowie über die Fledermausforschung im Nationalpark Harz
berichten.

Eine Anmeldung zu der 90-minütigen Veranstaltung ist nicht nötig. Der
Eintritt ist frei. Es besteht die Möglichkeit, eine Spende für das
Nationalparkhaus zu geben.

Ort des Vortrages:

Nationalparkhaus Sankt Andreasberg,

Erzwäsche 1, 37444 Sankt Andreasberg

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 06.03.2019

Nationalparkhaus Sankt Andreasberg

NABU Niedersachsen

Erzwäsche 1, 37444 Sankt Andreasberg

Internet: www.nationalparkhaus-sanktandreasberg.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. März 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / WASSER





INITIATIVE/141: EU-Bürgerbefragung - Schon über 355.000 Menschen für strengen Gewässerschutz (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 6. März
2019

Zahl des Monats: 

Schon über 355.000 Menschen für strengen Gewässerschutz in der
EU

NABU: Noch sechs Tage an der EU-Bürgerbefragung teilnehmen



Berlin/Brüssel - Über 355.000 Menschen haben sich bisher an einer
EU-Bürgerbefragung zum Thema Gewässerschutz und europäisches
Wasserrecht beteiligt und sich für die strengen Schutzvorschriften
ausgesprochen.

Unter dem Titel "#ProtectWater" ruft der NABU mit über einhundert
Umweltorganisationen aus ganz Europa dazu auf, sich mit seiner
Unterschrift für gesunde Gewässer einzusetzen. Die Verbände fordern,
dass die bestehenden Vorgaben, vor allem die sogenannte
Wasserrahmenrichtlinie (WRRL), viel besser als bisher umgesetzt wird.
Die Verbändeallianz stellt sich zudem entschieden gegen die Pläne von
Industrie und einiger Mitgliedstaaten, die die Richtlinie auf Kosten
der Umwelt abschwächen wollen. Die WRRL schützt unsere Flüsse, Seen
und Küstengewässer mit ihrer Vielfalt an Tieren und Pflanzen - und
auch unser Grundwasser - bei 90 Prozent der Gewässer in Deutschland
werden jedoch die Umweltziele verfehlt.

Problematisch ist insbesondere, dass in den letzten Jahrzehnten massiv
Personal in den staatlichen Umweltbehörden abgebaut wurde. Außerdem
werden Gewässerschutzziele noch viel zu wenig gemeinsam bearbeitet.
Vor allem die industrielle Landwirtschaft und der Energiesektor
verursachen enorme Probleme bei der Wasserqualität und in den
Gewässerlebensräumen, kümmern sich aber nicht um die Folgen. Der NABU
fordert von den Mitgliedsstaaten, die Verschmutzer von Umweltschäden
viel stärker zur Kasse zu bitten.

Die großangelegte internationale Kampagne #ProtectWater, unter
Koordination des WWF, startete Anfang Oktober, pünktlich zum Beginn
der Bürgerbefragung. Die Befragung führt die Europäische Kommission
als Teil des EU-Fitness-Check zur WRRL durch. Bis 12. März 2019 können
alle Bürgerinnen und Bürger ihre Stimme für den Schutz unserer
Gewässer abgeben.

"NABU-Zahl des Monats"

Die NABU-Zahl des Monats stellt einmal monatlich einen interessanten
statistischen Aspekt aus dem Themenbereich des NABU vor.




Mitmachen unter: www.NABU.de/protectwater

Bericht der EU zur Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie: 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=COM:2019:95:FIN&from=DE

 * 

Quelle:

NABU Pressedienst, 06.03.2019
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MESSE/177: Bocholt - Radmesse RADTRENDS 2019, Trends, Neuheiten und Aktionen am 6./7.04.2019


Stadt Bocholt - Fahrradfreundlichste Stadt Deutschlands

Bocholter Radmesse wirft Schatten voraus
Trends, Neuheiten und Aktionen am 6./7. April, 11-17 Uhr, auf dem
Berliner Platz



Bocholt (PID). Bocholt wird am 6. und 7. April zum Mekka für
Fahrradliebhaber. Dann findet von 11 bis 17 Uhr auf dem Berliner Platz
die beliebte Radmesse RADTRENDS 2019 statt. Besucher können sich über
Neuheiten, Spezialräder oder Sonderanfertigungen informieren und
erhalten Tipps rund um klimaschonende Mobilität auf zwei bzw. drei
Rädern.

Der Eintritt ist kostenlos.

Fahrradmesse noch vielfältiger und zentraler

"Ob Lasten- oder Liegerad, Mountain-Bike, Pedelec oder Rennrad: Sie
haben das Potenzial, den Verkehr im urbanen Raum zu revolutionieren
und liegen absolut im Trend", so Bocholts Umweltreferentin und
Organisatorin der Messe Angela Theurich. Bocholt zähle zu den
führenden Fahrradstädten Deutschlands, die Messe Radtrends zu den
publikumsstärksten des Landes NRW.

Diesmal findet die Messe in zentraler Lage nahe der Innenstadt auf dem
Berliner Platz statt. Dort präsentieren Hersteller, Händler und
Reiseveranstalter aus dem Inland und dem benachbarten Ausland ihre
Innovationen, Produkte und Dienstleistungen.

Neben einem großen Zelt wird es wieder viele Attraktionen auf dem
Außengelände geben, unter anderem eine Roadshow für den
Lastentransport mit Rädern. Theurich: "Das Interesse der Bevölkerung
am Rad wird seit Jahren immer größer, die angebotenen Produkte und
Dienstleistungen noch vielfältiger. Es gibt viele Neuheiten, die den
Umstieg vom Auto aufs Fahrrad immer attraktiver machen, nicht nur für
Privatpersonen und Berufspendler sondern auch für das Handwerk und das
Gewerbe."

Parcours zum Ausprobieren

Der Fokus der bereits 5. Bocholter Fahrradmesse liegt bei fachkundiger
Beratung und dem Ausprobieren der ausgestellten Produkte. Dafür gibt
es einen großen Parcours auf dem Messegelände.

Neben Fahrrädern aller Art werden zahlreiche praktische Neuheiten beim
Zubehör und für die Navigation vorgestellt sowie attraktive Fahrrad-
Reisen. Nicht zu vergessen: Es wird eine Fahrradwaschanlage vor Ort
sein.

Zum Rahmenprogramm gehören Spiel und Spaß für die kleinen Besucher
sowie Tipps für passende Ernährung und Fitness. Die Aspekte Sicherheit
und Vereine finden ebenfalls Raum auf der RADTRENDS 2019.

"Wir freuen uns über möglichst viele Besucher, die mit dem Rad
anreisen", so Theurich. Für die steht ein bewachter Fahrradparkplatz
am Berliner Platz zur Verfügung.

Hintergrund RADMESSE

Die Stadt Bocholt veranstaltet die Fahrradmesse RADTRENDS alle zwei
Jahre. 2017 zählte sie insgesamt rund 15.000 Besucher aus der Region
und den benachbarten Niederlanden. In diesem Jahr rechnet das
Umweltreferat mit noch mehr Besucherinnen und Besuchern. Auch die Zahl
der Aussteller hat sich gegenüber der letzten Messe erhöht. Details
zum Gesamtprogramm stehen ab März auf der Homepage der Stadt Bocholt
unter www.bocholt.de/rathaus/umwelt/messe-radtrends-2019 .

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 21.02.2019

Presse- und Informationsdienst der Stadt Bocholt

Berliner Platz 1, D-46395 Bocholt
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